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Präsident Miklas eröffnet die Sitzung nm

11 Uhr 15 Min. vorm.

Tcm Vorschläge des Präsidenten, im Sinne der

88 33 und 38 der Geschäftsordnung die Berichte

des Ausschusses für Handel über die Regierungs¬

vorlage (B. 75), betr. das Handels- und Schifs-

sahrtsabkommen zwischen Österreich und Finnland,

und die Regierungsvorlage (B. 46), betr. die Noten-

ivechscl mit Jugoslawien und der Schweiz wegen

der Zölle für Nutz- und Zuchtvieh usw., ans

die T. O. zu stellen und dringlich zu behandeln,

wird zu gestimmt.

Präsident: Wir gelangen zur T. O. Wir stehen

bei der 1. Lesung der Vorlage der Bundesregierung,

betr... . (Dr. Danneberg: Ist das Haus beschluß¬

fähig? Das ist doch kein beschlußfähiges Haus! —

Sever: Bei dem Haus gibt es doch keine Tagung!)

Wir werden die Beschlußfähigkeit bei einer Abstim¬

mung seststellen. (Sever: Entschuldigen Sie, es

müssen bei der Eröffnung doch wenigstens 100 Teilte

da sein! — Dr. Danneberg: Wir können auch

Weggehen! Es ist. nicht eine' Sache der Minder¬

heit, die Beschlußfähigkeit des Hauses zu garan¬

tieren, das ist Sache der Mehrheit! Wenn die

Mehrheit sich für die Erledigung des Budgets

nicht, interessiert, eine Sache der Minderheit ist

das nicht! Wir können auch fortgehen! — Sever:

Wir können auch herausgehen, wenn die anderen

nicht kommen!)

Präsident (nach einer Pause): Ich glaube, wir

können jetzt beginnen.

Wir gelangen zur T. O., das ist die 1. Lesung

der Regierungsvorlage (B. 70), betr. den Bnndes-

voranschlag und das Bundesfinauzgesetz für das

Jahr 1928 in Verbindung mit der 1. Lesung der

Regierungsvorlage (B. 76) über die Bewilligung

eines Nachtragskredits für das Jahr 1927 zur

Leistung von Bundeszuschüssen an die Postsparkasse.

Dr. Danneberg: Hohes Haus! Der Nationalrat

ist heute wieder in der Lage, einen Voranschlag

der Bundesregierung zu überprüfen, und er erfüllt

damit eine Aufgabe, die zu den wichtigsten einer

Volksvertretung gehört. Schon die äußere Betrachtung

der Dinge zeigt, lvie die Regierung hier ihre Pflicht

gegenüber dein Parlament auffäßt. Die Hefte, die

uns vorgelcgt werden und aus denen wir den Inhalt

des Voranschlages kcnnenlcrnen sollen, werden

immer dünner und immer schmächtiger; man teilt

dem Parlament immer weniger und immer weniger

mit. Im Jahre 1923 zum Beispiel hat das Finanz-

gcsetz mit dem Bundesvoranschlage noch 203 Druck¬

seiten gehabt, für das Jahr 1928 hat der Vor¬

anschlag nur mehr 84 Seiten, also nicht einmal

halb soviel. Die Detailheste waren im Jahre 1923

noch 1460 Seiten stark. Die Hefte, die man uns
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für das Jahr 1928 gegeben hat, haben 480 Druck¬

seiten, also ungefähr ein Drittel von deni, was sie

früher hatten.

Der Herr Minister hat dieses Budget vor 14 Tagen

mit einer Rede cinbegleitet, die im wesentlichen nur

eine Wiederholung der gedruckten Erläuterungen

gewesen ist und jede Betrachtung von einem höheren

Gesichtspunkt aus vermissen ließ. Wenn, wie die

Mehrheit in diesem Hause und die Regierung selbst

immer behaupten, bei ihnen ein Gefühl von wirk¬

licher Demokratie vorhanden wäre, dann, hohes

Haus, müßte die Regierung vor allem das Budget¬

recht des Nationalrates achten. Aber was geschieht

da? Es ist gar nicht lange her, erst im Juli des

Jahres 1925 war cs, daß dieses Budgctrccht des

Parlaments sogar neu geregelt worden ist. Im

Berwaltungsentlastungsgesetz ist damals festgesetzt

worden, daß Überschreitungen der genehmigten Kredite

der Zustimmung des Finanzministers bedürfen, der

darüber, wie es dort heißt, periodisch dem National¬

rate Bericht zu erstatten hat. Ich niöchte den Herrn

Finanzminister cinladen, uns mitzuteilen, wie viele

solcher Nachtragskredite er in den letzten zwei

Jahren dem Parlamente zur Genehmigung vor¬

gelegt hat und wann diese Bestimmung eingehalten

worden ist. Das Parlament bewilligt ein Budget.

Das Gesetz sagt ausdrücklich, daß die genehmigten

Kredite, wie es dort wörtlich heißt, unüberschreitbarc

Höchstbeträge sind. Wenn sie aus unvermeidlichen

Gründen dann doch überschritten werden, so erfährt

das Parlament bei uns faktisch davon erst zwei

Jahre nach der Budgetberatung, wenn nämlich der

Rechnungsabschluß über dieses Jahr vorgclegt wird.

Damit, hohes Haus, wird aber das Budgetrccht

des Parlaments in Wirklichkeit zu einem guten

Teil illusorisch gemacht.

Es gibt aber dann noch ein zweites. Es kann

Vorkommen, daß plötzlich Ausgaben gemacht werden

müssen, die in deni Budget gar nicht vorgesehen

sind. Da schreibt nun das Gesetz vor, daß dann

nachträglich die verfassungsmäßige Genehmigung ein¬

geholt werden muß. Bei Gefahr im Verzug, so

hieß es früher im Gesetze, darf der Finanzniinifter

die Ausgaben machen, er muß aber die Genehmigung

hinterher einholen. Wir haben erlebt, wie tm Central¬

bankskandal diese Bestimmung von der früheren Re¬

gierung in einer unerhörten Weise mißbraucht

worden ist, die Kreditvorlage über die Mittel, die

die Regierung in Anspruch genommen hat, mußte

dann erst erzwungen werden. Darum hat der

Nationalrat aus dieser Affäre damals, wie sich

alle noch erinnern werden, den Schluß gezogen,

daß er sein Budgetrecht gegenüber der Regierung

verstärken müsse, und wir haben im Dezember 1926

hier ein Verfassungsgesetz beschlossen, in dem sest-

gesetzt ist, daß auch in solchen Fällen, in denen

Gefahr im Verzug ist und unvorhergesehene Aus¬

gaben gemacht werden müssen, der Nationalrat

gefragt werden muß. Wenn es sich um weniger als

1 Million Schilling handelt, so genügt zunächst

die Zustimmung des Hauptausschusses. Natürlich

muß auch dann die Genehmigung des Nationalrates

cingeholt werden.

In dem Gesetzentwurf, den meine Partei damals

vorgclegt hat. stand noch das Wörtchen „sofort"

darin, daß also die Genehmigung des Nationalrates

sofort cingeholt werden soll. Damals ist von der

Regierung erwidert morden, dieses Wort sei nicht

notwendig, denn wenn man eine solche Bcrfassungs-

bestimninng mache, sei es ja ganz selbstverständlich,

daß man gleich tu» werde, was nötig ist, und im

übrigen habe es ja jede große Partei in der Hand,

die Einberufung des Parlaments schon nach den

Bestimmungen der Geschäftsordnung zu verlangen

und die Regierung zu veranlassen, die diesbezüglichen

Kreditvorlagen einzubringen. Ich bin überzeugt —

und wenn es nicht so wäre, wie ich meine, dann

bitte ich den Herrn Finanzminister, hier zu wider¬

sprechen —, daß die Regierung solche unvorher¬

gesehene Ausgaben schon gehabt hat, mir ist aber

nicht in Erinnerung, daß sich der Hauptausschuß,

wenn es sich etwa um weniger als 1! Million Schilling

dabei gehandelt hat, auch nur einmal gefragt worden

wäre. Ich erinnere znm Beispiel daran, daß bei

der Gründung des selbständigen Justizministeriums

doch wohl Ausgaben gewesen sein müssen; ich

erinnere daran, daß der Brand des Justizpalastes

vermutlich der Regierung unvorhergesehene Ausgaben

gemacht hat, denn das kann doch nicht budgetiert

gewesen sein. Ich erinnere daran, daß bei der

Polizei vor den Personalvertretungswahlen massen¬

haft Remunerationen ausgetcilt worden sind. Man

hat vermutet, daß diese Remunerationen aus den

Ünternehmerspenden stammen. Die Polizei hat das

damals dementiert und erklärt, das sei Bundesgeld,

das den Sicherheitswachebeamten .gegeben worden

ist. Wenn das letztere der Fall ist, kann es sich ja

auch nicht um budgetierte Beträge gehandelt haben.

Sic sehen also hier eine Reihe von Ausgaben, von

denen ich annehmen muß, daß sie außerhalb des

Voranschlages gemacht worden sind, aber Vorlagen

darüber hat nieines Wissens der Hauptausschuß

niemals gesehen.

Es ist also eine etwas problematische Beschäftigung,

sich hier mit einem Voranschlag zu befassen, wenn man

das Gefühl hat, daß die Regierung selbst das Gesep

nicht einhält, obzwar der Artikel III des Finanz¬

gesetzes, das uns vorliegt, die Bestimmungen, von denen

ich rede, ausdrücklich wiederholt und auf sie hinweist.

Aber das Mißtrauen, daß man bei der Be¬

trachtung des Voranschlages haben niuß, geht auch

in einer anderen Richtung. Die Verpflichtungen, die

der Staat hat, sind eigentlich unbegrenzt. Er hat

Verpflichtungen gegenüber seinen Angestellten, Ver-
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pflichtungen zur Führung der verschiedenste» Ämter,

er hat Verpflichtungen sozialer, kultureller Natur,

die Aufgabe das Wirtschaftsleben zu befruchten, er

hat Verpflichtungen der mannigfachsten Art — alles

natürlich im Rahmen des möglichen. Und dieser

Rahmen ist durch die Einnahmen, die der Staat

hat, gesteckt. Wenn man beurteilen will, was der

Staat ansgeben kann itnd was er ausgeben soll,

dann muß man seine Einnahmen kennen. Daher

wäre es bei dem Voranschläge zunächst die allcr-

wichtigste Voraussetzung, über die Einnahmen des

Staates eine richtige Auskunft zu erhalten. Schauen

wir uns nun die Art, wie die Regierung dem

Parlament Auskunft gibt, ein wenig näher an.

Daß in der Zeit der Inflation der Voranschlag

der Regierung mit dem Rechnungsabschluß nicht

übereingestimmt hat, kann man ihr nicht übelnehmen.

Das hat zwar die Partei der Regierung im Ge-

meinderat der dortigen Verwaltung übelgenommen,

aber in diesen Fehler will ich nicht verfallen. Damals

konnte keine Verwaltung ein Budget ausstellen, das

dann in der Wirklichkeit zugetroffen ist. Ich billige der

Regierung sogar zu, daß in den ersten Jahren der

Stabilisierung der Krone, in den Jahren 1923

und 1924, ein Budget aufgestellt werden mußte,

das dann in Wirklichkeit nicht zugetroffcn ist; denn

damals waren trotz der stabilisierten Krone so viele

Verschiebungen, so viele Anpassungen, so viele Preis-

veränderungen da, daß naturgemäß das Budget

nicht stimmen konnte. Aber diese Zeit ist doch seit

ein paar Jahren schon vorbei, und man müßte

daher wohl meinen, daß man jetzt wenigstens einen

wirklich richtigen Überblick über die Einnahmen des

Staates von der Regierung bekommen kann.

Was sehen wir aber? Die Regierung hat uns

nicht nur das Budget für das Jahr 1928 vor-

gclegt, sondern auch den Rechnungsabschluß für das

Jahr 1926, den wir für die Beurteilung des Vor¬

anschlages mit heranziehen müssen. Für das Jahr

1926 — ich bitte, meine Herren, das war das

vierte Jahr nach der Stabilisierung der Krone —

waren an Zöllen, Steuern und Gebühren 743'l Mil¬

lionen Schilling veranschlagt, und in Wirklichkeit hat

der Bund, wie der Rechnungsabschluß ausweift,

966'35 Millionen Schilling eingenommen; das ist

eine Mehreinnahme gegenüber dem Voranschlag von

223'25 Millionen Schilling. Dazu kommt noch, daß

bei Tabak, Salz und den anderen Monopolen die

Einnahmen um 35 Millionen Schilling größer waren

als nach dem Voranschlag, so daß sich im ganzen

hier eine Mehreinnahme von rund 258 Millionen

Schilling ergibt. Das ist, hohes Haus, um rund

30 Prozent mehr als der Voranschlag ausgewiesen

hat. Dieses Plus allein, das der Bund da über

seinen Voranschlag hinaus eingcnomnien hat, niacht

»vcsentlich mehr aus, als alle 18 Gemeindesteuern

der Stadt Wien überhaupt tragen.

Noch sonderbarer wird diese Budgetierung, wenn

man sie im einzelnen betrachtet. Für das Jahr 1926 ist

zuni Beispiel die Einkommensteuer mit 115 Milllionen

Schilling bndgetiert gewesen, die Einnahmen betrugen

143'3 Millionen Schilling; das ist eine Mchrcin-

nahme von 24'6 Prozent. Die Stempel- und Rechts¬

gebühren haben im Jahre 1926 eine Mehreinnahme

vvn 501/* Prozent geliefert. Die allgemeine Erwerb-

steuer war mit 25 Millionen Schilling veranschlagt

und hat in Wirklichkeit 53 6 Millionen Schilling

getragen. (Hört! Hört!) Das ist eine Mehreinnahme

von 11472 Prozent. Die Körperschaftssteuer war mit

35 Millionen Schilling veranschlagt und hat in

Wirklichkeit 85 Millionen Schilling getragen; das

ist eine Mehreinnahme von mehr als 143 Prozent.

Nun sage noch jemand, daß den Voranschlägen der

Regierung irgendein Zutrauen gewährt werden

kann, daß man sich auf die Zahlen, die uns da

präsentiert werden, halbwegs verlassen kann. Ich

wiederhole, wenn das im Jahre 1923 passierte, so

ist darüber sachlich gar nichts zu sagen. Damals

waren ja die Unterschiede noch größer. Bei der

Erwerbsteuer betrug der Unterschied zwischen Vor¬

anschlag und Rechnungsabschluß 260 Prozent, bei

der Körperschaftssteuer 218 Prozent. Aber im Jahr

1926 zeigen doch solche ungeheure Differenzen, daß

man bei den Steuern das Doppelte und Anderthalb¬

fache des veranschlagten Betrages einnimmt, daß hier

dem Parlament Mitteilungen gemacht werden und

ein Budget ausgestellt wird, das mit der Wirklichkeit

aber schon gar nichts mehr zu tun hat. Die Zahlen,

die man da also im Budget liest, sind Hausnummern,

weiter nichts, denen man kein Vertrauen für die

wirkliche Beurteilung des Budgets absolut nicht

beimessen kann.

Man könnte sich noch damit trösten und sagen,

es ist nur gut und schön, wenn man Überraschungen

erlebt »nd ivcnn die Steuern um so viel mehr tragen,

als man veranschlagt hat. Aber von diesem Stand¬

punkte aus kann das Parlament diese Dinge nicht

beurteilen, denn das Parlament muß ja seine Aus-

gabcnpolitik nach den Einnahmen des Staates

richten, und wenn ihm dabei ein ganz falsches Bild

gegeben wird, dann wird die Ansgabenpolitik des

Parlaments entscheidend beeinflußt.

Wie steht cs nun für das Jahr 1928? Natürlich

find für das Jahr 1928 die indirekten Steuern

wieder stark gewachsen, sie machen jetzt schon vier

Fünftel der gesamten Steuereinnahmen des Staates

aus. Es ist kennzeichnend, daß man eigentlich nur

mit zwei Steuerherabsetzungen für dieses Jahr

rechnen kann, die sich irgendwie auswirken sollen,

nämlich mit einer Herabsetzung der Luxnswaren-

nmsatzstcuer, die erfolgt ist, und mit einem Geschenk

bei der Rentensteuer, das die Regierung durch eine

Verordnung den Stellen machen will, die jetzt das

Centralbankabenteuer bezahlen müssen. Wenn ich die
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Gesamtsumme nehme, so sind alle Steuern und Ge¬

bühren für das Jahr 1928 mit geringeren An¬

sätzen veranschlagt, als die Erträge des Jahres 1926

waren. Die Regierung setzt also ihre Methode, die

Einnahmen ganz falsch darzustellen, offenbar fort.

Man könnte einwenden, die Wirtschaftslage sei

vielleicht jetzt viel schlechter geworden, als sie in,

Jahre 1926 war, und daher sei der Pessimismus

der Regierung bezüglich der Einnahmen gerecht¬

fertigt. Wir wissen aber doch alle, das; die Wirt¬

schaftskrise im Jahre 1926 weit größer war, als

sie heute ist, daß damals ein Höchststand an Arbeits¬

losen zu verzeichnen war, während die Regierung ja

im heurigen Bundesvoranschlag selbst damit rechnet,

daß es im Jahre 1928 um 30.000 Arbeitslose

weniger geben wird als im heurigen Jahre. Es

sind also ganz unzweifelhaft, wie es übrigens der

Herr Minister am Schlüsse seiner Rede selbst fest-

gestellt hat, sehr merkliche und deutliche Anzeichen

einer wirtschaftlichen Besserung vorhanden, die sich

natürlich auch in den Stcncrcinnahnien des Staates

ausdrückcn muß, sofern man nicht Steuerermäßigungen

in Aussicht nimmt. Von solchen Steuerermäßigungen,

die noch kommen sollen, hat der Herr Finanzminister

aber mit keinem Wort geredet. Er hat uns, wenn

ich mich recht erinnere, erzählt, daß wir uns hart

am Rande des möglichen bewegen, er hat aber

auch nicht einmal angedeutet, daß cs zu Steuer¬

ermäßigungen kommen soll. Was man über die Ent¬

wicklung der Staatseinnahmen des Jahres 1927

weiß, rechtfertigt den Pessimismus der Regierung

ebensowenig wie das Ergebnis des Jahres 1926;

denn in den ersten sieben Monaten des Jahres 1927

ist der Überschuß schon viel größer gewesen, als er

für das ganze Jahr 1927 veranschlagt war.

Daraus sehen wir also, wie sich die Entwicklung

in Wirklichkeit vollzieht, und da kann man also

nicht mehr von einer Vorsicht reden, die die Re¬

gierung, mit Recht natürlich, bei ihren Voranschlägen

walten lassen muß, sondern da kommt man viel

eher zu dem Eindruck, daß hier eine Täuschung der

Volksvertretung beabsichtigt ist, die ganz bewußt

und absichtlich gemacht wird. Es ist natürlich viel

bequemer, statt sich mit den großen Aufgaben aus-

einanderzusetzen, die an den Bund herankommcn,

einfach seine leeren Taschen zu zeigen und jedesmal,

wenn man etwas braucht, zu sagen, daß man kein

Geld hat. Daß solche Äußerungen der Regierung,

wie sie der Herr Finanzminister auch in seiner Rede

gemacht hat, nicht mehr geglaubt werden, hat seine

guten Gründe; man hat cs ja im Sommer 1926,

als der damalige Bundeskanzler feierlich erklärte, die

Regierung habe kein Geld, erlebt, daß sie 11 Tage

später plötzlich l>00 Milliarden für einen Zweck, der

ihr genehm war, übriggchabt hat. (Sehr richtig!)

Der Herr Finanzminister, der das Budget in

dieser Form offenbar mit Absicht dem Parlament

vorgelegt hat, um es über die wirklichen Einnahmen,

mit denen der Bund zu rechnen hat, im unklaren

zu lassen, hat es in seiner'Rede auch unterlassen,

uns ein Bild über die Staatsfinanzen zu geben.

Er hat sich, wie ich schon erwähnt habe, nicht einmal

im allgemeinen über die Steuerpolitik geäußert und

hat nur bezüglich der Zölle erklärt, daß der neue

Zolltarif im Budget nicht berücksichtigt sei. Aber

der Zolltarif ist nicht nur in den Einnahmeziffern

der Zölle nicht berücksichtigt, sondern seine Wirkungen

hat die Regierung anscheinend in gar -keiner Weise

bei diesem Budget veranschlagt. Es ist eine Binsen¬

wahrheit, daß die Bundesfinanzen mit der Lage

der Volkswirtschaft» aus das engste zusammen-

hüngen, und eine Darstellung in dieser Richtung

hätte der Finanzminister eigentlich geben müssen. Wir

haben aber darüber nur ein paar sehr dürftige Sätze

von ihm gehört. Wenn auf Grund dieses Zolltarifs,

den die Mehrheit vor wenigen Tagen beschlossen

hat, die bestehenden Handelsverträge wirklich revidiert

werden sollten, würde dies die mannigfachsten

Wirkungen auf unser Wirtschaftsleben ansüben, da

unsere Industrie vom Export abhängt und die Agrar¬

zölle das ganze Leben und die Produktion wesentlich

verteuern. Das alles hat sicher schwere Folgewirkungeu,

und der Finanzminister müßte sich darüber klar sein.

Aber die Regierung hat nicht nur jetzt, sondern auch

früher jede Diskussion über diese Frage abgelehnt.

Erinnern Sic sich nur daran, daß wir schon vor

Monaten, als die Regierung mit ihren neuen Zoll-

vorschlägen kaue, gesagt haben, daß, wenn man auf

der einen Seite den Mehlzoll erhöhen wolle, man

doch ans der anderen Seite die Warenumsatzsteuer

für das Mehl lockern oder beseitigen müßte. Auf

alle diese Vorschläge sind die Herren damals nicht

eingegangen. Ter Herr Finanzminister will eben hier

ein Doppelverdiener sein; er will aus der einen Seite

den Zoll für das Mehl einnehmen und ans der andern

Seite auch noch von dem erhöhten Mehlpreise seine

Warenumsatzsteuer nehmen.

Wenn das Zeugnis des Herrn Abg. Dr. Weiden-

hoffer gilt, so ist sich wenigstens die Industrie

darüber im klaren, daß der Zolltarif Lohnerhöhungen

im Gefolge haben muß, wenn er einmal zur Aus¬

wirkung kommt. Was denkt aber die Regierung über

diese Frage? Sie zeigt da nur die kalte Schulter,

und zwar gegenüber alten; sie zeigt sie den Bundes¬

angestellten, worüber ich nicht sprechen will, weil

diese Frage einer besonders ausführlichen Behandlung

bedarf, sie zeigt sie den Pensionisten, sie zeigt sie

den Altpensionisten, für die in diesem Voranschläge

nur eine spärliche Besserstellung eingestellt ist, sie

zeigt sie auch bei den kleinsten Dingen. Ich erinnere

daran, daß seit mehr als einem Jahre ein Streit

darum geht, daß die Rentner der Militärarbeiter

eine Aufbesserung ihrer Renten um 10 8 im Monat

bekommen. Der Akt bleibt ewig unerledigt, denn
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dafür hat die Regierung kein Geld. Forderungen der

Kriegsinvaliden sind da, die Kleinrentnerfrage steht

immer noch ans der Tagesordnung, soziale Pflichten

an allen Ecken und Enden; der Herr Finanzministcr

aber hat dafür nur geringes Interesse, ein Achsel¬

zucken, die Einnahmen des Staates gestatten, wie er

sagt, nicht mehr, als in dem Budget für alle diese

Dinge vorgesehen ist. Aber die Einnahmen stimmen

eben gar nicht, wie man aus einer Betrachtung

dieser Dinge sieht.

Ta redet die Regierung vom Abbau des Mieter¬

schutzes, man hört aus den Kreisen der Regierungs¬

parteien allerhand über eine Vorlage, die kommen

soll. Die einen reden vom 3000fachen Zins, die

andern reden von einem 6000fachen, von einem

8000sachcn Zins, der angestrebt werden soll. Ich

persönlich glaube ja das alles nicht, denn ich habe

ja in flammenden Worten überall im April gelesen,

das; die Einheitsliste den Mieterschutz gesichert hat,

und ich glaube diesen Worten der Regierungsparteien

vorläufig noch. Wenn die Regierung selber diesen

Worten nicht glaubt und wenn sie anders denkt,

dann soll sie sich doch bei der Vorbereitung ihrer

Pläne darüber klar werden, welche Rückwirkungen

so etwas ans die Volkswirtschaft und ans die StaatS-

finanzcn hätte. Denn daß man ernsthaft beabsichtigen

könnte, die Hausherrenrente auszuwerten, ohne sich

um alle andern Anfwertungsprobleme und ohne sich

um die Rückwirkungen dieser Aufwertung zu kümmern,

das ist doch für einen Volkswirtschaftler vollkommen

ausgeschlossen, und so etwas könnte auch die Regierung

Seipel gewiß nicht verantworten.

Schauen wir uns nun einen Augenblick an — ich

weiß nicht, ob sich die Regierung darüber Vor¬

stellungen gemacht hat, vielleicht kann uns der. Herr

Finanzminister dann etwas darüber sagen —, was

denn diese Lockerung und Aushebung des Mieter¬

schutzes bedeuten würde, zunächst für die Regierung

selbst. Die Bezüge der aktiven Beamten sind in dem

Voranschlag mit 435 Millionen Schilling angegeben,

die Bezüge der Pensionisten mit ,262 Millionen

Schilling, das find zusammen nahezu 700 Millionen

Schilling. Glaubt die Regierung wirklich, daß eine

Teuerung, die der neue Zolltarif und die eine

Lockerung des Mieterschutzes bringen kann, in den

Beträgen untcrzubringen ist, die sie heute zahlt?

Glaubt die Regierung, daß es möglich ist, solche

Bezüge aufrcchtzuerhalten, wenn mir mit unserem

Index weit über die Goldparität hinaus kämen, so

wie das alle Staaten erlebt haben, in denen der

Mieterschutz gelockert und ausgehoben worden ist und

in denen es heute keinen Mieterschutz mehr gibt?

Vor einiger Zeit hat man in der Öffentlichkeit

gehört, daß die Anleihe, die die Regierung im Ans¬

tande anfnehmen will, an die Bedingung geknüpft

worden sei oder geknüpft werden soll, daß das An-

schlußverbot des Genfer Vertrages in irgendeiner

Form erneuert wird und der Mieterschutz fällt. Der

Herr Finanzminister hat das alles erfreulicherweise

in seiner Rede als ein Märchen erklärt und hier

ausdrücklich festgestellt, daß an diesen Behauptungen

der Öffentlichkeit kein wahres Wort sei. Ich muß

auch sagen, die Schande einer Einmengung des Aus¬

landes in unsere innere Politik war schon im

Jahre 1922 arg genug, aber daß man sie heute

ertragen könnte, das wäre wohl gänzlich ausgeschlossen.

Allerdings kann cs schon sein, daß nicht alle Herren,

die Österreich im Anslande vertreten, geeignet sind,

diese Meinung der ganzen Bevölkerung dort überall

klar zum Ausdruck zu bringen. Denn daß zum

Beispiel immer noch der Herr Mensdorff der Ver¬

treter Österreichs im Völkerbund fein kann (Sehr

richtig!), als ein Symbol der Verhöhnung des An¬

schlußwillens, den 99 Prozent der Bevölkerung

haben, das gehört auch zu diesem Kapitel.

Was übrigens diese Anleihe anlangt, hohes Haus,

die die Regierung aufnehmen will, so muß dazu

doch schon jetzt einiges gesagt werden. Es ist selbst¬

verständlich eine Pflicht der Regierung, Investitionen

zu machen, um durch Investitionen, die auch rein

sachlich bei uns in Österreich wirklich in Hülle und

Fülle notwendig sind, dem Wirtschaftsleben neue

Impulse zu geben. Wenn die Regierungspresse

darüber Purzelbäume geschlagen hat, so muß ich

sagen, ist das eigentlich wenig verständlich, denn

das, was die Regierung angekündigt hat oder in

ihren offiziösen Zeitungen über diese neue Anleihe

ankündigen ließ, war doch eigentlich nichts anderes

als das, daß die Jnvestitionsarbciten in dem be¬

scheidenen Umfange, in dem sie in den letzten Jahre»

geführt worden sind, jetzt ein paar Jahre fortgesetzt

werden sollen. Um mehr hat es sich dabei in Wirk¬

lichkeit gar nicht gehandelt. Meine Herren, die Re¬

gierung ist gar nicht so investitionsfrcnndlich, wie

sie sich jetzt gerne hinstellen möchte. Im Jahre 1926

zum Beispiel hat sie sogar bei den Investitionen

Geld erspart. Da waren 157 Millionen Schilling

im Voranschlag für Investitionen vorgesehen, aber

nur 135 Millionen Schilling sind wirklich aus-

gegeben worden, wie man aus dem Rechnungs¬

abschluß ersieht. Da hat die Regierung sogar bei

den Investitionen noch gewaltige Ersparungen ge¬

macht. Die Regierung hätte uns anläßlich der Ein¬

bringung des Budgets über diese Anleihe, mit der

sie ja, wie der Herr Finanzminister uns gesagt hat,

mit Sicherheit rechnet, doch auch schon etwas mehr

erzählen müssen. Der Herr Minister hätte uns doch

sagen müssen, was mit der Anleihe eigentlich geplant

ist. Wir erfahren aus den Erläuterungen und ans

dem Budget selber nur etwas über das Jahr 1928.

Es wäre aber dringend notwendig, ein ganzes Pro¬

gramm über diese Investitionen rechtzeitig zu hören.

Wie hat es denn die Regierung mit den In¬

vestitionen bisher in finanzieller Hinsicht gehalten?
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Die Partei der Regierung redet im Gemciuderat

als Opposition fortwährend mit den Worten des

heftigsten Tadels darüber, daß man Jnvestitions-

ausgabcn ans laufenden Einnahmen deckt. Schauen

wir, ivas die Regierung eigentlich getan hat? Im

Jahre 1925 ist der Überschuß der normalen Ge¬

barung des Bundes so groß gewesen, daß er alle

Investitionen gedeckt hat und noch ein Überschuß

im Betrage von 7 6^2 Millionen Schilling geblieben

ist. Im Jahre 1926 hat die laufende Gebarung

einen Überschuß von 103 Millionen Schilling gehabt,

die Investitionen waren 135 Millionen Schilling.

Aber, meine Herren, damals waren unter den Aus¬

gaben auch 55V2 Millionen Schilling für die Central¬

bank. Wenn die Regierung diese Ausgabe nicht

geniacht hätte, die sie übrigens faktisch ja jetzt

wieder zurückbekommt, so würde der Überschuß

158 Millionen Schilling gewesen sein, das heißt

wieder größer als die Investitionen. Und das heiße

man doch wohl Investitionen ans dem lausenden zu

decken. Für das Jahr 1928 ist ein Überschuß von

35 Millionen Schilling vorgesehen und Investitionen

im Betrage von 191 Millionen Schilling. Aber,

meine Herren, wenn man sieht, wie die Einnahmen

bndgeticrt sind, dann erkennt man, daß offenbar

ein viel größerer Teil dieser Investitionen ans der

laufenden Gebarung gedeckt werden soll. Daraus

deutet ja übrigens auch hin. daß der Herr Minister

in das Budget nur einen sehr geringen Betrag für

die Verzinsung der neuen Anleihe im Jahre 1928

eingestellt hat, daß er also offenbar damit rechnet,

daß nur ein kleiner Bruchteil dieser Investitionen

im Jahre 1928 ans der neuen Anleihe gedeckt

werden soll. Es wäre natürlich auch darüber zu

reden, ob es denn wirklich, wie das die Regierungs-

prcsse jetzt immer darstellt, ein förmliches Ideal

wäre, Schulden zu machen und insbesondere im

Auslande Schulden zu machen. Man denkt in anderen

Staaten, zum Beispiel in Deutschland, einigermaßen

anders über diese Dinge, und daß man dabei einige

Behutsamkeit walten lassen sollte, das zeigen übrigens

auch die Erfahrungen, die einzelne österreichische

Länder mit solchen Auslandanleihen gemacht haben.

Ich will heute nicht weiter über diese Probleme

reden, obwohl sehr ernst darüber zu reden wäre,

aber ich möchte cs bei der Gelegenheit nur erwähnt

haben.

Die Regierung müßte uns wohl auch rechtzeitig

etwas über die Konstruktion dieser ganzen Anleihe

sagen und sehr rechtzeitig auch etwas sagen, wie

sie eigentlich über die Anlage dieser Gelder denkt.

Denn je nachdem, ob diese Anleihe in einzelnen

Tranchen ausgenommen werden wird, die sich ans

ein paar Jahre verteilen — was ich nicht weiß —,

oder ans einmal ausgenommen werden wird,

wird ja natürlich die Frage der Anlage dieser

Gelder eine ungeheure Rolle spielen. Wir haben ja

erlebt, was man mit solchen Dingen anfangcn kann.

Kaum waren 5 Millionen Dollar aus der Völkcr-

bundanleihe freigegeben, so hat die frühere Re¬

gierung diesen ganzen Betrag so verwendet, daß

man da hinter den Kulissen Zinscnspannungen für

Parteizmecke benutzt hat, und dieses System Kollmann-

Rintelen ist wohl ein System, das nicht wieder Platz

finden und nicht wieder zur Geltung kommen darf.

Für die Beurteilung der Anleihe ist ja auch gar

nicht unwichtig, daß die Verschuldung Österreichs

an und für sich schon keineswegs mehr gering ist.

Nach den Aufstellungen, die wir in den Erläute¬

rungen lesen, beträgt ja der Schnldcnstand Öster¬

reichs schon 2544 Millionen Schilling, das ist aus

den Kopf der Bevölkerung gerechnet 400 8 oder,

wenn wir nur die erwachsene Bevölkerung nehmen,

638 8 ans den Kopf der Bevölkerung, also keines¬

wegs mehr eine kleine Summe. Und wenn jetzt

neuerdings eine Anleihe von 725 Millionen Schilling

dazukommt, so wächst diese Kopsquote um 140 8,

und wenn wir nur die erwachsene Bevölkerung

rechnen, um 181 8. Und das, was die Bevölkerung

an Tribut leisten muß, um diese Anleihe zu ver¬

zinken und zu tilgen, ist ja gar nicht wenig. Denn

für den Zinsendienst sind ja in diesem Budget nicht

weniger als 81 Millionen Schilling vorgesehen, für

die Tilgung 541/2 Millionen Schilling gesondert

außer den 5 Millionen Schilling, die schon für die

neue Anleihe präliminiert sind. Das sind zusammen

Beträge, die ungefähr so groß sind wie die gesamte

Einnahme, die dem Bund aus der Warenumsatz-

stcuer bleibt. Das heißt, wir heben in unserem Land

eine überaus drückende, volkswirtschaftlich absolut

schädliche Steuer ein, die einen großen Ertrag liefert,

der, soweit er dem Bunde bleibt, völlig für den

Schuldcndienst verwendet werden muß.

In Wirklichkeit ist es aber, wenn man von einer

Jnvestitionsanleihe redet, zum Teil wenigstens, eine

Irreführung. Denn in Wirklichkeit handelt es sich

ja — innerpolitisch gesehen —, wenigstens für die

Tranche eines Jahres, um eine Anleihe ganz anderer

Art. In dem Rechnungsabschluß für das Jahr 1926

ist eine merkwürdige Post, von der ich schon ge¬

sprochen habe. Es sind die 551/2 Millionen Schilling,

die die Regierung der Centralbank hingeworfen hat

und die in dem Rechnungsabschluß als ein Dar¬

lehen des Bundes bezeichnet sind. Dieses Geld wird

ja nicht von der Centralbank zurückgegeben, wie

man uns int Juli 1926 erzählt hat, sondern aus

einer eigenen Steuer zurückerstattet, die jetzt 15 Jahre

lang zur Einhebung gelangt.

Ich muß übrigens bei dieser Gelegenheit ans

eine besondere Sonderbarkeit aufmerksam machen,

die man ans diesem Rechnungsabschluß erfährt.

Der Oberste Rechnungshof bemerkt nämlich bei

diesen 551/2 Millionen Schilling für die Central¬

bank, daß darin auch eingerechnet sind jene

20. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)6 von 38

www.parlament.gv.at



20. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. — 4. November 1927. 591

4 Milliarden Kronen, jene 400.000 8, die der Bund

im Juli 1926 der Steircrbank nach Graz gegeben

hat. (Hört! Hört!) Meine Herren! Wir erinnern

uns, wie das damals war. Die Regierung hat für

die Centralbank Geld hergcgeben, sie ist dann im

Parlament zur Verantwortung gezogen worden, es

hat vertrauliche Sitzungen des Finanzausschusses

gegeben, in denen man uns die Lage dargelegt hat,

die Regierung hat erklärt, diese Aktion sei not¬

wendig gewesen, um Sparkasscngelder zu retten;
von der Stcirerbank war mit keiner Silbe die

Rede. Tann hat man ein Kuratorium und später

einen Untersuchungsausschuß eingesetzt. Dieses Kura¬

torium hat aus purer übertriebener Gewissenhaftig¬

keit eines schönen Tages — cs mar Ende August —-

cs für notwendig gesunden, einen Buchhalter zur

Nationalbank zu schicken, um dort der Form halber

nachschauen zu lassen, ob die Eintragungen der

Bundcsgeldcr bei der Ccntralbank mit den Ein¬

tragungen bei der Nationalbank, die die Auszahlungs-'

stelle war, übereinstimmen, und da hat der Buch¬

halter plötzlich gemerkt, daß da eine Differenz von

4 Milliarden ist, die man sich gar nicht erklären

konnte. So ist man daraus gekommen, daß die

Regierung der Steirerbank 4 Milliarden gegeben

hat, und zwar ist das, wie man dann gehört hat,

blitztelegraphisch veranlaßt worden — so dringend

muß das also gewesen sein —, ohne daß man es

der Mühe wert gefunden hätte, dem Parlament

darüber Rechenschaft zu geben. Als man dann des¬

wegen den Herrn Finanzminister Kollmann im

Untersuchungsausschüsse zur Rechenschaft zog, hat er

geantwortet, er hätte danials im Finanzausschuß

nichts davon erzählt, denn er sei ja gar nicht

darum gefragt worden. Er meinte offenbar, wenn

Staatsgelder verschleudert werden, müsse man von

selber aus die Idee kommeu, daß da für die

Steirerbank auch etwas abfällt, und man hätte

fragen sollen, ob die Steirerbank auch dabei war.

Das konnte man nicht, das hat man nicht eimual

dem Herrn Kollmann zugetraut. Nun kam es im

Untersuchungsausschuß zu einer Reihe von Einver¬

nahmen über den Charakter dieser 4 Milliarden,

und ich muß doch daran erinnern, daß der Herr

Abg. Streeruwitz, der ursprünglich der alleinige von

der Regierung eingesetzte Kurator bei der Ccntral¬

bank gewesen ist, im Untersuchungsausschuß ausgesagt

hat, man habe auch an ihn anfangs Juli das

Ansinnen gestellt, der Steirerbank Gelder aus der

Centralbank zu schicken, er habe das aber abgelehnt,

und zwar mit der Begründung, daß die Steirer¬

bank keine Einlagen bei der Centralbapk hat und

die Regierungsgelder doch nur für die Einleger

der Centralbank bestimmt gewesen seien. Dieses

Vorgehen des Herrn Abg. Streeruwitz war also

absolut korrekt und einwandfrei, aber die Regierung

hat sich uni den von ihr selbst bestellten Kurator

gar nicht gekümmert und einfach aus der National¬

bank direkt nach Graz 4 Milliarden anweiscn

lassen. Ter Herr Bundeskanzler Dr. Ramek, den

wir damals im Untersuchungsausschuß eiuvernommeu

haben, hat auf eindringliches Befragen erklärt, er

sei der Meinung gewesen, daß die Nationalbank

dieses Geld der Steircrbank geborgt habe. Der

Herr Finanzminister Kollmann wußte allerdings

darüber Bescheid, daß die Nativnalbauk nur eine

Auszahlungsstellc war und daß es sich in Wirklich¬

keit um Rcgierungsgelder, um Stcuergelder, handelte,

die der Nationalbank überwiesen wurden nnd von

dort weiter an die Steirerbank gegangen sind. Auf

die Frage, welchen Charakter er dieser ganzen

Transaküon eigentlich gegeben habe und beimesse,

antwortete er wörtlich (liest): „Ich bin der festen

Überzeugung, daß die Regierung das Geld zurück-

bckommt, wenn die Steircrbank nicht mit Gewalt

umgebracht wird." Nun, meine Herren, die Steirer¬

bank ist nicht mit Gewalt umgebracht worden, sie

wurde mit Gewalt am Leben erhalten, sie wurde

gar nicht unter das Moratorium gestellt. Die Ver¬

waltung der Steircrbank hat sogar dem Kuratorium

der Centralbank das Recht abgcsprochen, sich in

ihre Angelegenheiten einzumengen. Die Centralbank

wird jetzt liquidiert, die Industrie- und Handels¬

bank wird liquidiert, die Stcirerbank wird nicht

liquidiert, sondern sic lebt unter der Flagge der

Boden-Credit-Anstalt mit einem anderen Namen weiter,

ist also eine aufrechte Bank. Und dieser aufrechten

Bank, die zum Konzern der Boden-Credit-Anstalt

gehört, sollen wirklich 4 Milliarden geschenkt

werden, die soll wirklich, wenn ich dem Rechnungshof

glauben darf, 4 Milliarden aus Stcuergeldcrn ge¬

schenkt bekommen? Ich möchte bitten, daß uns der

Herr Finanzminister das aufklärt, ob diese Äußerungen

des Rechnungshofes nicht auf einem Mißverständnis

beruhen.

Herr Tr. Rintelen, der Unterrichtsminister war,

hat im Untersuchungsausschuß auf die Frage, was

er sich bei den 4 Milliarden gedacht habe —denn

er hat ja veranlaßt, daß diese 4 Milliarden weg-

geschickt werden — wörtlich, erklärt (liest):

„Das ist selbstverständlich kein Geschenk oder

a fond perdu gegeben, es ist jedenfalls eine Art

Einlage, so wie andere öffentliche Körperschaften

auch Einlagen bei solchen Institutionen machen."

Der Herr Minister Grimm, der ja kein Politiker,

sondern ein Fachmann ist, hat auf meine Frage im

Untersuchungsausschuß, was für Geld das eigentlich

ist, geantwortet: Es ist eine Elozierung, die der

Finanzminister glatt vertreten kann.

Mit allen diesen Äußerungen steht im Wider¬

spruch, was der Rechnungshof kontiert; denn er

stellt diese 4 Milliarden zu den anderen Hunderten

von Milliarden, die für die Centralbank ausgegeben

worden sind, nnd das wäre doch nach all den
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Äußerungen der Minister gar nicht in Ordnung.

Ich möchte daher an den Herrn Finanzminister das

Ersuchen stellen, er möge uns hier ganz deutlich

aufklären, wie es denn eigentlich mit diesen Dingen

steht.

Das Geld, das die Centralbank im Jahre 1926

bekommen hat und das ja durch diese Centralbank-

stener erst teilweise wieder in die Bnndeskasse

zurückgekommen ist, fehlt natürlich jetzt dem Bunde,

und wenn er es hätte, so mären seine Kassenbcstände

so groß, daß er daraus zunächst wenigstens für

eine Zeit die Investitionen decken könnte. Und das

ist gar nicht gleichgültig, denn die Anleihebcdingnngen

ans dem Markt wechseln ja. Sie können heute

schlechter sein, als sie in cineni Jahre sein werden,

und wenn man heute nicht gezwungen ist, eine

Anleihe zu machen, io kann man in einem Jahre

vielleicht bessere Bedingungen bekommen. Daß die

Regierung so viel Geld für dieses Abenteuer investiert

hat, zwingt sie natürlich, zu einer Jnvestitionsanleihe

schon früher zu schreiten, als es unbedingt nötig ge¬

wesen wäre. Dabei muß man sagen, daß natürlich die

Verluste, die die Regierung durch ihre Haftung für

die Ccntralbank erlitten hat, im wesentlichen auch

davon abhängen, wie die großen Geschäfte der

Ccntralbank abgewickelt werden. Ich will hier heute

nicht von dem Fall Wntte rede», da hier eine straf¬

gerichtliche Untersuchung schwebt; ich weiß nicht, ob

sie schon eingeschlafen ist, aber vorläufig ist das

noch nicht gemeldet worden, daher muß ich annehmen,

daß sie noch schwebt, und ich will mich heute darüber

nicht äußern. Aber cs ist zuni Beispiel bekannt,

daß man bei der Liquidierung der Ccntralbank und

der Industrie- und Handelsbank sehr rnerkwürdige

Ausgleiche gemacht hat. Ta ist zum Beispiel ein

Herr Westen, dessen Konto bei der Industrie- und

Handelsbank 57 Milliarden betragen hat. Mit diesem

Herrn hat man sich ausgeglichen, und man hat ihnr

21 Milliarden geschenkt. (Hört! Hört!) Er hat

36 Milliarden bezahlt, 21 hat nian ihm nach¬

gelassen. Das Haus Westen ist ein sehr solventes

Haus, das keine Geschenke brauchen würde, und es

ist merkwürdig, daß man einer aufrechten Firma

einfach 21 Milliarden bei der Liquidierung der

Jndustriebank geschenkt hat. Da geht man mit den

Staatsgeldcrn anscheinend leichter um, als in

anderen Fällen. 10 8 für die Arsenalrentner sind

eine viel schwerer zu erlangende Ausgabe, während

man bei Ausgleichen mit solchen Firmen ans Mil¬

liarden und Milliarden verzichtet, obwohl in Wirk¬

lichkeit der Bund eine Haftung für alle diese Aus¬

fälle trägt.

Aber wir wissen, daß die Finanzen des Bundes

nicht nur durch den Fall der Ccntralbank sehr mit¬

genommen worden sind, sondern auch durch einen

anderen, der heute wiederum ans der Tagesordnung

steht, nämlich durch die Postsparkasse. Die Regierung

hat uns eine Vorlage unterbreitet, in der sie einen

Nachtragskredit zum Budget verlangt, und zwar will

sie eine Post von 53°3 Millionen Schilling cinstellcn,

die sie der Postsparkasse übergeben muß. Das ist nur

ein Teil, nicht einmal die Hälfte von dem Gelde,

das die Postsparkasse bei ihren ungeheuerlichen Akticn-

und Frankenspekulationen und bei ihren sonderbaren

Geschäften verloren hat. Man sollte meinen, daß

man, wenn eine solche Vorlage unterbreitet wird,

mehr darüber erfährt, als auf so einem einseitig

bedruckten Papier zu lesen ist n»d in den paar

Zeilen gesagt werden kann. Die Regierung erklärt

hier nur, es sei bekannt, daß die Postsparkasse Ver¬

luste erlitten hat, die man mit Ende Dezember 1926

ans 125'7 Millionen Schilling schätzt, und diese

Verluste müssen jetzt buchmäßig anSgctragen werden.

Das muß aber nicht nur buchmäßig ausgetragen

werden, sondern das ist eine Angelegenheit, die auch

politisch ausgetragen werden muß, denn die Regierung

trägt ja dafür die Verantwortung. Ich will nicht

die ganze juristische Seite der Frage anfrollen, über

diese habe ich schon zweimal im Hause sehr aus¬

führlich geredet, ich habe zweimal schon von dieser

Stelle ans dargelcgt, daß die Regierung nach allen

geltenden Gesetzen die Verantwortung für diese Vor¬

fälle in der Postsparkasse trägt. Tie Regierungs¬

parteien wollen das nicht wahr haben. Der Herr

Ahrer kann nicht zur Verantwortung gezogen werden;

seine Einvernahme wäre jetzt allerdings immerhin

leichter, denn von der Schweiz nach Wien ist der

Weg nicht mehr so weit, wie er von Kuba gewesen

ist. Aber es gibt einen Minister, der noch im

Jnlande lebt, der sich noch nicht nach Kuba oder

in die Schweiz zurückgezogen hat, obwohl er gerne

Reisen macht, wie wir wissen; er ist sogar noch

immer int Amte, und man findet gar nichts daran,

daß er noch immer im Amte ist, obwohl er der

eigentlich Verantwortliche ist, wie wir auch aus

dem Munde des Herrn Dr. Kienböck wiederholt

bekräftigt gehört haben, daß nicht der Finanzminister,

sondern der Handelsminister derjenige ist, dein die

Postsparkasse unterstellt war und der also die Ver-

antlvortrmg für alle Vorfälle dort trägt. Die

Regierungsparteien sind sonst viel penibler. Kürzlich

hat sich in Heiligenstadt ein Riesenbau ans 100 Meter-

Länge um ein paar Zentimeter gesenkt, und da hat

ein großdcutschcr Gemcindcrat im Rathaus drüben

eine Rede gehalten und erklärt, wenn es nach dem

Rechten ginge, dann müßte der Bürgermeister jetzt

demissionieren. (Heiterkeit.) Sehen Sie, bei der

Postsparkasse hat es sich nicht um ein paar Zenti¬

meter eines Neubaues aus Rutschtcrrain gehandelt,

sondern bei der Postsparkasse ist viel mehr gerutscht

(Heiterkeit) als eine Grundmauer, und bei dem

Rutschen in der Postsparkasse war kein Techniker

dafür verantwortlich, sondern da trägt wirklich ein

Minister die Verantwortung. (Dr. Wagner: Anrh
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bei der Gemeinde Wien sind die Politiker ver¬

antwortlich! — Zwischenrufe.) Ja, die Politiker

der Gemeinde Wien können für das, was da in

Heiligenstadt geschehen ist, auch die Verantwortung

tragen. (Zwischenrufe.) Wenn man in Wien Häuser

bauen muß und jedes erlangbare Terrain dazu

nehmen muß, kann sich schon irgend etwas ereignen.

(Zwischenrufe.)

Präsident (das Glockenzeichen gehend): Ich

bitte um Ruhe.

Dr. Danneberg: Das, was bei der Postspar¬

kasse geschehen ist, das ist wirklich etwas ganz

anderes. Denn das ist nicht vielleicht auf einen ein¬

malige» Mißgriff eines Beamten, der natürlich auch

bei der Postsparkasse denkbar ist, zurückzuführcn, dem

in irgendeinem Fall ein Malheur passiert ist, wo

inan sehen kann, nun, der Minister hat halt mit

der Auswahl seiner Beamten Pech gehabt, sondern

wir wissen es ja, bei der Postsparkasse hat es sich

um ein jahrelang geübtes System der ungeheuer¬

lichsten Spekulationen gehandelt, in einer Postspar¬

kasse, die nach dem Gesetz verpflichtet war, all-

monatlich dem Minister über ihre Tätigkeit einen

Bericht zu erstatten. Nun, ich würde ihm nicht ein¬

mal einen Vorwurf machen, wenn er im ersten,

im zweiten, im dritten oder im vierten Monat nicht

darauskommt; daß das aber jahrelang so wciter-

gcht und dann der Minister aussteht und sagen

kann, er habe gar nichts über alle diese Tinge

erfahren, er wisse gar nichts davon, daß dort ein

Betrag von 11/4t Billionen verschleudert worden ivar,

ein namhafter Teil des ganzen österreichischen Bvlks-

verinögens — wenn das keine Ungeheuerlichkeit ist,

dann tveiß ich nicht, was eine ist. Wegen der

Zentimeterfenknng in Heiligenstadt haben die Herren

sich beeilt, einen Untersuchungsausschuß im Gemeinde-

rat zu beantragen, und die Mehrheit hat keinen

Ausland genommen, diesem Antrag zu willfahren

und hat ihn angenommen. Als wir einen Unter¬

suchungsausschuß über die Postsparkasse, wo es sich

um mehr als 1000 Milliarden Volksvermögen

gehandelt hat, verlangt haben, da hat man uns

erklärt, das gibt cs nicht. (Zwischenrufe.) I» dem

Falle einer solchen Ungeheuerlichkeit, ivo jeder Minister

aus die Anklagebank gekommen wäre (lebhafter Bei¬

fall), haben wir es erzwingen müssen, daß ein Unter¬

ausschuß des Finanzausschusses dann in Wirklichkeit

doch, soweit es ging, eine Untersuchung geführt hat, da

man den Untersuchungsausschuß auf seiten der Mehr¬

heitsparteien nicht einsctzen wollte. Nun legt der

Herr Minister ein Gesetz vor, durch das 53 Mil¬

lionen Schilling als erste Rate vom Bund an die

Postsparkasse gezahlt werden sollen, denn der Bund

haftet ja für diese 125 Millionen Schilling, die

dort fehlen. Man sollte meinen, daß jetzt wenigstens

die Regierung dem Parlament mitteilt, was dort

eigentlich los war, daß wir jetzt wenigstens erfahren.

593

wodurch denn im einzelnen diese 125 Millionen

Schilling verlorengegangen sind. Aber die Regierung

erzählt uns nicht ein Sterbenswörtchen darüber in

ihrer Vorlage und meint, daß cs denkbar sei, das

Parlament könne eine solche Vorlage bewilligen,

ohne zu erfahren, was denn eigentlich geschehen ist.

Ja, meine Heroen, das können Sie sich doch nicht

einbilden, daß so etwas möglich ist. Es wird doch

kein Mensch glauben, daß ei» halbwegs ernstes

Parlament einer solchen Vorlage die Zustimmung

geben kann, ohne zu wissen, was denn bei der

Postsparkasse in Wirklichkeit geschehen ist.

Von der Regierung, hohes Haus, weiß man ja,

daß sie mit den Staatsgeldern überhaupt sonderbar

umgeht. Ich möchte da nach der Ccntralbank und

der Postsparkasse von einem dritten Falle reden —

das ist die Nationalbank. Wir finden im Vor¬

anschlag eine Post von 231 Millionen Schilling als

einen Gewinnanteil des Bundes an der National¬

bank präliminicrt. Wenn die Nationalbank so viel

verdient, daß 10 Prozent Dividende erzielt sind,

so kriegt von dem Überschuß der Bund drei Viertel.

Aber die Nativnalbank gibt sehr viel Geld aus, das

sic gar nicht ansgeben dürfte und sollte und das

natürlich den Reingewinn schmälert, denn die National¬

bank hat sich da als eine Sanierungsstelle für aller¬

hand etabliert, was sie gar nichts angcht und was

in Wirklichkeit nur eine Umgehung des Budgctrechtes

des Parlaments darstellt. Ich erinnere hier an den

Fall Wutte-Pojatzi, über den noch manches zu sagen

sein wird. Ich erinnere daran, daß der Fall Kunwald

in der Nationalbank ausgetragcn wird, der Fall

der Biedermann-Bank, obwohl das. die Nationalbank

gar nichts angeht und hier sicherlich Milliarden über

Milliarden ausgegeben werden. Ich erinnere dann

daran, daß der Herr Miller von Aichholz von der

Nationalbank saniert wurde. Ja, meine Herren, seit

wann ist denn das vorgekommen, daß, wenn der

Verwaltungsrat einer großen Bank — der Herr

Miller von Aichholz ist Verwaltungsrat der Bodcn-

Credit-Anstalt —, daß, wenn ein Verwaltungsrat

einer großen Bank in Schwierigkeiten kommt, dann

die Notenbank eintritt, um dort zu sanieren? Gibt

es so etwas? Können Sie sich vvrftclle», Herr

Minister, daß die Bank von England zum Beispiel

cingreifen würde, wenn der Verwaltungsrat einer-

großen englischen Bank in Zahlungsschwierigkeiten

kommt? In der ganzen Welt gibt es so etwas nicht.

Aber man kennt diese Beziehungen Regierung —

Nationalbank — Boden-Credit-Anstalt. Nun natür¬

lich, das Ccntralbankabenteuer hat man nicht

mehr wiederholt. Aber wozu hat man die Narional-

bank, deren Überschüsse zu drei Vierteln der Regierung

zufließen sollen. Die werden dann halt eben kleiner

sein, aber das Parlament hat gar keinen Einfluß

auf diese Tinge. Man liest nur im Voranschläge

soundso viele Millionen Schilling hat die National
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bank an die Regierung als Reingewinnanteil ab-

geführt und denkt sich vielleicht noch naiv: Schön,

daß man von dort auch Geld bekommt. (Zwischen-

rufe Seitz.)

Meine Herren, daS alles sind also Zeichen, wie

staatliche Gelder verwaltet werden, und zwar handelt

es sich hier, wie wir ja alle wissen, um ungeheure

Summen, denn das, was bei der Postsparkasse ver¬

geudet worden ist, macht allein mehr ans als die

ganze Alters- und Invalidenversicherung einige

Jahrzehnic hindurch dem Staate kosten würde. (Leb¬

hafte Hart! Hört!-Rufe. Dr. Bauer: Das wird

ohne Wohlstandsindex gemacht!) Da gibt es aber

keinen Wohlstandsindex; für die Spekulationen der

Postsparkasse hat man solche Hemmungen nicht

gebraucht, die braucht man nur für die Einführung

der Alters- und Invalidenversicherung. Und sowie

Sic es mit dieser Alters- und Invalidenversicherung

machen, machen Sie es auch mit der andern Ver¬

sicherung. In den Regierungserklärungen früherer

Jahre haben ivir vernommen, daß es zum Programm

der Regierung gehört, eine Selbständigenversicherung

zu machen. Noch vor zwei Jahren, bei den Ver¬

handlungen über die Altersversicherung der Arbeiter

hat man uns erzählt, ohne ein Junktini mit der

Versicherung der Kleingewerbetreibenden und der

Bauern dürfe die Altersversicherung nicht gemacht

werden. Jetzt ist es stille geworden mit alledem, das

interessiert die Herren offenbar nicht mehr so wie

die Sanierung in den Kreisen der Hochfinanz.

Wenn ich aber von den großen Posten in unserem

Staatshaushalte rede, dann muß ich noch von einer

Einnahmenpost rcs>en, die einer besonderen Besprechung

bedarf und die auch der Herr Finanzminister in

seinen Ausführungen besonders hervorgehoben hat,

das ist der Tabak. Die Einnahmen aus dem Tabak

sind ungeheuer groß, die Abfuhr an die Staatskasse,

also der reine Überschuß, den die Tabakregie als

eine indirekte Steuer liefert, ist für das Jahr 1928

mit 181 Millionen Schilling präliminiert, er macht

also mehr aus als alle 18 Gemeindesteuern der

Stadt Wien. Diese 181 Millionen Schilling, das

ist viel, viel mehr als alle direkten Steuern zusammen,

soweit sic dein Bunde verbleiben. Wir haben gestern

erst einen Jahresbericht der Tabakregie für das

Jahr 1926 in die Hand bekommen, in dem daran

erinnert wird, daß, wenn man alles umrechnet, die

Abfuhr der Tabakregie im Jahre 1913 128 Millionen

Schilling ausgemacht hat, das heißt also, daß hier

eine Steigerung uni 40 Prozent gegenüber der

Vorkriegszeit zu verzeichnen ist. Die Überschüsse

wachsen auch im Verhältnis zu den Einnahmen der

Tabakrcgic immer mehr an. Jpi Jahre 1926 sind

schon 62 Prozent aller Einnahmen der Tabakregie

Überschüsse gewesen. Man könnte also zu der Meinung

kommen, daß hier ein Musterbetrieb vorliegt, der so

verblüffende Ergebnisse liefert. Daß das kein Muster¬

betrieb ist, das sagt uns aber sogar schon der

Rechnungshof selbst. In den Berichten über die

Jahre 1925 und 1926 kann man einiges darüber

Nachlesen. Der Herr Finanzminister hat uns in seiner

Rede erzählt, daß diese Gewinne auch davon her¬

rühren, daß eine Verschiebung im Konsum stattgefunden

hat, daß die Zigarette, bei der man vielmehr ver¬

dient, in den Vordergrund tritt und der Zigarrcn-

konsunt relativ immer mehr zurücktritt. Das ist, wie

uns die Statistik zeigt, auch richtig; eS werden jetzt

schon fast 5 Milliarden Zigaretten in einem Jahre

verkauft, die Zigarre spielt immer lvenigcr Rolle, und

66 Prozent des ganzen Gelderlöses der Tabakregie

sind im Jahre 1926 von den Zigaretten gekommen.

Soweit ich mir das aus Grund dieses gestern aus-

geteilten Berichtes ausrechnen konnte, hat der Bund

an den Memphiszigaretten allein einen Reingewinn

gemacht, der größer ist als das, was ihm aus der

ganzen Erwerb- und Körperschaftssteuer verbleibt,

wenn man die Zahlungen an die Länder und an

die Gemeinden abrechnet. Ta die Zigarettenerzeugung

etwas so ungeheuer Wichtiges geworden ist, so ist es,

wie der Herr Finanzniinister sich selbst ausgedrückt

hat — ich kann ihn da zitieren und stimme ihm

bei —, eine Angelegenheit ersten Ranges, wie dieser

Zigarettentabak eingekauft wird. Es handelt sich dabei

um ungeheure Summen; für das Jahr 1928 zum

Beispiel finden wir im Budget für den Einkauf von

Betriebsmitteln, was ja wohl zum größten Teile

Tabak sein wird, einen Betrag von 581Ji Millionen

Schilling als Ausgaben der Tabakregie präliminiert,

im Jahre <926 waren es TT'/a Millionen Schilling,

es handelt sich da also ständig uni einen Betrag,

der ungefähr 1/2 Billion oder 3/* Billionen

in einem Jahre ausmacht, was da für Tabakkäufe

ausgegeben wird, und man bekommt eine Vorstellung

davon, wenn uns in diesem Rechenschaftsbericht der

Tabakrcgic erzählt wird, daß im Jahre 1926

136.000 Meterzentner Tabakrohstoffe eingekauft

worden sind und daß das Lager, das die Tnbakregie

jetzt hat, mehr als 200.000 Meterzentner Tabak

beträgt. Es ist in diesem Rechnungsabschluß nichts

davon erzählt, wieviel Tabak da verschimmelt —

wenn wir schon bei den Anständen sind —-, wie

viel Waggons da schon vernichtet werden mußten.

Davon werden wir ein andermal reden. Ich wollte

hier nur zeigen, welch ungeheure Summen hier alle

Jahre ins Rollen kommen und daß der Herr Finanz-

minister ganz recht hat, wenn er meint, es sei eine

Angelegenheit allerersten Ranges, wie dieser Zigarctten-

tabak cingekauft wird und wie die ganze Tabakregie

wirtschaftet.

Dabei, meine Herren, muß wohl bedacht werden,

was für einen Charakter eigentlich die Tabakregie

hat. Ter Rechnungshof erzählt an einer anderen

Stelle, daß die Regierung seines Erachtens ganz

richtig — ich glaube, der Rechnungshof hat
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es sogar selber beantragt — die Neuerung getroffen

hat, daß die Bundesbetriebe dem Bund Zinsen

zahlen müssen, und zwar nicht nur für die Jnvesti-

tionsgelder — da müssen sie dem Bund viel mehr

Zinsen zahlen, als die Gemeide Wien ihren Be¬

trieben rechnet —, sondern auch für ihre Überschüsse,

die sic dem Bund abliefern sollen und nicht prompt

abliefern. Das hat offenbar eine erzieherische Be¬

deutung: man will die BnndeSbetriebe zur Ordnung

zwingen. Wenn sie mit Geld, das eigentlich dem

Bund gehört, wirtschaften, soll es wie Bankgeld

behandelt und dem Bund verzinst werden. Da sagt

nun der Rechnungshof, dieses Princhp sei in de»

Bundesbetricben cingeführt worden, nicht aber in

den Monopolbctrieben, zu denen auch die Tabak-

regie gehört, lveil es sich hier um einen Betrieb

handelt, der eigentlich Steuerhoheit hat, wie das

Finanzministerium behauptet. Nun, meine Herren,

wie wird dieser Betrieb, der nach der Meinung des

Finanzministeriums selber Steuerhoheit hat, be¬

handelt? Dieser Betrieb hat eine Generaldirektion,

und an ihrer Spitze steht ein Generaldirektor, der

Herr Dr. Dorrck. Der Herr Tr. Torrek ist aber

nicht nur Generaldirektor der Tabakregie, sondern

er ist zugleich auch der Chef der Aufsichtsabteilnng

des Finanzministeriums, der die Tabakregie unter¬

stellt ist. (Heiterkeit.) Meine Herren, man sollte

meinen, daß, wenn man mit eine Steuer hereinzu¬

bringen, noch dazu eine Steuer, die 181 Millionen

Schilling in einem Jahre trügt, und wenn man

dazu einen großen Fabriksbetrieb hat, man diesen

Fabriksbetrieb vom Ministerium aus, zumal ihm

stenerhoheitlicher Charakter zukommt, besonders über¬

wachen müßte. Darum ist ja eben auch diese Tabak-

abtcilnng des Finanzministeriums da. Aber ans

dieser notwendigen Einrichtung wsrd eine Groteske,

wenn man den Mann, der für die Führung des

Betriebes verantwortlich ist, zu seinem eigenen Auf¬

sichtsorgan ernennt. Und damit er's bequemer hat,

hat man vor ein paar Jahren die Tabakabteilnng

des Finanzministeriums aus der Himmelpfvrtgasse

in das Haus der Tabakregie im 9. Bezirk verlegt

(Heiterkeit), damit, wenn der Herr Dr. Dvrrek sich

selber beaufsichtigen will, er nicht soweit zu gehen

hat, sondern das in seinem eigenen Hanse tun kann.

(Lebhafte Heiterkeit.) Und da sage noch einer

etwas über die Tadellosigkeit einer solchen Ver¬

waltung! Meine Herren, das fällt nicht nur mir

ans, sondern das ist sogar dem Rechnungshof aus¬

gefallen. Der Rechnungshof sagt in seinem letzten

Bericht folgendes (liest): „Tie int letzten Tätigkeits¬

bericht" — also schon int Jahre 1925 —

„ermähnte Doppelstellung des Generaldirektors der

Tabakregie, gleichzeitige Betrauung mit der Revision

der die Angelegenheiten des Tabakmonopols führen¬

den Abteilung dieses Bnndesministeriums, ist unge¬

achtet wiederholter Erinnerung seitens des Rechnungs¬

hofes bisher nicht beseitigt worden. (Hört! Hört!)

Auch ist nicht bekannt, ob und welche Gründe das

Bnndesministerium für Finanzen dazu veranlassen, von

solchen Schritten abznsehen." (Hört! Hört!) So

sagt es der Oberste Rechnungshof selbst. Das ist

also wirklich eine Sache, die außerordentliches

Bedenken erregen muß.

Dieser Steuerhoheitsbetrieb hat also eine ungeheure

Aufgabe in dem Einkauf seines Materials. Es gibt

verschiedene Wege dafür, dieses Material einzu-

kaufen. Der Rechnungshof redet selbst davon, er

erzählt uns hier, daß man früher einmal das

Shstem der Ausschreibung der Tabaklieserungen

gehabt habe, man sei aber davon abgegangen und

habe dann das System des freihändigen Ankaufes

gehabt. Der Rechnungshof scheint da aber nicht sehr

erbauliche Zustände gefunden zu haben, denn er

sagt da (liest): „Ter hiebei cingehaltene Vorgang

gestattete zwar keinen Rückschluß auf Unzukömmlich¬

keiten oder Mißstände, entsprach aber dennoch nicht

allen Anforderungen." Er erzählt nicht, was für

Anforderungen da zu stellen sind, er erzählt nicht,

was da fehlt, das wird man also wohl im

Rechnungshofausschuß alles genauer kennenlcrnen.

Sehr bedenklich war bei der Tabakregie schon

immer der Zustand, daß Beamte ans der Einkanss-

abtcilung der Tabakrcgic, Beamte ans der Tabak¬

regie selbst dann Beamte von Tabakhändlern

geworden sind und daß wir die gleichen Herren,

die als Organe des Einkaufs von Tabak jahrelang

fungiert haben, dann plötzlich als Vertreter von

Tabakhändlern gegenüber der Tabakregie agieren

sehen. Daß das ein Zustand ist, der sehr schlecht

ist, darüber wird wohl der Herr Finanzminister,

hoffe ich wenigstens, mit mir einer Meinung sein.

Vielleicht war das auch ein Grund dafür, warum

eine Gründung vollzogen worden ist. über die uns

der Herr Finanzminister leider allzu wenig in seinen

Ausführungen mitgeteilt hat, nämlich die Gründung

dieser Austria-Einkaufsgesellschaft, die nun eine

Monopolstellung bei der Tabakregie haben und den

Einkauf von Zigarettentabak im Orient besorgen soll.

Wenn so etwas geschieht — und dabei handelt es

sich um Billionen, die da ins Rollen kommen —,

sollte man meinen, daß doch das Parlament gefragt

werden müßte. Aber in den Erläuterungen zum

Budget ist dieser Tatsache mir in dem Zusammen¬

hang Erwähnung getan, daß wir daraus die wichtige

Tatsache vernehmen, daß elf Leute, die bisher von

der Tabakregie ihren Gehalt bekommen haben, ihn

nunmehr von dieser neuen Gesellschaft erhalten.

Das ist alles, was uns die Erläuterungen zum

Budget über die Gründung einer Einkaufsgesellschaft

des Bundes erzählen, bei der, wie gesagt, innerhalb

weniger Jahre Billionen ins Rollen kommen müssen.

Der Herr Finanzminister ist, wie ich sagen muß,

in seinen Ansführnngen auch sehr sparsam mit
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Worten über diese Ncugründung gewesen, er hat

uns nur in ein paar Sätzen erzählt, es handle sich

darum, daß mau den Vertrustungsbestrebungen im

Tabakhandel entgegcntreten müsse und zu diesem

Zwecke diese Gesellschaft gegründet habe. Es gibt

andere, die behaupten, daß gerade jetzt von einer

Vertrustung des Tabakhandels weniger als jemals

die Rede sei. Dieses Argument wird also nicht

ganz stichhaltig sein, aber wir Sozialdemokraten

sind sicher keine Feinde eines Monopols für den

Handel in dieser Beziehung, und dagegen möchte

ich an und für sich auch gar nichts sagen.

Aber man kann darüber auch gar nicht urteilen,

ohne die nähere Konstruktion dieser ganzen Gesell¬

schaft zu hören. Der Herr Finanzniinifter hat uns

erzählt, daß der Bund sich an einer solchen Gesell¬

schaft beteiligt, aber wer sein Partner ist, darüber

haben wir gar nichts gehört. Da soll man sich

offenbar mit den Nachrichten begnügen, die man in

irgendwelchen Zeitungen lesen kann, wo erzählt

worden ist, daß ein Herr Zolnay der Partner des

Bundes bei dieser Gesellschaft sei und daß in Wirk¬

lichkeit hinter diesem Zolnay — na, wer denn

sonst? — die Bvdcn-Credit-Anstalt steht. Ich weiß

nicht, ob das alles richtig ist, aber der Finanz¬

minister wäre doch verpflichtet, wenn er das Budget

einbringt und im Parlament über diese Dinge redet,

uns zu sagen, wie eine Gesellschaft ausschaut, bei

der es sich um Hunderte und Hunderte von Mil¬

liarden handelt, die also das ganze Budget des

Staates sehr wesentlich tangiert. Vergegenwärtigen

wir uns einen Augenblick, um was es sich da

handelt. Eine Handelsgesellschaft hat natürlich ein

großes Risiko, sic kaust ein — wir hören von un¬

geheuren Quantitäten —, und Preisschwankungen

gibt es natürlich bei jedem Artikel. Sic verkauft

an die Tabakregie. Ja, was geschieht, wenn zum

Beispiel diese Gesellschaft einmal große Käufe ge¬

tätigt hat und dann die Tabakpreise kolossal sinken?

Wird jetzt die Tabakregie zu dem neuen, niedrigeren

Marktpreis von dieser Gesellschaft kaufen, und wird

der Verlust also von der Gesellschaft getragen, bei

der der Bund so namhaft beteiligt ist, oder wird

diese Gesellschaft sich nach ihren Einkaufspreisen

richten und ohne Rücksicht auf die Markt-

lage ihren Tabak an die Tabakregie des Bundes

verkaufen? Das sind doch Fragen, bei denen es sich

um viele Dutzende von Milliarden handeln kann.

Daß da Korrektheit maltet, dafür sehe ich gar keine

Gewähr gegeben, denn der Herr Generaldirektor

Dorrek, der namens der Tabakregie den Tabak ein¬

kauft, ist nämlich, wie man hört — auch darüber

hat uns der Herr Minister nichts erzählt —, der

Präsident dieser Einkaufsgesellschaft (Hört! Hört!),

die der Tabakregie den Tabak verkauft. Ich halte

den Generaldirektor Dorrek für einen ausgezeichneten

Mann mit großen Fähigkeiten, daß aber einer den

Einkäufer von Tabak spielt, dann diesen Tabak, den

er als Präsident eingekauft hat, dem Generaldirektor

bei der Tabakregie verkauft und dann als Scktions-

chef kontrolliert, was der Generaldirektor vom Prä¬

sidenten gekauft hat, das ist doch zu viel (lebhafter

Beifall), das ist ein Kunststück, insbesondere dann,

wenn es sich um hunderte Milliarden handelt,

die dabei in Frage kommen. Das sind Experimente,

die vielleicht notwendig sein mögen — das weiß

ich nicht alles, und damit will ich mich heute nicht

beschäftigen —, über die einem aber die Re¬

gierung doch mehr erzählen müßte als das Dürf¬

tige, was uns der Herr Finanzminister in ein paar

Sätzen darüber gesagt hat. Dabei hat man diesen

Vorgang gewählt, obwohl der Rechnungshof in

viel kleineren und geringfügigeren Fällen ein solches

Vorgehen schon beanstandet hat. Der Rechnungshof

sagt nämlich in seinem Berichte für das Jahr 1926

auch, daß die Bestellung von Beamten der Mini¬

sterien als Vertreter des Bundes an Unternehmungen

eigentlich eine höchst bedenkliche Sache sei, eine

Sache, die auch manches Zweckmäßige hat, die aber

doch, wie der Rechnungshof meint, sehr bedenklich

sei, denn „dem steht" — schreibt er — „die Tat¬

sache gegenüber, daß durch diese Bestellung die

Funktionen eines Mitgliedes der Verwaltung des

betreffenden Unternehmens mit jenen eines ent¬

scheidenden Organs vereinigt werden, eine Tatsache,

die als bedenklicher Jnkompatibilitätsfall dann

augenfällig in Erscheinung tritt, wenn für das be¬

treffende Bundesministerium die Grundfrage der Zweck¬

mäßigkeit und Zulässigkeit der Aiisrechtcrhaltung des

staatlichen Engagements oder einer sonstwie finanziell

bedeutsame» Angelegenheit zur Entscheidung steht." So

sagt der Rechnungshof, ohne diesen Fall zu kennen.

Ich weiß nicht, was er dann zu diesem Fall sagen

wird. Die Regierung scheint einen andern Stand¬

punkt zu haben, denn der Rechnungshof erwähnt,

daß seine Vorstellungen in dieser Frage völlig nutz¬

los geblieben find und daß es ihm trotz wieder¬

holter Erinnerungen nicht einmal gelungen sei, die

abschließende Stellungnahme der Bundesregierung

zu diesem Gegenstände kennenzulernen.

Meine Herren! Der Herr Bundeskanzler hat vor

ein paar Wochen eine Rede gehalten, in der er

gesagt hat, Untersuchungsausschüsse gibt es nicht

mehr. Er habe das zur Bedingung der Übernahme

der Regierung. vor einem Jahr gemacht, daß mit

dieser Ära aufgeräumt werde, und zwar >neinte er,

nach den Erfahrungen, die man im Eentralbank-

ausschuß gemacht hat. Das- kann ich ihm auch nach-

sühlen (Beifall), daß er nach diesen Erfahrungen,

die man dort gemacht hat, kein Bedürfnis danach

hat, wieder einen Untersuchungsausschuß zu führen.

Der Herr Bundeskanzler hat auch niich in dieser

Rede besonders getadelt. Ich muß das hinnehmen

und ich nehme cs hin als ein Zeugnis dafür, daß
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ich meine Pflicht in diesem Ausschuß redlich erfüllt

habe. (Lebhafter Beifall.) Die Regierung Seipel

wünscht offenbar gar keine Kontrolle, sie hat ja

auch die Bankenkommission ausgelöst, die man sehr

notwendig brauchen wurde. Sie braucht das alles

uicht, sic will sich nicht kontrollieren lassen, sondern

sie will offenbar lieber, das; über all das, was da

vorgeht, ein dichter Schleier gezogen bleibt, hinter

den niemand hincinblicken kann, denn daß da nichts

mehr zu untersuchen wäre, wird doch niemand be¬

haupten wollen; aber es ist politisch unerwünscht.

Ich nitiß sagen, daß eine solche Ansicht des Herrn

Bundeskanzlers eigentlich in einem ziemlichen Wider¬

spruch mit seinem Wort von der Seelensaniernng

steht (Heiterkeit), denn wer die Seelen sanieren

will, müßte doch das Schlechte feftftcllen, wo es

festzustellen ist. Aber der Herr Bundeskanzler wünscht

es nicht. Er hat allerdings Pech gehabt, den» als

er die Regierung übernahm davon hat er nichts

in seiner Rede erzählt —, da hat gleich, nachdem

der Centralbankfall noch gar nicht einmal abge¬

schlossen ivar, ein zweiter Fall zu spielen begonnen,

eben der mit der Postsparkasse, und man weiß, was

die Regierung eigentlich gern haben möchte. Als

man damals in, „Abend" zun, erstenmal las, die

Postsparkasse habe beim Bösel 100 Milliarden

verloren eine grobe Unwahrheit, denn es sind

800 Milliarden gewesen (Heiterkeit) —, als der

„Abend" damals schrieb, die Postsparkasse habe

beim Bösel 100 Milliarden verloren, hat die Re¬

gierung mit einer Strafanzeige gegen den „Abend"

geantwortet. Ich weiß allerdings nicht, was aus

dieser Strafanzeige geworden ist, es müßte aber

doch schon längst die Verhandlung über diesen

Gegenstand stattfinden, und der Herr Finanzniinister

könnte da bei seinem Kollegen, beim Herrn Justiz¬

minister, urgieren, daß dieser Prozeß nicht etwa

unter den Tisch fällt. (Zwischenruf Seite.) Man

sollte da wirklich einmal einen Prozeß wegen dieses

Artikels im „Abend" führen. Sehen Sie, das war die

Methode, mit der die Regierung geantwortet hat. Sie

hat keine Untersuchung zugelassen, aber in diesem Unter¬

ausschuß des Finanzausschusses haben es schließlich die

Tatsache» erzwungen, daß man dort Einvernahmen

vorgenonnuen hat, und wenn dort auch die Leute,

die erschienen sind, nicht unter Zeugeneid vernommen

werden konnten, so hat man doch dort mancherlei

vernommen, und ich glaube, es wird nicht das letzte

Mal gewesen sein, daß man derartiges notwendig

hat. Die Regierung wird uns sehr bald, wenn sie

will, daß dieses Postsparkassengesetz durchgeführt

werden soll, Aufschlüsse geben müssen und es wird

vielleicht noch andere Tinge geben — ich bin kein

Prophet —, es wird vielleicht noch andere Tinge

geben, über die man schon sehr eingehend bei der

Budgetberatung wird sprechen müssen — wenn nicht

der Herr Bundeskanzler, so jemand anderer —,

und die mau, wenn er vielleicht formell recht be¬

hält, daß es keinen Untersuchungsausschuß mehr

geben wird, doch untersuchen wird, wenn auch nicht

in der Form eines Ausschusses. (Lebhafter Beifall.)

Und nun, meine Herren, gestatten Sie mir, noch

einiges zu den Ausgaben zu sagen, die in diesem

Budget vorgesehen sind. Der Herr Minister hat in

seiner Rede hervorgchoben, daß die Persvnalaus-

gaben ungeheuer groß find. Meine Herren, mit

dieser Tatsache ist sehr wenig ausgedrückt. Natürlich

hat ein Staat soundso viele tausend Beamte, und

daß der Abbau, den man auf Befehl von Genf

dnrchgeführt hat, staatsfinanziell nicht so glorreich

geendet hat, ivie der Herr Minister zwischen den

Worten selber zugegeben hat, das haben wir anderen

ja schon im Jahre 1922 vorausgesagt. Meine

Herren, es ist aber ganz kennzeichnend, von ivelchem

Geiste diese Abbaupolitik des Bundes auch jetzt

noch beseelt ist. Ta lesen wir zum Beispiel in den

Erläuterungen zum Staatsvoranschlag bei der Staats-

druckerei: „Der in Aussicht genommene Abbau

konnte im Hinblick auf den Beschäftigungsgrad der

Anstalt nicht durchgeführt werden. (Lebhafte Heiter¬

keit..) Da hat man eine Druckerei, die ist voll

beschäftigt, man hat ein Abbauprogramm, und nun

bedauert man, daß die Leute dort so viel zu tun

haben, daß man sie beim besten Willen nicht auf

die Straße werfen kann. Und das druckt man noch,

so etwas legt man dem Parlament vor, bei einem

Betrieb, der trotz der ungeheuren Pensivnslasten,

die man ihm aus dem alten Österreich her auf¬

erlegt hat, einen Überschuß ausweist. Da ist also

ein beschäftigter Betrieb, aber die Regierung sagt:

zum Teufel noch einmal, jetzt kann man die Leute

nicht einmal hinauswerfen, weil dort so viel zu tun

ist. (Heiterkeit und Zwischenrufe.) Meine Herren,

Sie sehen, das ist ein wirklich sonderbarer Geist,

der in dieser Verwaltung herrscht.

Wenn ich beim Personal bin. da möchte ich mich

nicht mit der' finanziellen Seite dieser ungeheuer

wichtigen Frage beschäftigen, sondern mit einer

andern. Es ist jetzt bei den Regierungsparteien

Mode geworden, vom Koalitionsrecht zu reden und

von dem Terror, den die anderen üben. Das kommt

mir so vor, wie das bekannte Sprichwort: „Haltet

den Dieb!" (Lebhafter Beifall.) Denn in demselben

Augenblick, in dem man uns vom Terror erzählt,

den angeblich wir auSüben, hören mir von den

skandalösesten Verfolgungen, die in den Staats¬

betrieben überall Platz gegriffen haben. (Lebhafte

Zustimmung.) Ich brauche hier nicht viel von der

Wehrmacht zu reden. Jeder weiß, was die Soldaten

unter dem Syfteni Vaugoin mitzuniachen haben. Und

einem System, das zu dem Wahlschwindel der Zn

sanimenlegnng der Kompagnien greift, wie wir das

vor ein paar Wochen gesehen haben, dem ist natürlich

alles zuzutrauen. (lebhafter Beifall.) Da setzt inan
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,311111 Beispiel in die Militärwerkstätte diesen Herrn

Steiner hinein, der für das Wohl der Regierungs¬

parteien seine Broschüren schreibt, und da übt

man einen Zwang auf die Arbeiter aus, die Jahr¬

zehnte in diesen Betrieben stehen, um sic in die

Gewerkschaft des Herrn Spalowsky hineinzuprefsen,

desselben Herrn Spalowsky, der hier im Parla¬

mente seinen Antrag aus Schaffung eines Anti¬

terrorgesetzes eingebracht hat. Ta versucht man also

ans der ganzen Linie zu drangsalieren. Da hat man

erst in den letzten Tagen wieder einen Militärober-

osfizial, der sieben Jahre klaglos und vorzüglich in

Stammersdorf Dienst gemacht hat und Vizebürgcr-

meister der dortigen Gemeinde ist, urplötzlich aus

Stammersdorf versetzt. Dienstliche Rücksichten können

das kaum gewesen sein; man will halt einem, weil

er ein Sozialdemokrat ist, etwas antun. Das ist so

ein kleines Beispiel, aber ich kann Ihnen noch ganz

andere erzählen, denn das, was sich die Regierung

oder ihr untergeordnete Organe, ohne daß die Re¬

gierung es weiß (Widerspruch), da leisten, das

übersteigt eigentlich mehr, als nian erwarten kann,

und darum möchte ich ein Beispiel etwas ausführ¬

licher erzählen.

Da ist am 31. August d. I. ein Bahngendarm

namens Hauser zum Gendarnieriekommando gerufen

worden. Dort ist er einem Verhör unterzogen worden,

und man hat ihm mitgeteilt, er sei angezeigt worden,

am 19. August in einer Trafik im XX. Bezirk

— man denke nur — eine abfällige Äußerung

über die „Freiheit" des Herrn Weisz gemacht zu

haben. (Hört! Hört!) Und zwar hat man ihm vor¬

gehalten, er hätte in dieser Trafik gesagt, warum

man denn so ein Schundblatt in der Trafik auflegt,

in einem so proletarischen Bezirk. (Br. Bauer:

Das ist eine Beleidigung der Regierungspresse!

Heiterkeit.) Diese Äußerung haben zwei Zivil¬

personen angeblich gehört und haben sie angezeigt.

Ter Gendarm bestreitet, eine Äußerung dieser Art,

dieses Wortlautes gemacht zu haben. Aber selbst

wenn er sie wirkbich gemacht hat —• ja, ist denn

der Herr Weisz und seine „Freiheit" eine staatlich

geschützte Einrichtung . . . (Rufe: Ja! — Seite:

Sie gehört zu den Organen der Regierung!) . . .

die man nicht beleidigen darf, deren Beleidigung

vielleicht sogar eine Änklagc nach 8 300 oder gar

eine Hochverratsanklage nach sich ziehen kann? Das

ist doch wirklich mehr, als man für möglich halten

würde. Der Gendarmeriedirektor sagte zu diesem

Gendarm, es sei nicht am Platze, wenn ein Gendarm

solche abfällige Äußerungen mache. Der Gendarm

berief sich auf seine staatsbürgerlichen Rechte, daß er

sich doch außerhalb des Dienstes über derartige

Tinge äußern könne, wie er wolle, und er wies darauf

hin, wie sich andere Leute seines Wissens zum Bei¬

spiel über die „Arbeiter-Zeitung" äußern, ohne daß

man sie deswegen beim Gendarnieriekommando zur

Verantwortung ziehe, und daß doch für das Gen¬

darmeriekommando alle Zeitungen gleich seien, nämlich

das Kommando gar nichts angehen.

Aber das nützte ihm gar nichts, er wurde in

der schärfsten Weise immer und immer wieder gefragt:

Haben sie also die „Freiheit" ein Schundblatt ge¬

nannt oder nicht? (Zwischenrufe.) Und als er immer

wieder auf seine staatsbürgerlichen Rechte verwies,

hat man ihm immer wieder gesagt, er möge ant¬

worten: Ja oder Nein. Er hat schließlich gefragt,

woher denn eigentlich diese Anzeige gekommen sei,

und da sagte man ihm, diese Anzeige sei vom

Zentralinspcktorat übermittelt worden. (Hört! Hört!)

Das heißt also, diese Anzeige ist offenbar im Mini¬

sterium des Herrn Hartleb gewesen und ist dort

nicht in den Papierkorb geworfen worden. Daß es

Lumpen gibt, die solche Anzeigen machen — wenn

das Wort, das dem Gendarm zur Last gelegt wird,

wirklich gefallen ist —, daß es Lumpen gibt, die

solche Denunziationen begehen, das weiß man. Aber

daß solche Denunziationen in einem Ministerium

nicht in den Papierkorb wandern, das ist allerdings

eine Sonderbarkeit.

Der Gendarm berief sich dann ans seine Tiszi-

plinarvorschriften und verlangte drei Tage Zeit zu

seiner Rechtfertigung. Als Antwort darauf fragte

ihn der Direktor noch einmal, was für eine Kritik

er denn eigentlich an der „Freiheit" des Herrn

Weisz geübt habe. Ter Gendarm hat dann darauf ver¬

wiesen, daß die Regierung doch selbst ein Preß-

gesetz gegen die Preßkorruptton eingebracht habe

und daß offenbar der Fall Weisz der Anstoß zu

diesem Gesetz gewesen sei; schon deshalb glaube er,

als staatliches Organ im Einklang mit der Re¬

gierung zu handeln, wenn er sich so über dieses

Blatt äußere. DaS Verhör mit dem Gendarmen

über die Frage, ob er das Blatt des Herrn Weisz

ein Schundblatt genannt habe, hat 2^/z Stunden

gedauert, die der Gendarm in Habtachtstellung dort

stehen mußte, um sich wegen der Beleidigung dieses

Mistblattes zu verantworten. Aber damit ist es

noch nicht genug. Das war am 31. August. Drei

Wochen später, am 21. September, ist dieser Gen¬

darm neuerdings vorgcladen und wieder einem drei¬

stündigen Verhör unterzogen worden. (Dr. Ellen¬

bogen: Herr Minister, fühlen Sie nicht, die Schande

dieser Verschwisterung mit abgestraften Ver¬

brechern? — Dr. Bauer: Aber dieser Gauner

ist ja eine Regierungsinstitution! — Zwischen¬

rufe.)

Präsident Dr. Waber (der während vorstehender

Ausführungen den Vorsitz übernommen hat): Bitte,

das Wort hat der Herr Abg. Dr. Danneberg.

(Seite: Herr Präsident, mindestens könnten Sie

dafür sorgen, daß die Regierung es der Mühe wert,

findet, da zu sein!) Die Regierung ist durch den

Herrn Finanzminister Dr. Kienböck im Hanse vertreten.
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Dr. Danneberg: Dieses zweite Verhör mit dem

Gendarmen am 21. September hat drei Stunden

lang gedauert. Da hat man ihm nvch vargehalten,

es sei gegen ihn auch die Anzeige erstattet worden,

nicht nur, daß er es gewagt habe, die „Freiheit"

des Herrn Weisz zu beschiinpfcn, sondern er hätte

auch für die „Arbeiter-Zeitung" agitiert. Ja, man

hat ihm als schwere Anschuldigung vorgehalten, er

habe vor der Wahl am 24. April in einer sozial¬

demokratischen Wählerversammlung eine Rede gehalten.

Der Inhalt der Rede war gar kein Gegenstand der

Rekrimination, sondern nur die Tatsache, daß er

eine Rede in einer sozialdemokratischen Wählerver¬

sammlung gehalten hat, hat man ihm dort vor-

gehaltcn. Ich rede gar nicht davon, daß dieser

Vorhalt ganz falsch war. Der Gendarm konnte

Nachweisen, daß er zur selben Stunde, in der diese

Versammlung stattfand, im Dienste war, also in

dieser Versammlung gar nicht erschienen ist und dort

gar keine Rede gehalten hat. Aber, meine Herren,

daß man einem Staatsbürger verwehren will, in

einer Wählerversammlung zu erscheinen und dort

eine Rede zu halten, das übersteigt wohl alles, was

in der Republik bisher dagewesen ist. (Lebhafte

Zustimmung.) Dann hat man ihni noch ein schweres

Verbrechen zum Vorwurf gemacht. Es ist ihm nämlich

zum Vorwurf gemacht worden, daß er an einer

Mieterversammlung seines Hauses teilgenommcn habe.

(Heiterkeit und Zwischenrufe.) Das ist offenbar

auch ein Verbrechen. Wenn die Regierung beabsichtigt,

den Mieterschutz abzubauen, darf ein Regierungs¬

beamter nicht an einer Mieterversanimlung teilnehmen,

wo vielleicht über derartige Tinge geredet werden

könnte.

Meine Herren! Alan kann immerhin noch glauben,

das alles sei ein Scherz, oder es habe vielleicht ein

Übereifriger einen Mißgriff begangen und eine

Disziplinaruntersuchung über Dinge einleiten wollen,

die in Wirklichkeit das Gendarmcriekommando gar

nichts angehen. Aber ein paar Wochen nach diesem

zweiten Verhör, am 19. Oktober, hat man diesem

Gendarmen mitgeteilt, daß er vom Dienste suspendiert

ist. (Stürmische Entrüstungsrufe. — Frau Freund¬

lich: Wo ist der Vizekanzler? Das ist sein

Ressort! — Seitz: Wo ist der Vizekanzler? Die

Regierung hat da zu sein! — Lebhafte Zwischen¬

rufe.)

Präsident Dr. Waber: Bitte, meine Herren, das

Wort hat der Herr Dr. Danneberg. (Andauernde

Zwischenrufe.) Ich bitte um Ruhe.

Dr. Danneberg <fortsetzend): Ich verstehe voll¬

ständig, daß die Bänke der Regierungsparteien leer

sind: so etwas hört man nicht gerne. Aber die

Herren werden der Verantwortung für diese Tinge

nicht entgehen. (Lebhafter Beifall.) Eine Personal¬

politik solcher Art, wie sie sich in diesen paar Bei¬

spielen zeigt, werden Sie nicht lange treiben können,

eine solche Politik wird sehr- rasch scheitern.

Von den anderen Ausgaben des Bundes möchte

ich einiges über die sozialen Ausgaben sagen. Tie

Regierung hat sehr viel über die Arbeitslosenver¬

sicherung und ihre Kosten geredet, im Budget findet

man aber, daß der Bund selbst für das Jahr 1928

alles in allem 22 4 Millionen Schilling ausgibt

und daß davon 13'8 Millionen nur Vorschußzahlungen

sind, die er später zurückdckommcn wird. Der Bund

gibt also nicht mehr als 6 8 Millionen Schilling

in einem Jahre für die Arbeitslosenversicherung ans.

Das ist ungefähr so viel, als er den Ländern und

Gemeinden an Vermügenssteueranteilen vorenthält,

obwohl mir ein Teilnngsgesetz über diese Steuer

grundsätzlich schon haben.

Für die produktive Arbeitsloscnfürsvrge waren im

letzten Jahre 6 Millionen Schilling eingestellt, für

das Jahr 1928 hält der Bund das nicht inehr für

notwendig, da stellt er nur mehr 4 Millionen

Schilling ein. (Zwischenrufe.)

Wir haben auch an dem Rußlandgesetz gesehen,

wie die Regierung vvrgeht. Sie hat hier ein Gesetz

gemacht, das völlig wirkungslos geblieben ist, nach

seiner ganzen Konstruktion gar nicht unbegreiflich.

Die Gemeinde Wien hat ein anderes Rußlandgesetz

zustande gebracht, durch das wirklich alle Aussicht

besteht, 100 Millionen Schilling russischer Aufträge

in das Land zu bringen. Das ist viel mehr an

produktiver Arbeitslosenfürsorge, als die Regierung

in irgendeiner Form leistet.

Sonst haben wir an sozialen Ausgaben ein paar

armselige Posten, die eigentlich nur zeigen, wie

wenig die Regierung auf diesem Gebiet tut: 150.000 S

für die Bekämpfung der Tuberkulose, 302.000 S

für die Bekämpfung der Kindersterblichkeit, 20.000

für die Bekämpfung des Alkoholismus. Das ist

alles. Und selbst bei diesen kleinen Posten ist in

dem letzten Jahre noch manchmal etwas erspart

worden.

Um ein Wort von der Wvhuungspolitik zu reden:

Man darf wohl sagen, es gibt in ganz Europa

keine Regierung, die mit einer solchen Indolenz der

Wohnungsnot der Nachkriegszeit gcgenüberstehen

würde wie diese Regierung. (Lebhafte Zustimmung.)

Für die Wohnungsfürsorge gibt sie 1,132.000 S

aus (Lachen), das ist alles. Im übrigen hindert

sie nur, wenn jemand anderer baut. Ich rede nicht

von den Manövern, die die Regierungsparteien im

Rathaus aufgeführt haben. Ich rede zum Beispiel davon,

daß aus einem Grunde der Regierung am Laaer-

berg in Favoriten eine Siedlung entstanden ist.

Als man die Häuser einweihte, sind die Vertreter

der Ministerien erschienen und haben schöne Reden

gehalten. Heute aber erklärt der Bund, er brauche

den Grund für die Exerzierübungen des Herrn

Vaugoin, und verlangt, daß die Häuser, die zum
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Teil mit Bnndcsgcld aus dem Wohn- und Siedlungs¬

fonds gebaut worden sind, wegrasiert werden.

Wenn einen das nicht vor ganz Europa blamiert,

daun weiß ich nicht mehr, was noch blamabel

sein soll.

Das Problem der Landarbeiterwohnnngen steht

in allen europäischen Staaten auf der Tagesordnung.

Wir hören, daß in Niederösterrcich 24.000 aus¬

ländische Arbeiter in der Landwirtschaft beschäftigt

sind, die zum größten Teil durch einheimische

ersetzt werden könnten. Tie Wohnungsfrage spielt

dabei eine große Rolle. Alle Staaten befassen sich

mit dem Problem der Landarbeiterwohnungen. Was tut

unsere Regierung in dieser wichtigen Frage? Gar nichts.

Wenn irgend jemand baut, dann macht die Regierung

nur Hindernisse. Ich rede gar nicht von den

Schwierigkeiten, die sie der Gemeinde Wien in

Grundfragen macht; aber auch bei Gemeinden, bei

denen die Regierung die Gehässigkeit, die sie gegen¬

über Wien immer hat, gar nicht haben müßte,

selbst wenn sie sozialdemokratisch verwaltet sind,

sehen wir dasselbe.

Ta ist, um nur ein Beispiel herauszugreifen,

die Gemeinde Bischofshofen in Salzburg, eine kleine

Stadt, die überdies noch zu einem großen Teil

von Eisenbahnern, also von Bundesangestellten,

bewohnt wird. Diese Stadt hat sich bemüht,

Wohnungen zu bauen, und will weiter bauen, weil

man die Wohnungen dort braucht. Nun hat in der

Stadt an der Straße der Bund, und zwar die

Forstdirektiou, einen Grundbesitz, den mau für diese

Bauten brauchen würde. Die Forstdirektion weigert

sich absolut, der Gemeinde Bischofshofen diesen

Grund für ein paar Wohnhäuser herzugeben, weil

sie ihn angeblich selber braucht. Kein Mensch weiß

zwar, wozu sie ihn selber braucht, es wächst dort

einfach das Gras — in der Stadt an der Straße —,

aber der Grund ist nicht zu bekommen, und die

Gemeinde Bischofshosen darf keine Wohnungen

bauen.

In keinem anderen Laude wäre eine solche

Regierungspolitik überhaupt möglich. (Lebhafter

Beifall und Händeklatschen.) Aber diese Regierung

fühlt sich nur als eine Expositur der Hausherren,

und da diese es sich in den Kopf gesetzt haben,

den Mieterschutz zu brechen, hilft ihnen die Regierung,

indem sie die Wohnungsnot vergrößern will. Je

größer die Wohnungsnot — denkt sie sich — um

so eher kann man den Mieterschutz bekämpsen. Aber

dies ist nicht eine Aufgabe der Regierung. Ter

Mieterschutz mag eine Frage für sich sein, in der

inan verschiedene Anschauungen haben kann, doch

die Regierung hat die Pflicht, im Kampfe gegen

die Wohnungsnot das Ihrige zu leisten.

Wenn ich schon über die Wohnungen spreche,

möchte ich auch ein Wort sagen über den traurigen

Fall, der sich vor ein paar Wochen in Schwadorf

in der Nähe von Wien ereignet hat. Dort >oar das

Erdbeben besonders wirksam, und es hat bei den

alten, kleinen Häusern, die dort stehen, schweren

Schaden hervorgerufen, so daß ein großer Teil

der Bevölkerung dieses Ortes in Zelten und in neu

aufgestellten Baracken wohnen muß und mit Angst

einem kalten Winter eutgegensieht. Nun muß ich

zugeben, daß das Erdbeben in den Kompetenz-

nrtikeln der Bundesverfassung nicht vorkommt (Heiter¬

keit), und insofern kann sich die Regierung viel¬

leicht darauf berufen und sagen: Was dort nicht

aufgezählt ist, das ist eine Landesangelegeuheit,

daher möge sich das Land Niederösterreich um diese

Frage kümmern, den Bund gehe sie nichts au. Ich

glaube nicht, daß dieser Standpunkt haltbar ist.

Es liegen dem hohen Hause Anträge von christlich¬

sozialer und von sozialdemokratischer Seite in dieser

Frage vor, man sollte sie wirklich bald in Ver¬

handlung ziehen und sehr rasch etwas tun, um den

Leuten dort zu ermöglichen, ihre Häuser auszu-

bessern, beziehungsweise neu auszubauen. (Lebhafter

Beifall und Händeklatschen.) Man müßte eine

Aktion einleiten, um den Leuten einen Kredit zu

ermöglichen, den sie vor allem brauchen und für

den sie natürlich die Zinsen nicht auszubriugeu

vermögen. Es wäre meines Erachtens eine Pflicht

des Bundes, gemeinsam mit dem Lande Niederöster¬

reich die Zinsen für eine Anleihe auf sich zu

nehmen — für einen anderen Teil würde vielleicht

eine Garantie der Zinsen genügen —, jedenfalls

aber eine wirksame finanzielle Aktion zu machen,

bevor der Winter da ist und die Leute dort in eine

arge Not kommen. Ich hoffe, daß dieses Begehren

wirklich berücksichtigt werden wird.

Wenn ich noch ein Wort von den Kulturaufgaben

reden soll, die in diesem Budget zu finden find, so

muß ich sagen, daß man da wirklich suchen muß,

um auf solche Staatsausgaben zu kommen. Für

sämtliche Hochschulen gibt der Bund nicht mehr als

20 Millionen Schilling in einem Jahre aus und

für wissenschaftliche Anstalten und wissenschaftliche

Zwecke 2'2 Millionen Schilling. Das ist ein Sechstel

von dem, was die Postsparkasse verwirtschaftet hat.

Sechs Jahre Universität, sechs Jahre Hochschulen,

sechs Jahre Wissenschaftsförderung durch den Bund

kosten nicht mehr, als die Postsparkasse mit ihren

Spekulationen vergeudet hat.

Es ist kennzeichnend für den ganzen Geist, mit

dem Wissenschaft und Volksbildung von dem Bund

betrieben werden, daß im Jahre 1926, aus dem

Rechnungsabschluß ergibt sich das, der Bund

an der Menagerie in Schönbrunn 1 Milliarde

profiliert hat (Hört!) und daß im Jahr 1928.

nach den Ansätzen des Budgets wieder 1 Milliarde

Überschuß aus der Menagerie herausgeholt werden

soll. Wir müssen sagen, daß diese Behandlung, die

der Bund Kunst und Wissenschaft und den höheren
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Schulen angedeihen läßt — ich brauche nur an

die Klagen der Universitätsprofessoren zu erinnern —,

heute gar nicht mehr angebracht ist. Heute lebt der

Staat nicht mehr in der Dürftigkeit, in der er in

der Inflationszeit und in den ersten Jahren nach

der Inflation gelebt hat, heute sind die Bundes¬

finanzen so, daß der Bund seine Aufgaben ans

kulturellem Gebiete ebenso wieder erfüllen müßte

wie auf sozialem Gebiete.

Aber diese Regierung ist eine Regierung der

kalten Schulter gegenüber alldem, auch gegenüber

Kunst und Wissenschaft. Das ist ein Regierungs-

system, dessen Leistungen im Widerspruch stehen zu

dem Selbstbewußtsein, mit dem die Herren Minister

aufzutreten pflegen (lebhafter Beifall), das ist ein

Regierungssystem, das im Widerspruch steht zur

großen Masse der Bevölkerung. Es ist ein anti¬

soziales Regime, das hier am Werke ist, ein Regime

der Rückwärtserei und der Kulturfeindlichkeit, ein

Regime des Terrors und ein Regime der Korruption

(lebhafter Beifall), und das Budget, das vor uns

liegt, der Ausdruck davon. Daruni, meine Herren,

ist cs selbstverständlich, daß wir Sozialdemokraten

dieses Budget nicht bewilligen werden, darum ist es

selbstverständlich, daß wir uns die schärfste und ein¬

gehendste Kritik an diesem Bundesvoranschlag Vor¬

behalten. (Stürmischer Beifall und Händeklatschen.)

Setter: Ich bitte um das Wort zur Geschäfts¬

ordnung.

Präsident Dr. Waber: Der Herr Abg. Sever

hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Sever: Mit Rücksicht auf die Teilnahmslosigkeit

der Herren Abgeordneten der Mehrheitsparteien

beantrage ich Schluß der Sitzung. (Rufe: Ab¬

stimmen! Stimmen Sie ab!)

Präsident Dr. Waber: Ich werde sofort ab-

stimmen. (Der Präsident macht eine Pause. —

Rufe: Nun schon! — Seitz: Ja, sollen wir selber

abstimmen? Erheben wir uns selber! [Die Abge¬

ordneten der sozialdemokratischen Partei erheben

sich von ihren Sitzen.] Herr Präsident! Sie haben

Ihre Pßicht zu erfüllen! Das ist skandalös!) Vor

der Abstimmung unterbreche ich die Sitzung auf

10 Minuten. (Seitz: Das ist ungehörig! Das ist

unzulässig !)

(Die Sitzung wird um 1 Uhr 23 Min. unter¬

brochen. — Nach Wiederaufnahme der Sitzung

um 1 Uhr 35 Min.:)

Präsident Miklas: Ich nehme die Sitzung

wieder auf. Es ist ein Antrag des Herrn Abg.

Sever eiugcbracht werden, daß der Nationalrat den

Schluß der Sitzung beschließe. Wir schreiten zur

Abstimmung. (Sever: Ich bitte um die Aus¬

zählungt)

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, welche

dem Anträge auf Schluß der Sitzung zustimmen,

sich von den Sitzen zu erheben. (Die Abgeordneten der

sozialdemokratischen Fraktion verlassen den

Saal. — Zahlreiche lebhafte Zwischenrufe.) Ich

bitte um Ruhe. Ich bitte die Herren Schriftführer,

die Auszählung vorzunehmen. (Sever und Zarboch

nehmen die Auszählung vor. — Anhaltende

Zwischenrufe.) Ich bitte um Ruhe. Ich bitte den

Herrn Abg. Schuschnigg, als Schriftführer zu

fungieren. (Nach Auszählung des Hauses;)

Schriftführer Sever: Es sind 52, Herr Präsident!

(Widerspruch. — Zwischenrufe.)

Präsident: Ich bitte die Herren Schrift¬

führer, nur das Ergebnis der Auszählung zu über¬

geben. (Sever: Es sind 52 ! Das sagt doch auch Herr

Zarboch, der auch gezählt hat! -— Widerspruch.)

Ich bitte, Herr Abg. Schuschnigg, das Ergebnis

der Zählung.

Schriftführer Dr. Schuschnigg: Es sind 56,

alles in allem! (Sever: Jetzt sind Herren dazu¬

gekommen! Die Zählung ist ungültig, Herr

Präsident! — Widerspruch. — Sever: Jetzt ist

der Abg. Schönsteiner mit noch zwei Herren

dazugekommen! Jetzt in diesem Moment! Der

Herr Abg. Zarboch hat 52 gezählt!— Dr. Schusch¬

nigg: Ich bringe 56 heraus! — Sever: Das

glaube ich, weil jetzt Herren hereingekommen sind!

Ihr Parteikollege hat 52 gezählt!)

Präsident: Hohes Haus! Ich stelle fest, daß,

56 Mitglieder des Hauses anwesend sind und

damit mehr als ein Drittel der Abgeordneten. Wir

setzen die Verhandlungen fort. (Sever: Es sind

nur 52 Mitglieder im Hause!) 56 Mitglieder sind

anwesend. (Sever: Nein, 52, wir zwei Schrift¬

führer haben gezählt!) Der Herr Abg. Zarboch ist

heute gar nicht Schriftführer. (Sever: Der Herr

Abg. Zarboch hat laut erklärt: 52! Wir zwei

haben gezählt, bevor dann der Abg. Schönsteiner

mit noch zwei Herren hereinkam!) Wir setzen

daher, da mehr als ein Drittel des Hauses an¬

wesend ist . . . (Sever: Es sind 52 Mitglieder

hier geivesen!) 56 Mitglieder sind jetzt im Saale

anwesend, und in diesem Momente setze ich die

Sitzung fort.

Wir fahren in der Verhandlung fort. Zum

Worte gelangt der Herr Bundesminister für

Finanzen Dr. Kienböck.

Bundesminister für Finanzen Dr. Kienböck:

Hohes Haus! Der Herr Abg. Dr. Danneberg hat

eine große Anzahl von Fragen zur Sprache gebracht

(anhaltende Zwischenrufe), aus welche ich ini Aus¬

schüsse zurückzukommen mir Vorbehalte. (Fortgesetzte

lebhafte Zwischenrufe und Unruhe.)

Präsident: Ich bitte um Ruhe. Zum Worte

gemeldet hat sich der Herr Bundesminister für

Finanzen. Ich habe ihm das Wort erteilt und bitte

um Ruhe.

Bundesminister für Finanzen Dr. Kienböck

(fortfahrend): Einige der Ausführungen des Herrn

53
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Vorredners veranlassen mich aber, schon heute zu

erwidern. Herr Dr. Danneberg hat sich zunächst

darüber beklagt, daß die Vorlagen, die dem hohen

Hause zum Budget unterbreitet werden, nicht so

umsangreich sind wie in früheren Jahren. Es kommt

doch nicht so sehr auf den Umfang der Vorlagen

an wie auf die Klarheit und Übersichtlichkeit im

Aufbau des Voranschlages. In dieser Beziehung

dürfen wir wohl sagen, daß der österreichische Bundes¬

voranschlag zu den allerdeutlichsten und klarsten

zählt und dem Leser und insbesondere dem Parlament

die leichteste Übersicht gewährt. Ich möchte bei

diesem System einer möglichst übersichtlichen, klaren

Budgetierung auch verbleiben und glaube, daß den

Arbeiten des Hauses dadurch an> besten gedient ist.

Herr Dr. Danneberg hat auch darüber Klage

geführt, daß die Regierung es unterlassen habe,

Kreditüberschreitungen dem Hause vorzulegen, wie

es das Gesetz erfordert. Er ist aber in diesem

Punkte in einem Irrtum begriffen. Sowohl die

früheren Regieningen als auch die jetzige haben im

Falle von Kreditüberschrcitungcn dem Hause in der

vom Gesetz vorgeschriebenen Form Mitteilung

gemacht. Es scheint dem Herrn Abg. Dr. Danneberg

entgangen zu sein, daß wir noch am 3. Jänner 1927

dem hohen Hause einen Bericht über die Kredit-

Überschreitungen des Jahres 1926 vorgelegt haben.

Nur dann ist über Kreditüberschreitungen dem Hause

Bericht zu erstatten, wenn die Jahresansätze, die

das Budget für eine bestimmte Post enthält, über¬

schritten werden. Solche Überschrcittingen lassen sich

regelmäßig erst gegen Ende des Jahres feststellen.

So wie die Regierung im Jänner 1927 den Bericht

über die Kreditüberschrcitungcn des Jahres 1926

dem hohen Hause vorgelegt hat, so wird dem Gesetze

genau entsprechend dort vorgegangen werden, wo

sich Kreditüberschreitungcn im Laufe des jetzigen

Jahres ergeben sollten. Das hohe Haus hat aller¬

dings den Bericht, der im Jänner dieses Jahres er¬

stattet worden ist, nicht in Beratung gezogen.

Daraus erklärt sich das Versehen, das dem Herrn

Abg. Dr. Danneberg unterlaufen ist.

Herr Dr. Danneberg ist bei seinen Ausführungen

auch insofern in einem Irrtum befangen gewesen,

als er die qualitativen und quantitativen Über¬

schreitungen nicht so anseinandergehalten hat, wie

sic auseiuandcrzuhalten sind. Wenn sich qualitative

Abweichungen ergeben, das heißt, wenn aus irgend¬

einem Anlaß Ausgaben zu bewerkstelligen sind, für

welche eine entsprechende Post im Budget nicht vor¬

gesehen ist, dann tteten die Bestimmungen in Wirk¬

samkeit, von denen Dr. Danneberg gesprochen hat.

Solche Fälle sind auch seit Erlassung des Gesetzes

wiederholt vorgekommen. Dort aber, wo es sich

bloß um quantitative Überschreitungen handelt —

solche Überschreitungen werden sich gewiß ani Ende

des Jahres aus verschiedenen Anlässen ergeben —,

wird die Regierung wieder ihre Pflicht tun und

dem Hause Bericht erstatten.

Herr Dr. Danneberg hat auf die Wirtschaftskrise

hingewiesen, die sich im Jahre 1926 sehr akut

gestaltet hat, 'und davon gesprochen, daß sich die

Zustände gegenwärtig gebessert haben. Damit hat

er Recht; ich habe mir ja auch in meinem Finanz¬

expose darauf hinzuweisen erlaubt. Herr Dr. Danne¬

berg hat allerdings, als er von der Anzahl der

Arbeitslosen, mit der wir im Budget für 1928

rechnen, sprach, übersehen, daß die geringere Anzahl

der Arbeitslosen, mit der wir rechnen, in der Anzahl

der Altersrentner eine Ergänzung findet. Wir

schätzen die Zahl der Altersfürsorgerenten, welche

im Jahre 1928 gezahlt werden müssen, auf 36.500,

und damit wird wieder so ziemlich jene Zahl

erreicht, mit der wir für das Jahr 1927 gerechnet

haben. Das heißt, wir müssen trotz der vorhandenen

Besserung mit dem noch gar nicht befriedigenden

Zustand unserer Wirtschaft rechnen. Das ist auch

bei diesem Anlässe zutage getreten, so wie wir auch

bei der Veranschlagung der Einnahmen, über die

ich noch sprechen werde, Vorsicht walten lassen

müssen. Deshalb, weil die Zustände sich gegenüber

dem Vorjahre gebessert haben, dürfen wir nicht

vorschnell so handeln, als ob wir schon so weit

wären, daß uns nicht noch sehr ernste Sorgen

bedrückten.

Von der Erkenntnis, daß man Vorsicht in der

Veranschlagung der Einnahmen anwendcn muß,

habe ich mich auch bei der Erstellung jener Ein¬

nahmeposten leiten lassen, die der Herr Vorredner

insbesondere bemängelt hat, das sind die Einnahmen

aus den diretten Steuern. Selbstverständlich ist das

Finanzministeriunl hier mit Vorsicht vorgegangen.

Daß diese Vorsicht nicht übertrieben ist, das lehrt

mich eine Beobachtung, die ich in den letzten Jahren

wiederholt anstellen konnte. Bei den gemeinschaft¬

lichen Abgaben, die zwischen dem Bund einerseits

und den Ländern und Gemeinden anderseits geteilt

werden, kommen die autonomen Körperschaften auch

in die Lage, die auf sie entfallende Quote in ihr

Budget einzusetzen. Im allgemeinen haben die

Länder — bei den Gemeinden konnte ich das nicht

genau verfolgen — bei diesen gemeinschaftlichen

Abgaben die entsprechende Quote eingesetzt, die sich

aus dem vom Bund veranschlagten Gesamterträgnis

ergibt. Auch die Gemeinde Wien hat sich immer

daran gehalten, was ich durchaus für richtig finde.

Ich neige zu der Meinung, daß die Gemeinde Wien

auch heuer so Vorgehen wird. (Dr. Danneberg:

Sie kann ja nicht anders vorgehen!) Sie wäre

gesetzlich an einen abweichenden Vorgang nicht ge¬

hindert; wenn ein Land oder eine Gemeinde den

Ansatz für irrig, für zu hoch oder zu niedrig hält,

so ist das Land oder die Gemeinde ohne weiteres

berechtigt, einen anderen Betrag einzusetzen. Aber
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ich warne vor diesem Vorgang; ich halte ihn für

nicht wünschenswert. (Dr. Danneberg: Die Länder

können ja nicht die Bundeseinnahmen schätzen!)

Es ist sehr richtig, daß die Länder sich an die

Schätzung des Bundes, halten; ich würde dringend

wünschen, daß die Gewohnheit anfrcchtbleibt, daß

sie sich der Schätzungen bedienen, die die Bundes¬

regierung vornimmt. Diese Schätzung erfolgt in

dem Bewußtsein, daß cs sich nicht, wie Dr. Danne-

berg vorhin gemeint hat, um Täuschungen, „Haus¬

nummern", handelt, sondern um ernste Ziffern, die

natürlich mit Vorsicht gewählt sind, ans die man

sich aber verlassen kann, so daß man sic vernünftiger¬

weise auch in die anderen öffentlichen Haushalte

einsetzt. So ist die Gemeinde Wien in den letzten

Jahren vorgegangen, obwohl sic gewußt hat, daß

im Vorjahr Überschreitungen vorgekommen sind;

ich würde dringend wünschen, daß die Länder ein¬

schließlich der Gemeinde Wien auch ini Jahre 1928

sich an den bisher herrschenden Usus halten; Kon¬

junkturen, die einer realen Grundlage entbehren,

würde ich dringendst widerraten. Gerade der Um¬

stand, daß wir bei den direkten Steuern, aber auch

bei der Warenumsatzsteuer gemeinschaftliche Abgaben

vor uns haben und es sich daher auch uni die

Verantwortung gegenüber den anderen an der

Teilung partizipierenden Körperschaften handelt,

nötigt zur Vorsicht, wie wir sie auch heuer haben

walten lassen. „Hausnummern" oder Täuschungen,

wie mein Vorredner sich auszudrücken beliebt hat,

sind das durchaus nicht. Wir wissen schon, warum

wir in den Einnahmeschätzungen nicht allzu hoch

gehen dürfen.

Ich bin in der Lage, dem hohen Hause zur Er¬

läuterung dessen folgendes vorzulegen: Wenn wir

die Vorschreibungen an direkten Steuern auf Grund

des Steuerjahres 1925 in Betracht ziehen — die

Vorschreibungen für das Jahr 1925 sind zum

großen Teil beendigt, so daß man eine Übersicht

über diesen Betrag gewinnen kann —, so finden

Sie da folgende Ziffern: an allgemeiner Erwerb¬

steuer 52°6 Millionen Schilling, die Einnahmen für

1928 präliminieren die allgemeine Erwerbsteuer

mit 52 Millionen Schilling, also mit einem nahezu

gleichen Betrage. Das halte ich für gerechtfertigt,

ich würde cs für leichtfertig halten, darüber hinaus¬

zugehen, denn für die Einnahmen im Jahre 1928

wird ja in erster Linie das wirtschaftliche Ergebnis

des Jahres 1926 niaßgebend sein.

Im Jahre 1926 hat, wie Herr Dr. Danneberg

selbst bemerkt hat, die Krise ihren Höhepunkt erreicht;

ich würde alle Herren, welche über diese Ziffern

urteilen, dringend bitten, das zu berücksichtigen. Die

Vorschreibung der Körperschaftsstcuer auf Grund des

Jahres 1925 ergab eine Ziffer von rund 65 Mil¬

lionen Schilling, denen allerdings im Voranschläge

für 1928 nur 58 Millionen Schilling gegenüber¬

stehen. Gerade bei der Körperschaftssteuer aber wird

sich die Wirkung der Krise des Jahres 1926 noch

stärker beobachten lassen. Dazu konimt, daß eine

Reihe von Aktiengesellschaften erst mit 1. Jänner

1926 die Goldbilanz eröffnet haben. Mit der Er¬

öffnung der Goldbilanz hört aber die Besteuerung

von Scheingewinnen auf; wir müssen daher bei den

Ergebnissen der Körperschaftssteuer auch darauf Be¬

dacht nehmen. Ich halte daher die Einschätzung der

Körperschaftsstener auch nach den neuesten Daten,

die ich eingcholt habe, zwar für vorsichtig, aber

nicht für übertrieben vorsichtig.

Über die Rentensteuer besitze ich noch nicht die

letzten Daten.

Bei der Einkommensteuer steht einer Vorschreibung

von 96 Millionen Schilling pro 1925 eine Schätzung

von 147 Millionen Schilling für das nächste Jahr

gegenüber. Hier ist allerdings sehr weit über die

Ziffer der Vorschreibung hinausgegangcn worden.

In einem Artikel, der in der „Arbeiter-Zeitung"

vor wenigen Tagen erschien, heißt es, das sei ins¬

besondere auf die Einschätzung der Abzugsteuerzahler

zurückzuführen; daraus wollte man ein Argument

für die Richtigkeit der Behauptung machen, daß die

Steuerverwaltnng diese Schichten hart behandelt,

während sie die anderen nachsichtig behandelt. Das

kann nur jemand geschrieben haben, der von diesen

Dingen keine vollständige Kenntnis besitzt, denn

die im Abzugswege eingehobene Einkommensteuer

ist eine sehr ständige Größe; sie hängt nicht von

d'em Erfolg der Betriebe ab, sondern ausschließlich

von der Höhe der Löhne und Gehalte. Da

die Löhne und Gehalte nicht heruntcrgegangen sind

und wir keinen Anlaß haben, anzunehmen, daß

eine Verminderung der Gehalte und Löhne im

nächsten Jahre cintreten wird, ist es wohl begreiflich,

daß man diesen Faktor als einen stabilen einschätzt.

Bei der Einschätzung der Einkommensteuer jedoch,

die nach Fassionen eingchobcn wird, die also von

dem Wirtschastserfolge der Betriebe abhängt, muß

man sich von einer Würdigung der wirtschaftlichen

Zustände, insbesondere des Erfolges in dem Jahre,

leiten lasten, auf dessen Bemessung sich die Haupt¬

einnahmen des Jahres 1928 beziehen werden.

Ich muß über diesen Punkt deswegen ausführ¬

licher sprechen, weil ja die Anforderungen, die an

den Staat herantreten, die Erwartungen, die gegen¬

über dem Staat gehegt werden, sich immer gern

an Hoffnungsziffern, die ihnen da und dort geboten

werden, anklamniern. Wenn wir bei der soliden Bud¬

getierung verbleiben wollen, dann müssen wir bei

der Veranschlagung der Einnahmen eine angemessene

Rigorosität walten lassen, wir dürfen nicht anti¬

zipieren, was etwa eine günstigere Zukunft uns

bringen kann. (Zustimmung.) Wenn verschiedene

Kreise Ausgaben des Staates erwarten, um ver¬

schiedenen Wünschen zu entsprechen, so muß die
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Regierung und vor ollem der Finanzminister sich die

Gesamtheit der finanziellen Probleme vor Augen

halten, die für diesen Staat noch zu losen sind —

gewiß auch soziale Aufgaben, wie sic der Herr Vor¬

redner erwähnt hat. Wenn unsere Wirtschafts¬

verhältnisse sich bessern und die Voraussetzungen

erfüllt sein werden, von denen die Wirksamkeit des

Gesetzes über die Alters- und Invalidenversicherung

der Arbeiter abhängig ist, dann wird die der Alters¬

versicherung eingeräuuite Hypothek auf die gesteigerten

Einnahmen der Volkswirtschaft und des Staates

einzulösen sein, die wir ebenso wie alle diese Fragen

sehr ernst nehmen.

Wir müssen weiter mit der Belastung rechnen,

die der Stantsvertrag von Saint-Germain mit sich

bringt. Ich möchte den Herren, die sich mit einer

Kritik des Bundeshaushaltes und mit Zukunstsaus¬

blicken beschäftigen, dringend empfehlen, diesen

Staatsvertrag noch einmal durchzusehen, an die

Verhältnisse von 1919 und 1920 zu denken und

sich darüber klar zu werden, welche finanzielle

Probleme von diesem Staate noch zu bewälfigen

sind. In diesem Zusaunuenhang muß ich davor

warnen, aus dem Umstande, daß unsere Gebarung eine

geordnete ist und daß wir nicht mit momentaner

Beengtheit zu kämpfen haben, vorschnell Schlüsse

auf dasjenige zu ziehen,"sswas dieser Staat leisten

kann.

Für den gegenwärtigen Moment kouunt noch

etwas in Betracht, was auch Herr Dr. Danneberg

selbst in seinen Ausführungen angedeutet hat. Er

hat darauf^hingewiesen, daß wir die neue Jnvesti-

tionsanleihe, in deren Vorbereitung wir uns be¬

finden, noch nicht besitzen; er hat mit Recht betont,

daß cs eine fatale Situation für den Staat wäre,

wenn er in allzu drängender Weise hinsichtlich des

Zeitpunktes beengt wäre, in welchem die für die Auf¬

nahme der Anleihe entscheidenden Abschlüsse erfolgen

sollen. Ganz richtig, Herr Dr. Danneberg, gerade des¬

wegen würde ich Sie und Ihre Gesinnungsgenossen

sehr bitten, die nicht ungünstige heurige Gebarung

des Staates auch nach dieser Richtung hin zu

würdigen. Wir wünschen nicht, in Bedrängnis zu

kommen; wir wünschen unter allen Uniständen die

notwendigen fruchtbringenden Investitionen, die

unserer Volkswirtschaft als Stütze dienen sollen,

bewerkstelligen zu können, ohne vor einem Termin

zittern zu müssen. All dies, hohes Haus, muß ein

einsichtiger Beurteiler unserer Finanzlage berück-

sichtigen; ich darf wohl noch hinzufügen, daß ins¬

besondere auch die Beamtenschaft des Bundes alle

diese Ereignisse berücksichtigen soll, die Beamtenschaft,

die ja das stärkste und unniittclbarstc Interesse an

der Stabilität unserer Verhältnisse hat. Wir dürfen

unsere Situation nicht überschätzen. Wir wollen

einen Sprung vermeiden, den wir dann vielleicht

wieder rückgängig machen müßten; ich muß vorher

berechnen, worauf wir uns cinlassen können. Von

dieser Verantwortung, hohes Haus, bin ich erfüllt,

hohes Haus; ich würde sehr wünschen, das; die

Öffentlichkeit in hohem Maße sich diesen Gesichts¬

punkt zu eigen machen möchte.

Herr Abg. Dr. Danneberg hat sich seiner Vor¬

liebe entsprechend den Mißlichkeiten zugewcndet, die

uns im Lauf der letzten Jahre betroffen haben und

deren Tragweite wir niemals unterschätzt haben,

aber er hat bei diesem Anlässe einiges gesagt, das

doch nicht unerwidert bleiben darf. Zunächst hat er

von der Centralbankliquidierung gesprochen und in

diesem Zusammenhänge von irgendeinem Geschenk

an die Steirerbank gesprochen, das, wenn ich richtig

verstanden habe, ich gemacht haben soll. (Dr. Danne¬

berg: Der Rechnungshof stellt es fest!) Wenn Sie

den Rechnungshof . . . (Dr. Danneberg: Sie

waren ja damals nicht Minister!) Trotzdem würde

ich Herrn Dr. Danneberg, dessen Gründlichkeit ich

bei verschiedenen Anlässen zu schätzen Gelegenheit

gehabt habe, einladen, diese Gründlichkeit auch auf

das Studium der Seite 59 dieses Rechnungsab¬

schlusses 1926 anzuwenden. Wenn er das täte, dann

würde er finden, daß schon im Jahre 1926 der

hier ausgewiesene Betrag von 55'5 Millionen

Schilling einschließlich 400.000 S, die bezüglich der

Steirerbank angeführt sind, von der kontokorrent¬

mäßigen Gebarung in die etatmäßige überstellt

worden ist — mit Recht überstellt worden ist, weil es

nicht möglich war, damit zu rechnen, daß noch im

Jahre 1926 der Betrag zurückfließen würde.

Dieser Betrag wird nicht endgültig deni Bunde

zur Last fallen, sondern ist nur deswegen als Aus¬

gabe eingestellt, weil er im selben Jahr nicht zurück-

fließcn wird. Das bemerkt der Rechnungshof selbst.

Wenn Sie das gelesen haben, dann können Sie

nicht so sprechen, wie Sie gesprochen haben.

(Dr. Danneberg: Ich habe Sie gefragt, wann Sie

diese 4 Milliarden zurückzahlen! Werden die auf

Refundierungsanleihe gezahlt oder zahlt sie die

Steirerbank, zurück? Das war meine Frage, die

zu beantworten war!) Ich nehme das zur Kenntnis,

aber Sie haben nicht deutlich gesprochen. Wenn Sie

etwas deutlicher gesprochen hätten, hätte das nicht

so klingen können. (Dr. Danneberg: Sie haben

das nicht beanticortet! Zahlt die Steirerbank

dieses Geld zurück, ist es eloxiertes Bundesgeld

oder wird es aus der Refundierungsanleihe ge¬

zahlt?) Darüber ist ein Übereinkommen getroffen

worden, welches ich nicht zur Hand habe, das aber

im Ausschuß mitgeteilt werden wird und das zum

Gegenstände hat, daß dieser Betrag unter Haftung

einer Großbank in einem gewissen Zeitrauni zurück-

gezahlt werden wird.

Es ist im Zusammenhang mit der Liquidierung

der Centralbank auch die Angelegenheit Westen znr

Sprache gebracht worden. Es ist wenig wünschens-
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wert, daß über geschäftliche Angelegenheiten so ge¬

sprochen wird, wie der Herr Vorredner gesprochen

hat. Wenn er vorher eine Information von mir

gewünscht hätte, hätte ich sic ihm gegeben. Das,

was er gesagt hat, hat wie eine Verdächtigung ge¬

klungen. In Wirklichkeit hat sich die Sache so ver¬

halten, daß die Forderung an Westen mit schwierigen

Rechtsverhältnissen verbunden war. Es bestand näm¬

lich für die Forderung an den Hauptschuldner eine

Mithaftung, welche Mithaftung jedoch an gewisse

zweifelhafte Klauseln geknüpft war. Es hat sich nun

gezeigt, daß dieser Mithaftende als sicherer ange¬

sehen werden muß als der Hauptschuldner; nian

wollte die Forderung — allerdings mit einem ge¬

wissen Abschlag — von dem Haftenden rasch herein¬

bringen.

Das ist auch geschehen. Vorgänge dieser Art

sind bei Liquidierungen absolut geboten. Das

Kreditinstitut für öffentliche Arbeiten, das die Liqui¬

dierung führt, hat auch in diesem Punkte mit großer

Sorgfalt den besten Modus, der geschäftlich möglich

war, cingeschlagen. Wir können den Herren, die mit

der Liquidierung betraut sind, dankbar sein, wenn

sie ihre Arbeit mit gleichem Eifer sortsetzcn. Es ist

unzulässig, von einem Geschenk zu reden, wenn ge¬

schäftlich der möglichst günstige Erfolg nicht nur

erstrebt, sondern auch gesichert worden ist. Daß man

in manchen Fällen vorsichtiger und richtiger vorgcht,

wenn man eine Ziffer mit einem gewissen Abschlag

sichert, statt sich auf fernliegende Möglichkeiten zu

verlassen, sollte jeder, der im geschäftlichen Leben

steht, begreifen.

Herr Dr. Danneberg hat weiter zur Sprache ge¬

bracht, daß die Nationalbank in einzelnen Fällen

in Schwierigkeiten privater Firmen interveniert habe.

Er hat das nicht nur zum Gegenstände der Kritik

gemacht, sondern er hat aus dem Umstande, daß der

Bund an dem Gewinn der Nationalbank beteiligt

ist, die Konsequenz ziehen wollen, daß die. National¬

bank für ihre Gebarung der parlamentarischen Kon¬

trolle unterliege. (Dr. Danneberg: Nein!) Sie

haben den Ausdruck „parlamentarische Kontrolle",

wenn ich mich nicht irre, gebraucht. Nun halte ich

das für einen absoluten Irrtum. Das gibt es auf

der ganzen Welt nicht. (Dr. Danneberg: Das

habe ich auch gar nicht gesagt!) Dann werden

wi r uns viel leichter verständigen. (Dr. Danne¬

berg: >ch habe gesagt, daß es die Mittel des

Bundes sind!) Nein, das sind eben Mittel der

Nationalbank. Wenn wir uns verständigen können,

so kann das nur aus der Basis geschehen, daß die

Nationalbank für ihre Gebarung denjenigen Faktoren

verantwortlich ist, welche das Statut dazu bestimmt.

Ich werde mich in diese Gebarung nicht einmengen,

im Gegenteil, ich werde es von mir weisen, daß

nian von niir eine Einflußnahule verlangt. (Dr.

Danneberg: Aber der Staatskommissär!) Der

Staatskommissär hat sich damit nicht zu beschäftigen;

ich würde es für vollkviumen verfehlt halten, ich würde

cs für eine Karikatur einer Notenbank halten, wenn

man sie einerseits vom Staate unabhängig stellt,

wenn man anderseits die Regierung oder das

Parlament zum Kontrollor ihrer Gebarung macht.

Ich bin überzeugt, daß die Nationalbank in diesen

wie in allen Fällen dank ihrer ausgezeichneten Lei¬

tung das geschäftlich und wirtschaftlich Richtige ge¬

troffen hat. Es ist nicht meine Absicht über diese

Geschäfte hier Auskunft zu geben oder wegen dieser

Geschäfte hier Rechenschaft abzulegen.

Herr Dr. Danneberg hat sich dann mit der Tabak-

rcgie beschäftigt, gewiß mit um so größerem Recht,

als die Tabakregie, nach der Stellung, die ihre Ab¬

fuhren in unserem Budget cinnehmen, eine besondere

Beachtung verdient. Weniger kann ich die Art billigen,

in der Herr Dr. Danneberg über die Leitung der

Tabakregie gesprochen hat. Nicht als ob ich mich

gegen Kritik an sich wenden würde, dazu ist ja das

Parlament da. Aber das, was Dr. Danneberg aus¬

gesprochen hat, hat nach einer Verdächtigung ge¬

klungen. (Lebhafte Zustimmung. — Ztcischenrufe

Dr. Danneberg.) Gerade angesichts der Wichtig¬

keit dieses Monopols und der hohen Verantwortung,

welche die Personen tragen, die die Tabakregic ver¬

walten, kann ich verlangen, daß auch die Opposition,

wenn sie die Regievcrwaltung behandelt, so spricht,

daß es nicht klingt wie eine Verdächtigung. (Leb¬

hafte Zustimmung. — Dr. Danneberg: Der

Rechnungshof!) Nein, der Rechnungshof hat gar

keine Verdächtigung ausgesprochen. (Dr. Danne¬

berg: Ich auch nicht!) Wenn es keine mar, so

nehme ich es zur Kenntnis. Es ist mir nur er¬

wünscht, daß Sie das selber konstatieren; ich hätte

nur gewünscht, daß cs von Anfang an so geklungen

hätte. (Zwischenrufe.) Wenn es keine Verdächtigung
sein sollte, so nehme ich das zur Kenntnis. Wenn

der Rechnungshof, allerdings bezugnehmend auf frühere

Prüfungen, die er vorgenommen hat, auf organi¬
satorische Änderungen hingewiesen hat, die in Erwä¬
gung zu ziehen wären, so hat er im Rahmen seiner

Befugnis gehandelt; gewiß, es ist möglich, daß wir

auch in diesem Zweig zu einer Umorganisierung

kommen. Besonders dringlich ist es bisher deswegen

nicht erschienen, weil nach meiner Überzeugung die
Gebarung dort einwandfrei ist. Es ist sehr wichtig,

das festzuhalten, denn es ist ein großer Unterschied:
wenn Mißständc in cineni Verwaltungszweig auf-

trctcn, wird man rasch zugrcifen und die Umorgani¬

sation beschleunigen müssen; wenn das nicht der

Fall ist, wird man es sich mit Bedacht überlegen,

welche Form die günstigste ist. Daß die Tabakregie

koutrollos gebäre, kann der Herr Vorredner nicht

meinen, da er sich ja selbst auf das Elaborat des

Rechnungshofes stützt. Die Gebarung der Tabakregie

wird ordnungsgemäß vom Rechnungshof geprüft.
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Ich würde mich freuen, wenn alle öffentlichen Ver¬

waltungen von einer so unabhängigen Stelle geprüft

würden, wie es der Rechnungshof ist.

Wenn Herr Dr. Danneberg davon gesprochen hat,

daß es unerwünscht ist, wenn pensionierte Beamte

der Tabakregie in private Firmen eintreten, die dann

mit der Tabakregie in Berührung kommen können,

so gebe ich ihm darin recht. Das ist unerwünscht.

Verhindern kann man es nicht. Man muß aber

dringend hoffen, daß sich solche Fälle nicht wieder,

holen. Wenn Beamte der Tabakregie in der Ein¬

kaufsgesellschaft, die gegründet worden ist, beschäftigt

sein werden, so hat das mit dem, was Herr

Dr. Danneberg da berührt hat, gar nichts zu tun.

(Dr. Danneberg: Das ist etwas anderes!) Ich

habe Sic also richtig verstanden. Denn das ist ja

eine Gesellschaft, an der der Staat selber maßgebend

beteiligt ist. Daß die Tabakregie und auch ich als

Finanzminister auf Beziehungen, die etwa zwischen

aktiven Beamten der Tabakregie und Ruheständlern

spielen könnten, die sich im Tabakhandel geschäftlich

betätigen, die größte Aufmerksamkeit zuwende, das

möge dem hohen Hause daraus erhellen, daß in dem

einen Falle, in dem diesbezüglich etwas Unzulässiges

bekanntgewordcn ist, sofort die gerichtliche Anzeige

erstattet worden ist. Das hätte man nicht getan, wie

Sie mir zugeben werden, wenn man geglaubt hätte,

daß etwas zu verdecken sei. Es wurde prompt die

Anzeige an die Polizei und an das Gericht erstattet.

Gegen meine Annahme hat das Gericht die be¬

treffende Angestellte freigesprochen. Ich will keine

Kritik an dem Urteil üben, es ist aber gegen unsere

Erwartung ausgefallen. Von uns aus wurde dieser

Fall ans das allerstrengste beurteilt.

Herr Dr. Danneberg hat von der Ein-

kanfsgesellschaft Austria gesprochen, von der ich

hier im hohen Hause Mitteilung gemacht habe, von

der die Öffentlichkeit schon früher unterrichtet

wurde. Es spricht sehr viel dafür, den Einkauf des

Levaminer Tabaks unmittelbar vorzunehmen. Es ist

aber nicht möglich, daß die österreichische Tabak¬

regie als ein staatlicher Verwaltungszweig ini Aus¬

lände tätig sei. Daher bleibt, wenn der Gedanke

des direkten Einkaufs durchgeführt werden soll, nichts

anderes als eine Form übrig, wie wir sie ge¬

schaffen haben. Ich würde bitten, die Ergebnisse

dieser Organisation mit aller Unvorcingenommenheit

abzuwarten. Ich sehe nicht ein, warum ein Tabak¬

händler, der zu dieser Gesellschaft herangezogen

wurde und mittätig ist, Gegenstand des Arg¬

wohnes werden soll. (Widersprach Dr. Danne¬

berg.) Der Ton und der ganze Zusammenhang

haben auch so geklungen, und ich weiß nicht, ob

das im Interesse unseres Staates ist, wenn in der

Weise gesprochen wird, wo man gar keinen Vor¬

wurf zu erheben hat. Unrichtig ist es, daß der be¬

treffende Herr, Herr Zsolnay, als Exponent einer

Bank hingestellt wird. Ob er mit irgendwelchen

Banken in Berührung steht, habe ich nicht unter¬

sucht; das geht mich auch nichts an; uns kapi es

daraus an, einen geschäftstüchtigen, erfahrenen Mann

zu haben, der uns beim Tabakeinkans für diese

Sorten behilflich ist.

Das, hohes Haus, waren die Bemerkungen, die

ich gleich heute in Erwiderung auf die Aus¬

führungen des Herrn Vorredners machen wollte, ich

behalte mir vor, auf Einzelheiten, die er sonst

berührt hat, im Ausschuß zurückzukommen. Ab¬

schließend möchte ich nochmals bemerken, daß die

Ziffern des Voranschlages nicht Hausnununern und

nicht Täuschungen sind, sondern das Ergebnis von

ernsten Erwägungen. Wir müssen unsere Ans¬

gaben nach der Höhe unserer Einnahmen richten,

unsere Einnahmen müssen wir mit Vorsicht abschätzen.

Wir können Entwicklungen nicht vorwegnehmen, die wir

noch nicht verfolgen können. Wer zum Beispiel könnte

heute ein endgültiges Urteil darüber haben, wie sich

nicht nur der autonome Zolltarif, sondern diejenigen

Zollabmachungen, die dann ans ihn gestützt werden,

in der Wirtschaft auswirken werden? Da sind so

viele Unbekannte, daß wir unmöglich schon von

einer positiven Wirkung sprechen können. Wir können

auch nicht beurteilen, inwieweit Zollerhöhungen, so¬

weit sie in Kraft treten werden, ihreni Schutzzwecke

dienen und das Einströmen fremder Waren ver¬

ringern werden und inwieweit das nicht der Fall

sein und es zu einer Erhöhung der Zolleinnahmen

kommen wird. Tie Ziffer von 215 Millionen Schilling,

die als Zolleinnahmc für das Jahr 1928 eingesetzt

ist, beruht aus einer ernsten Berechnung. Ich habe in

meiner früheren Rede davon gesprochen, daß irgend¬

eine Antizipation von Ergebnissen der Zolltarisnovelle,

die ja auch heute noch nicht formell Gesetz geworden ist,

darin nicht enthalten ist, ich muß sagen, daß ich zweifle,

ob man an dieser Ziffer auch dann etwas wird

ändern können, wenn der Zolltarif in Kraft gesetzt

sein wird. Mit all dem wird man Geduld haben

müssen; das gilt schon gar, wenn Herr Dr. Danne¬

berg aus dem Zolltarif eine Verteuerung und aus

der Verteuerung eine Erhöhung des Ergebnisses der

Warenumsatzsteuer erwartet. Er vergißt, daß auf

die Höhe der Preise auch ganz andere Faktoren

weltwirtschaftlich und daher auch bei uns Einfluß

haben als dieser eine Faktor des Zolltarifs. Wir

können in dieser Beziehung nicht prophezeihen, und

wir dürfen die Zukunft nicht vorwegnehmen. Ich

bitte das hohe Haus, daher.überzeugt zu sein, daß

nicht eine Täuschung, sondern eine gewissenhaft

aufgestellte Rechnung vorliegt, und in diesem Sinne

in die Beratung des Voranschlages einzugehen.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Dr. Hampel: Hohes Haus! Ich möchte nur

mit wenigen Worten auf den soeben vorgekommencn

Zwischenfall im hohen Hause zurückkommen. Ich hatte
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Gelegenheit, während der ganzen Rede des Herrn

Abg. Dr. Danneberg im Hause zu sein, und konnte

natürlich feststellen, daß dieser Zwischenfall in dem

Augenblick von seiten der Opposition provoziert

werden mußte, als der übliche Theaterdonner, der

nun scheinbar zuni ständigen Requisit der Herren

von der Opposition gehört, heute in eigener Regie

geführt werden mußte. Ich konnte dabei insbesondere

eine sehr interessante Feststellung machen. Während

der Herr Abg. Dr. Danneberg — er hat ja unsere

Regierung, die Bundesverwaltung, des öfteren ein

System der Korruption genannt und es sind von

den Bänken der Opposition Ausdrücke, wie Dieb¬

stähle, Gaunerei, ja dutzendweise gefallen —, während

also Herr Dr. Danneberg in dem oder jenem Punkte

eine Anklage gegen den Finanzminister erhob, da

konnte man nach den leidenschaftlichen Zwischenrufen

der verehrten Frauen und Herren der Opposition

wohl meinen, daß man mit förmlicher Spannung,

mit einem ungeheuren Interesse der Antwort dieses

so schwer angegriffenen Finanzministers cntgegensehe.

Und siehe da, kaum stand der Mann auf, kaum war

er bereit, nun über wirklich schwerwiegende Punkte

den Herren der Opposition eine Antwort zu erteilen,

da war auf einmal das Interesse nicht mehr da und

die Herren der Opposition hatten fast zur Gänze

den Saal verlassen; sogar der Herr Dr. Danneberg

hat es sich lange Zeit überlegt, ob er überhaupt

den Ausführungen des Herrn Finanzministers lauschen

soll. Ich muß schon sagen; hohes Haus, es wäre

höchst an der Zeit, daß wir endlich von dieser Stelle

die Demagogie verbannen. (Lebhafte Zustimmung.)

Denn es ist nichts anderes als Demagogie, was Sie

da treibe». (Lebhafte Zustimmung. — Dr. Danne¬

berg: Ein Parlament ohne Mehrheit kann doch

keine Sitzungen halten!) Herr Dr. Danneberg, ich

bin ganz Ihrer Meinung, wenn Sic glauben, daß

sich das hohe Haus überhaupt einmal mit der Art

der Durchführung der Sitzungen des Parlaments

beschäftigen sollte. Gerade aus meinen Parteikreisen

heraus ist wiederholt die Anregung gekommen, daß

man vielleicht zu der seinerzcitigcn Forni der

Sessionssitzungen zurückkehren sollte. Vielleicht ist da

heute manches nicht in Ordnung. Aber mit derartigen

demagogischen Anträgen die Sitzung zu unterbrechen

— während sich ein Teil der Mitglieder des

Hauses beim Mittagessen befindet —, damit,

meine Herren, werden Sic bei der Bevölkerung

Österreichs bestimmt keine Begeisterung erwecken.
(Sever: Die Minorität hat nicht für die Beschluß¬

fähigkeit zu sorgen! — Zivischennife.)

Die 1. Lesung des Staatsvoranschlages gibt

uns Gelegenheit, einen kurzen Rückblick auf die ab-

gclanfencn fünf Jahre Sanicrungsarbeit der der¬

zeitigen Regierung zu werfen. Da müssen Sie mir

schon gestatten, daß ich und meine Partei einen

etwas anderen Eindruck aus dem vorliegenden Budget

gewinnen als Sie. Ich kann heute vor allem fest¬

stellen, daß wir Großdeutsche im Jahre 1922 recht

hatten, als wir damals in die Regierung Seipel

eintraten.

Gerade die Zeit, die zwischen dem Jahre 1922

und dem heutigen Tage liegt, liefert uns den Beweis,

daß wir aus der Wirtschaftskatastrophc, ans den

geradezu entsetzlichen politischen Verhältnissen der

ersten Umsturzjahre heraus langsam die Konsoli¬

dierung des österreichischen Staates mit durchzu¬

setzen geholfen haben. Erinnern Sie sich nur, meine

Herren von der Opposition! Sie haben die groß-

deutsche Partei in diesem Hause des öfteren mit

Hohn und Spott beladen und Sie haben sich in

den letzten Jahren nicht gescheut, zur selben Zeit,
in der Sie uns als einen unbedeutenden Faktor im

parlamentarischen Leben hinzustellen beliebten, draußen

in der schärfsten Weise gegen diese großdeutschc

Partei Stellung zu nehmen, weil Sie ganz genau
gewußt Haben, daß Sie nach dem alten Grundsatz:
„Divide et impera!“ zuerst die kleinen Parteien

dieses Staates beseitigen müssen, um dann zu dem

von Ihnen ja immer — allerdings nur bis zum

letzten Parteitag — gepredigten Zweiparteiensystem
in Österreich kommen zu können. Auf dem letzten

Parteitag haben Sie ja auch in dieser Frage schein¬

bar umgelernt. Nun, wir Großdeutschen wissen, daß

unser Eintritt in die Regierung für uns — ich rede

heute ganz offen über diese Frage —, vom Partei¬

standpunkt betrachtet, sicherlich ein Schaden gewesen

ist. Aber wir haben eben die Courage, das Staats¬

und Volkswohl über das Partciinteresse zu stellen.

Wir haben im Jahre 1922 genau gewußt, daß

wir, um nur einige Beispiele anfzuzeigen, der Be¬

völkerung, die gerade in den Jahren der Inflation

keine oder nahezu keine Steuern mehr zahlte, weil

die cingezahlten Beträge durch die Inflation bereits

entwertet waren, nach dem Eintritt in diese Regie¬

rung große Opfer und Lasten für den Staatsschatz

zumuten mußten. Wir haben gewußt, daß der not¬

wendig gewordene Beamtenabbau die Parteien der

Regierung sicherlich nicht volkstümlicher machen

würde, und Sie haben die ganzen Jahre seit dem

Jahre 1922, ich muß schon sagen, in der uner¬

hörtesten Weise Schindluder mit dieser Arbeit ge¬

trieben, die wir für den Staat, das Volk und das

Vaterland geleistet haben. (Lebhafter Beifall und

Händeklatschen.)

Wir sehen heute den Erfolg auf unserer Seite,

wir sehen, daß cs möglich war, dieses Staatswesen

nicht für die Dauer — denn wir wissen das ganz

genau —, aber für die kritischeste Periode so weit

zu sanieren, daß wir heute oder nwrgen, wenn wir

den Zusammenschluß mit dem Mutterrcichc durch¬

führen sollten, nicht als ein nebensächlicher, sondern

als ein vollgewichtiger Faktor, als ein Staat, der

seine Pflichten bis zur letzten Grenze in Wirtschaft-
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licher, in politischer, in kultureller und sozialpolitischer

Hinsicht erfüllt hat, dem großen Muttcrreiche bei¬

treten können. s

Ich möchte mir heute nur ganz kurz gestatten

— denn es wird bei der Spezialdebatte Gelegenheit

sein, über alle die Kapitel des Budgets zu sprechen —,

einige große Gebiete anzuschneiden, die uns partei¬

mäßig besonders am Herzen liegen.

Der Herr Finanzminister hat unlängst von dieser

Stelle aus über das Bcamtcnproblcm gesprochen, und

seine Worte haben nicht nur in Beamtenkreisen,

sondern weit über diese Kreise hinaus eine gewisse

Aktion ausgelöst. Ich sehe mich veranlaßt, namens

meiner Parteifreunde zu dieser eminent wichtigen

innenpolitischen Angelegenheit heute folgendes zu er¬

klären: Es ist ganz selbstverständlich, daß wir dem

Herrn Finanzminister nicht nur zubilligen, sondern

es als seine Aufgabe und Pflicht betrachten, daß er

im Rahmen des Budgets mit aller Zurückhaltung

und Reserve spricht, wenn Auslagen von Ä)m auch

in dieser wichtigen Frage verlangt werden. Wir

wissen, daß der Finanzminister, wie er es ja gerade

vor einigen Augenblicken wieder ausgeführt hat, auch

heute noch trotz der Ausbalancierung unseres Budgets

schwere Sorgen hat. Wir haben nun einmal Rechen¬

schaft zu geben über die Gelder, die man uns leih¬

weise, dein Staate, gegeben hat. Wir können natürlich

nicht, so wie wir es gerne wollten, Beträge aus-

werfcn, sondern wir haben nur das Recht und

die Pflicht, das, was wir einnehmen, auch wieder

zu verausgaben. Aber es ist natürlich etwas ganz

anderes, wenn der Herr Finanzminister, von seinem

ressortinäßigen Standpunkt aus betrachtet, die scharfe

Eingrenzung von Haus aus zu machen bemüßigt ist,

und etwas anderes, wenn die regierenden Parteien

dieses Hauses sich mit den Forderungen unserer

öffentlichen Angestellten zu beschäftigen haben. Da

bin ich denn doch der Meinung, daß wir diese

Forderungen unserer Bcanitenschaft mit aller Genauig¬

keit prüfen müssen (Zustimmung) und, wenn sich

diese Forderungen als begründet erweisen, wir dann

auch tatsächlich alles, was nur möglich ist, was wir

irgendwie erübrigen können, zur Verfügung stellen

müssen, um der ohne Zweifel bestehenden gewaltigen

Not unserer öffentlichen Angestellten abzuhelfen.

(Zustimmung.) Ich möchte mir heute erlauben, über

die Not dieser Angestelltenschaft nicht Worte zu

sagen, die vielleicht aus Parteikreisen unseres Staates,

von den direkten Berufsinteressenten, herrühren,

sondern ich nröchte niir gestatten, einige Zeilen zu

verlesen, die in der Einbeglcitung des reichsdeutschen

Besoldungsentwurfs stehen und von denen ich voraus-

schicken möchte, daß sie Wort für Wort auf die öster¬

reichischen Verhältnisse passen. In dieser Regierungs¬

erklärung wird unter anderem folgendes gesagt (liest):

„Heute sind die Bezüge in allen Bcamtcngruppen

so knapp geworden, daß sie nur bei allerbescheidenster

Lebensführung ein Auskommen gestatten, aber ohne

jede Möglichkeit ausreichende Rücklagen für außer¬

ordentliche und unvorhergesehene Bedürfnisse zu

machen und unter weitgehendem Verzicht auf die

Befriedigung jedweder kultureller Bedürfnisse. Werden

besondere Ausgaben irgendwelcher Art nötig, sei

es bei der Geburt eines Kindes, bei Krankheiten

oder Todesfall, sei es auch nur infolge dringender

Erneuerung von Gcbrauchsgegenständcn, die in den

langen Kriegs- und Nachkriegsjahren unbrauchbar

geworden sind, so steht dem der Beamte hilflos

gegenüber und muß Gehaltsvorschüsse, Notstands-

beihilfen und Unterstützungen in Anspruch nehmen,

da er infolge der Inflation nicht mehr auf Spar¬

beträge oder gar auf eigenes Vermögen zurück¬

greifen kann."

Und nun sagt der Entwurf etwas, was besonders

interessant ist (liest):

„Dieser Zustand birgt große Gefahren für den

Staat in sich. Die Republik braucht Bcanite, die

sich in vorbildlicher Pflichttreue mit ihrer ganzen

Kraft in den Dienst ihres Amtes stellen und init

ihrer ganzen Persönlichkeit für den Staat einsetzen.

Solche Beamte kann und wird der Staat aber nur

haben, wenn er ihnen auch eine gewisse Sicherheit

ihrer Lebensführung bietet, die in erster Linie aus

einer zureichenden Bezahlung beruhen nmß."

Diese Worte im deutschen Besoldungsgesetzentwurse

stinlmcn Wort für Wort vollinhaltlich auf unsere

österreichischen Verhältnisse. Ich niöchte mir erlauben,

heute noch ein Wort zu unserer Beamtenbewegung

zu sprechen. Es soll sich niemand cinbilden, daß

man diesnial irgendwie unsere Wirtschaft, daß man

Handel, Gewerbe oder Industrie gegen die Forde¬

rungen der Bcanitenschaft ausspielen kann, denn ich

möchte von dieser Stelle heute schon sagen, daß

nicht nur unsere Industrie, sondern auch die Handels¬

und Gewerbekreise den Forderungen der Beamten¬

schaft mit vollcni Verständnis gegenüberstehen. Handel

und Gewerbe schon aus dem Grunde, weil man

schon längst einsehen gelernt hat, daß die künstliche

Niederhaltung der Lebensführung der Beamtenschaft,

die ja ein großes Heer für den Konsum darstellt,

letzten Endes zur Absatzstockung führt, die Absatz¬

stockung wieder zur Einschränkung der Produktion,

die Einschränkung der Produktion zur Arbeitsloscn-

fragc und zur Arbeitslosenunterstützung. Wir wissen

ganz genau, daß gerade im vorigen Jahr das erste¬

mal wiederum in Österreich nach langen Jahren

ein goldener Sonntag praktische Ergebnisse auf-

weisen konnte, weil die Regierung dieses Staates

kurze Zeit vorher den öffentlichen Angestellten be¬

deutende Beträge in der Gehaltsfrage zur Ver¬

fügung stellen konnte. Man weiß heute ganz genau,

daß gerade in Österreich, das ja seine bekannten

Exportschwicrigkeiten aufweist, die Belebung und

Hebung des inneren Marktes eine Kardinalforderung
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für die Wirtschaft bedeutet. Wenn wir den Beamten

in der möglichsten Form entgcgenkommen, so er¬

füllen wir auch eine Kardinalbedingung für die

Hebung des inneren Marktes, und ich möchte daher

namens meiner Partei erklären, daß wir den For¬

derungen der Beamtenschaft mit größtem Verständnis

gegenüberstehen und uns in der Koalition sicherlich

bemühen werden, alles zu tun; ich glaube, auch der

Herr Finanzminister wird sich letzten Endes nicht

der schweren Not verschließen können, die heute in

den Angestelltenkreisen besteht. Auch er wird sicher¬

lich alles dazutun, um nach Möglichkeit die Not

der Angestellten zu lindern, um endlich wieder

Ruhe und Zufriedenheit in die Angestelltenkrcisc

einkchren zu lassen.

Wenn ich mich nun ganz kurz einem weiteren

Kapitel zuwende, so ist es eines, das infolge der

geplanten neuen Aktion, von der der Herr Finanz¬

minister heute abernrals gesprochen hat,, sehr aktuell

geworden ist. Wir haben gehört, daß Österreich in

nächster Zeit einen ziemlich hohen Betrag, und zwar

725 Millionen Schilling, aus einer Anleiheaktion

für den Staatsschatz erhalten wird. Dieser Betrag

soll in erster Linie der Landwirtschaft zugute kommen,

es soll die Elektrisierung der Bahnen fortgeführt

werden, und wir wissen noch nicht — es bestehen

darüber Zweifel -—, ob auch der Ausbau der öster¬

reichischen Straßen mit unter dieses Kapitel der

Investitionstätigkeit fallen wird; wir hoffen es.

Aber ein Stand ist bei dieser großen Aktion

scheinbar bisher noch nicht anfgeschienen, und das

sind unsere Kleingewerbetreibenden. Hohes Haus, die

Kreditnot des Gewerbes in Österreich ist seit Jahr

und Tag leider eine fast sprichwörtliche geworden.

Wir wissen ganz genau, daß aus dieser Investitions¬

tätigkeit gewisse Gewerbe und gewisse Industrien

von Haus aus Nutzen ziehen werden; ich verweise

nur auf die Elektrizitätsindustrie, aus das Bau¬

gewerbe. Aber das übrige Gewerbe steht heute nach

wie vor vor der bangen Frage, was es machen

soll, um überhaupt eine Investition in den Betrieben

durchzuführen. Heute steht das Gewerbe in der

Frage des Exportes nach dem Ausland vor einem

unlösbaren Rätsel. Es besitzt nicht das Kapital, um

Maschinen einzustellen, um die Betriebe zu reorga¬

nisieren, ja es kann dem Auslande gar keine Zahlungs-

zugeständnisse machen; und welche große Summen

der österreichischen Volkswirtschaft auf diesem Gebiete

verlorengchcn, kann mark am besten ermessen, wenn

man sich vor Augen hält, daß das österreichische

Gewerbe heute ebensoviel Arbeiter beschäftigt wie

die österreichische Industrie. Ich glaube, Regierung

und Parteien dieses Hauses müßten bei der Be¬

gebung der Anleihe doch in dieser oder jener Form

versuchen, aus diesen Anleihebeträgen irgendwie die

Kreditnot des Kleingewerbes in Österreich zu befriedigen.

Man hat ja in der letzten Zeit durch die öster¬

reichische Girozentrale, was ich sehr begrüße, in"

erster Linie für die Landwirtschaft die notwendige

Zusammenfassung der Kreditbeziehungen geschaffen.

Aber neben der Landwirtschaft, der ich sicherlich

alles gönne, ist ein ebenso wichtiger Wirtschafts¬

faktor in Österreich das Gewerbe. Sosehr ich

damit einverstanden bin, daß wir im Budget für

Zwecke der Landwirtschaft 11 Millionen Schilling

eingestellt finden, sowenig kann ich es natürlich be¬

greifen, wenn gleich daneben für das Gewerbe nur

ein Betrag von sage und schreibe 400.000 8 zur

Verfügung steht. Auch darüber werden wir uns

gewiß in der Spezialdebatte noch unterhalten

müssen.

Nunmehr komme ich ganz kurz auf ein sehr

wichtiges Kapitel, das ich bei der ersten Lesung des

Staatsvoranschlages anschneiden zu müssen glaube, -

und das ist unsere Außenpolitik. Die österreichische

Republik kann eigentlich schon infolge ihrer Kleinheit

Außenpolitik im wahren Sinne des Wortes gar nicht

treiben. Wir sind leider nicht mehr Subjekt, wir

sind nur Objekt einer solchen Politik. Aber gerade

weil wir Objekt geworden sind, ziemt es sich, von

dieser Stelle aus über Dinge zu reden, die ja seit

langem nicht nur unsere Bevölkerung in Österreich,

sondern auch unsere Brüder drüben im Reiche sehr

lebhaft in Anspruch nehmen. Daß der Anschlußwille

des ganzen österreichischen Volkes in den letzten

Jahren mit elementarer Gewalt zum Durchbruch

gekommen ist, darüber heute hier zu reden, wäre

überflüssig. Wir begrüßen es nur, daß in den letzten

Jahren und ganz besonders int verflossenen Jahre

auch die Wirtschaftskrise dieses Staates, die ja

bekanntlich in der ersten Zeit der Anschlußbewegung

eine gewisse Skepsis den Ereignissen entgegenstellten,

nunmehr voll und ganz auf dem Boden der An¬

schlußbewegung Österreichs stehen. Ich verweise da

auf die Arbeit der dcutschösterreichischen Ärbeits-

genieinschaft, die geradezu vorbildliche Arbeit leistet,

die uns und dem ganzen Auslande nachweist, daß

nicht nur nationale und kulturelle, sondern in erster

Linie auch wirtschaftliche Momente für die Not¬

wendigkeit einer solchen Anschlußbewegung sprechen.

Gewiß, wenn wir uns vor Augen halten, daß heute

in Österreich die Landwirtschaft durch die Ver¬

besserung der Milchwirtschaft und der Viehzucht ganz

gewaltige Erfolge aufzuweisen hat, wenn wir uns

vor Augen halten, daß die Industrie das Menschen¬

möglichste leistet, um unausgesetzt zu produzieren,

können wir doch nicht umhin, zu sagen, daß eine

dauernde Sanierung dieses Staates unmöglich ist.

Wir Großdeutschc haben das in den ersten Jahren

nach dem Uinsturz immer und immer wieder erklärt,

und wir stehen auch heute noch auf diesem Stand¬

punkt. Wir sehen das schon aus den Zahlen unserer

Handelsbilanz. Wir sind nach wie vor trotz aller

dieser Bestrebungen unserer Wirtschaftskreise mit einer
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Milliarde und weit darüber hinaus passiv. Die Aus¬

fuhrzahlen sind bei allen Staaten in Rückschlag

begriffen, nur bei einem einzigen Staate nicht, und

das ist Deutschland. Hier hat sich die Zahl des

Passivmns von 174 Millionen Schilling auf

84 Millionen Schilling im ersten Halbjahr 1927

herabgemindert,dasheißt,die Ausfuhrpolitik Österreichs

gegenüber dein Deutschen Reiche ist um 50 Prozent

besser geworden, und das sagt uns, daß gerade

Deutschland das einzige Reich, der einzige Staat

ist, dem wir unsere Ausfuhrprodukte geben können,

der anfnahmsfähig für unsere Erzeugnisse ist. Und

daraus erhellt schon, daß wir unsere handelspolitische

Freiheit, die wir ja Gott sei Dank seit dem Jahre 1925

wieder besitzen, künftighin doch im Sinne einer

Selbstbestimmung, im Sinne einer Selbsthilfe werden

ausüben müssen und daß wir künftighin auch nach

den Grundsätzen der Selbstbestimmung die Politik

gegenüber den anderen Staaten zu führen haben

werden. Wir haben uns jetzt neun Jahre lang einem

eisernen Zwang beugen müssen. Die großdeutsche

Lebens- und Kulturgemeinschaft hat natürlich schon

vor dieser Zeit bestanden, und es ist gewiß unsere

Pflicht, daß wir diejenigen deutschen Stammesgenosscn,

die heute unter einem fremden Volke leben müssen,

einer solchen Lebens- und Kulturgemeinschaft teil¬

haftig machen.

Und da möchte ich mir erlauben, eines zu sagen.

Wenn heute nach wie vor die Deutschen Südtirols

unterdrückt werden, wenn wir erst in der letzten

Zeit wieder gehört haben, daß die Deutschen Süd¬

tirols nicht einmal mehr im allerintimsten Kreise

ihre deutsche Muttersprache gebrauchen dürfen, so ist

das etwas, was das ganze deutsche Volk in seiner

Gesamtheit zuni lebhaftesten Protest ausrufen muß.

80 Millionen Deutsche werden diese deutschen

Stammesgenossen in Südtirol niemals vergessen.

Das möge sich Herr Mussolini gesagt sein lassen

und alle anderen, die glauben, die deutschen Stammes¬

brüder in den verschiedenen Ländern zu verfolgen

und zu unterdrücken.

Und ein Wort möchte ich von dieser Stelle ans

auch an die Adresse Ungarns richten. Ungarn hat

bekanntlich in der, letzten Zeit nicht nur durch

private Kreise, sondern auch mehr oder weniger

durch offizielle Kreise Bestrebungen geltend gemacht,

um das Burgenland wieder zu gewinnen. Ungarn

möge sich gesagt sein lassen, daß es eigentlich in

der Welt nur einen Freund hat, das ist das deutsche

Volk. Das deutsche Volk wird aber dieses Burgen¬

land für alle Zukunft als ein noli me tangere

betrachten. Es geht natürlich nicht an, wenn heute

Ungarn eine Revision seines Staatsvertrages ver¬

langt, was wir selbstverständlich begreifen, daß man

auf der einen Seite das Selbstbestimmungsrecht

fordert und auf der anderen Seite von der Rück¬

gabe des Burgenlandes faselt/ Das sind Dinge, die

natürlich nicht in Übereinstimmung gebracht werden

können. Wird die Loyalität der ungarischen Staats¬

lenker uns und dem Burgenland gegenüber in Er¬

scheinung treten, so bin ich der Meinung, daß

künftighin zwischen den beiden Völkern Reibungs¬

flächen in nur geringer oder gar keiner Weise auf¬

scheinen können.

Wir haben ganz vor kurzem Gelegenheit gehabt,

den Reichsjustizminister hier in diesem Hause zu

sehen und zu begrüßen. Wir werden in der aller¬

nächsten Zeit den Reichskanzler des Deutschen

Reiches und den deutschen Außenminister in Öster¬

reich begrüßen dürfen. Heute eilen schon diesen

Männern unsere Grüße voraus, weil wir in diesen

beiden Männern nicht Exponenten ihrer Parteien

sehen, sondern weil sie zu uns kommen als die

verantwortlichen Minister des großen Reiches, mit

km uns zusammenzuschließen, unser ehrlichstes und

heißestes Bestreben ist.

Und darum bin ich, wenn ich zum Schlüsse

kommen soll, der Meinung, daß, so wie der große

Römer bei jeder Gelegenheit sein „Ceterum censeo“

ausgesprochen hat, wir in sozialpolitischer, in

kultureller, in wirtschaftlicher und staatspolitischer

Hinsicht erst dann eine Lösung und Erlösung

finden können, wenn wir endlich dieses kleine Reich,

diese alte Ostmark, heimführen können in das

große deutsche Mutterland. (Lebhafter Beifall und

Händeklatschen. — Während vorstehender Rede

hat Präsident Eider sch den Vorsitz übernommen.)

Dr. Odehnal: Hohes Haus! Wir können mit

Stolz darauf znrückblicken, daß wir nicht nur im

heurigen Jahre, sondern auch seit dem Jahre 1923

nicht nur Voranschläge vorgelcgt haben, die immer

einen Überschuß in der Gebarung ausgewiesen

haben, sondern daß auch die Rechnungsabschlüsse,

soweit sie bisher veröffentlicht werden konnten, die

Tatsache ergeben, daß dies reale Überschüsse sind

und daß wir daher unter einem geordneten Budget

leben. Diese Tatsache allein müßte das ganze hohe

Haus schon dazu bringen, daß man nicht immer

wieder dem Bundesminister für Finanzen mit Klein¬

lichkeiten und mit Erinnerungen aus Zeiten kommt,

die Gott sei Dank längst verflossen sind. (Schiegl:

Die 125 Millionen Schilling sind doch keine

Kleinigkeit!) Über die 125 Millionen Schilling

mußte man sich in jenem Momente klar sein, wo

wir das Gesetz über die Postsparkasse gemacht

haben. (Schiegl: Uns umfde gesagt, 110 Millionen

sind es!) Es ist unrichtig, wenn wir heute Re-

kriminationen erheben, zunächst einmal über eine

Zeit, in der der Untersuchungsausschuß über die

Centralbank beraten hat. Darüber ist in der Öffent¬

lichkeit so viel geschrieben und gesprochen worden,

auch von dieser Stelle aus haben alle Parteien

Gelegenheit gehabt, dazu Stellung zu nehmen, daß

ich es für höchst merkwürdig finde, wenn man jetzt

20. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)26 von 38

www.parlament.gv.at



20. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. — 4. November 1927. 611

rückgreifend auf die Tatsache, daß diese Ziffer im

Rechnungsabschlüsse steht . . . (Schiegl: Aber im

Budget steht doch die Ziffer, da muß man doch

darüber reden!) Dieser Betrag von 55'5 Millionen

steht natürlich nicht im Budget drinnen, sondern im

Rechnungsabschluß vom Jahre 1926 . . . dies zum

Gegenstand nimmt, heute Rekriminationen zu

pflegen. Ich muß ausdrücklich darauf verweisen,

daß wir damals einen Untersuchungsausschuß ge¬

habt haben, der sich mit allen Dingen, die da

aufgeschienen sind, ans das allerintensivste befaßt

hat. (Schiegl: Herr Minister, erinnern Sie sich,

daß wir jahrelang verlangt haben, bei der Post¬

sparkasse Ordnung zu machen!) Gewiß, ich werde

auch gleich auf die Postsparkasse zu sprechen kommen.

(Schiegl: Man hat das immer verhindert!) Ich

habe das natürlich niemals verhindert. (Schiegl:

Nicht Sie, aber die Regierung und die Mehrheits¬

parteien!) Ich bin aber vorläufig, Herr Kollege

Schiegl, beim Untersuchungsausschuß über die

Centralbankangelegenheit, und da war cs allen

Herren, nicht nur denen, die im Untersuchungs¬

ausschuß gesessen sind, sondern selbstverständlich auch

auch allen Mitgliedern des hohen Hauses möglich,

nicht nur die Einzelheiten zu verfolgen, die da auf¬

gedeckt wurden, sondern wir haben in einer großen,

tagelang geführten Debatte hier darüber gesprochen,

und das Ende davon war, daß wir das Central¬

bankgesetz gemacht haben. Man sollte glauben, daß

nunmehr diese Angelegenheit abgeschlossen ist. Nein,

wieder werden diese Dinge bei den Haaren herbei-

gezogcn, und der Rechnungsabschluß für das

Jahr 1926 muß die Grundlage dafür geben, daß

man neuerlich über die ganze Centralbnnkangelegen-

heit hier sprechen kann.

Hohes Haus! Bei einem solchen Vorgehen werden

wir ja natürlich niemals über die einfachsten Sachen

hinauskommen. (Zustimmung.) Es ist höchst mcrk-

würdig, wenn Sie, meine Herren von der Oppo¬

sition, uns immer wieder den Borwurf machen,

man komme nicht zur Erledigung großer Fragen,

wir behandeln immer kleine Dinge und weichen

den großen Fragen aus. Sie haben doch, als das

Centralbankgesetz hier im Hause beschlossen wurde,

gewußt, wie die Sache beendet wird. (Schiegl:

Aber das gestohlene Geld!) Das gestohlene Geld

können Sie heute hier nicht mehr finden. Es müssen

eben Maßnahmen getroffen werden, und diese Maß¬

nahmen sind getroffen. worden. (Schiegl: Die

Steuerträger müssen es zahlen!)

Wenn Sie die Sache mit der Postsparkasse neu

anscheiden wollen, so möchte ich folgendes sagen.

Auch bei der Postsparkasse haben wir, ich glaube

seit dem Jahre 1925 oder vielleicht gar seit 1924,

immer — natürlich gemeinsam mit Ihren Herren —

uns alle möglichen Dinge vorlegen lassen. (Schiegl:

Die Vertreter der Regierung haben im Ausschuß

gelogen!) Wir haben das überprüft . . . (Schiegl:

Man hat den Danneberg im Ausschuß angelogen!

— Heftige Gegenrufe. — Schiegl: Das beweisen

wir Ihnen! Sie haben gelogen! —• Zahlreiche

Gegenrufe. — Lärm.)

Präsident Eldersch: Der Herr Abg. Dr. Odehnal

hat das Wort. (Ruf: Das bezieht sich auf Herrn

Schiegl?) Auf alle Herren!

Dr. Odehnal: Hohes Haus! Alljährlich bei der

Budgetdebatte war das der Fall, da sind wir im

Ausschuß zusammengetreten und haben die Sache

geprüft. Wir haben immer gedrängt, das; eine Reform

der Postsparkasse durchgeführt werde. Diese Reform

der Postsparkasse ist nun dadurch erfolgt, daß wir

ein eigenes Postsparkasscngesetz geschaffen haben und

daß wir darin Ihren Wünschen nach Aufstellung

eines Kuratoriums, nach Aufstellung eines Vor¬

standes Rechnung getragen haben. Damit haben

wir geglaubt, die Angelegenheit abgeschlossen zu

haben. Haben Sie damals geglaubt, daß das bei der

Postsparkasse in Verlust geratene Geld vom Bunde

nicht wird ersetzt werden müssen? Damit können Sie

doch heute nicht kommen! Die Haftung des Bundes

ist im Postsparkassengesetz vom Jahre 1882 begründet.

Von dieser Haftung darf sich natürlich der Bund

nicht losschälen, sondern er muß sie übernehmen. Es

ist zu begrüßen . . . (Schiegl: Und was war bei

der Centralbank? Da war es der Verbrecher Koll-

mann! — Lebhafte Gegenrufe. — Dr. Wagner:

Das ist unglaublich ! Das ist ganz unerträglich! Das

sind unerträgliche Beschimpfungen! — Schiegl:

Das ist eine Tatsache! — Lärm.)

Präsident Eldersch: Ich rufe den Herrn Abg.

Schiegl zur Ordnung! (Anhaltende Zwischenrufe.)

Ich bitte um Ruhe! (Ruf: Der Schiegl ist nicht

zur Ordnung gerufen worden? — Schiegl: Reden

Sie nichts, wenn Sie nichts wissen! Machen Sie

die Ohren auf! — Heiterkeit.)

Dr. Odehnal: Es ist zu begrüßen, wenn der

Herr Bundesminister für Finanzen nunmehr daran¬

geht, einen Teil dieser Last, die auf dem Bunde

liegt und von der er sich ja ohne weiteres losmachen

kann, abznbürdeu und der Postsparkasse einen Betrag

zur Verfügung zu stellen, damit sie in der Lage ist,

wieder so zu gebaren, das; nicht, wie es leider im Budget

vom Jahre 1928 eingesetzt werden mußte, sich die

Notwendigkeit ergibt, einen Betrag für die Post¬

sparkasse zuzuschießen. Ich meine, wir werden ja

Gelegenheit haben, über dieses Thema noch genügend

sprechen zu können.

Es haben sich der Herr Bundesminister für

Finanzen und auch mein unmittelbarer Herr Vor¬

redner eingehend mit der Frage der Beamten- und

Angestelltenangelegenheiten beschäftigt. Nun, ich finde,

daß das selbstverständlich ganz am Platze war,

denn es ist die Beamtenfrage sicherlich eine der

wichtigsten, aber auch eine der heikelsten Fragen, die
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wir hier im Bunde zu behandeln haben. Ich möchte

zunächst die Angelegenheit der Beamten in zwei

Teile teilen. Es hat sich die Regierung mit der

Beamtenschaft ins Einvernehmen gesetzt und hat zu¬

nächst darüber verhandelt, in welcher Weise und in

welchem Ausmaße Pragmatisierungen und Systemi-

sierungen vorgenommen werden sollen. Diese Ver¬

handlungen sind durch Wochen geführt worden und

haben zu einem abschließenden Ergebnis geführt.

(Janicki: Mit Null!) Nun, da sind Sie sehr

schlecht unterrichtet. Schauen Sie, fragen Sie Ihren

verehrten Kollegen Janicki, der wird Ihnen sagen, daß

299 Stellen systemisiert worden sind. (Janicki:

Das habe ich ja selbst gesagt, den Zwischenruf

habe ich ja selbst gemacht! — Heiterkeit.) Sie

haben Null gesagt? Nun, ich meine, wenn 299

gleich Null ist, dann haben Sie recht; wenn das nicht

der Fall ist, habe ich recht. Ich meine, die Sache

ist so: Die Verhandlungen sind geführt worden, und

ich muß da darauf aufmerksam machen, daß die

Organisationsvertreter, die berufenen Vertreter der

Beamtenschaft im Fünfundzwanzigerausschuß mit Recht

darauf hingewiesen haben, daß sich gerade die mittlere

Beamtenschaft bei der ganzen Sache benachteiligt

sieht. Allerdings muß man die ganze Angelegenheit

etwas tiefer betrachten. Es unterliegt sicherlich keinem

Zweifel, daß die mittlere Beamtenschaft gegenüber

der höheren Beamtenschaft scheinbar etwas schlechter

gestellt ist. Das ist allerdings darauf zurückzu-

führcn, daß der Valorisierungsfaktor nicht in allen

Dienstklassen der gleiche ist. Bei der dritten Dicnst-

klasse ist der Valorisierungsfaktor am höchsten,

sie ist also die höchstvalorisiertc Dienstklasse, und da

diese dritte Dienstklasse zum größeren Teil in den

höheren Dienst als in den mittleren Dienst hineinfällt,

ist es natürlich, daß auch die Lebensverdienstsumme,

beziehungsweise die ganze Valorisierungssumme bei

den höheren Beamten eine größere ist als bei den

mittleren. Wenn man aber zu einem Spannungs¬

ausgleich kommt — und ich glaube, Nlich erinnern

zu können, daß die Regierung seinerzeit gerade diesem

Spannungsausgleich ihr besonderes Augenmerk zn-

gewendet hat —, wenn man also in dem Sinne zu

einem Spannungsausgleich kommt, daß der Valori¬

sierungsfaktor für alle Dienstklassen ziemlich der

gleiche ist, dann wird natürlich auch eine Milderung

in dieser ganzen Angelegenheit bezüglich der mittleren

Beamten sicherlich Platz greifen. Wenn die Wünsche

der Beamtenschaft im allgemeinen und die der

mittleren Beamtenschaft im besonderen nicht in aus¬

reichender Weise erfüllt worden sind, sondern die

Zugeständnisse sich auf ein bestimmtes Ausmaß

beschränkt haben, so darf man nicht außer acht lassen,

daß die Systemisierung ein äußerst empfindliches

Instrument ist, das man ja nicht mit rauher Hand

anfassen kann und darf. Die unbedingt gebotenen

und von der Beamtenschaft mit Recht geforderten

Rücksichten aus Gründe verschiedenster Art, daun die

Notwendigkeit der Abstellung der einzelnenAngestellten-

grnppcn, die Berücksichtigung der einzelnen Behörden

und Ämter und deren Organisationen — das alles

erfordert ein überaus großes Verständnis, das man

dieser Sache entgegcnbringen muß, wenn man sie zu

einem gedeihlichen Ende führen will. Ich muß auch

darauf aufmerksam machen, daß es im heurigen

Jahre sicherlich auch teilweise Mangel an Zeit war,

der es unmöglich gemacht hat, die Sache so voll¬

ständig auszubalancieren, wie es eben wünschenswert

wäre und insbesondere der Beamtenschaft wünschens¬

wert erschien. Aber das eine muß ich fcststcllen —

und ich habe Gelegenheit gehabt, auch an diesen

Verhandlungen wenigstens teilweise teilzunehmen,

beziehungsweise über deren Ergebnisse Erfahrungen

zu sammeln —, daß das, was von den Organisations-

Vertretern vorgebracht worden ist, auch in wohl¬

wollender Weise berücksichtigt worden ist, und wenn

es schon im heurigen Jahre vielleicht nicht möglich

war, den Anregungen der OrganisationSvcrtretcr voll¬

ständig Rechnung zu tragen, so werden sie sicherlich

die Möglichkeit bieten, daß im nächsten Jahre ein

neuer Stellenplan nach entsprechenden neuen Gesichts¬

punkten — aber natürlich immer wieder nur nach

ganz bestimmten Gesichtspunkten — wird ausgestellt

werden können. Ich kann aber bei dieser Gelegenheit

nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, daß die Ver¬

waltung wiederholt die Absicht gehabt hat, zugunsten

der einen oder anderen Beamtengrnppe etwas zu

tun, weil es ihr notwendig erschien, daß man dort

eine Besserung Platz greifen läßt, und da bedauere

ich, sagen zu müssen, daß gerade von den sozial¬

demokratischen Gewerkschaften in solchen Fällen sehr

häufig sofort Beispielsfolgerungen angemeldet und

auch gezogen worden sind. Es hat sich dann ergeben,

daß sich die Verwaltung, um nicht durch diese

Beispielsfolgerungen das ganze System zu sprengen,

einfach nicht mehr dazu bereit erklärt hat, für eine

Gruppe etwas zu tun, sondern die Verbesserungen

zurückgezogen hat. Ich meine daher, daß es, wenn

man weniger demagogisch in dieser Sache vorgegangcn

wäre, für die Beamtenschaft von größerem Vorteil

gewesen wäre. (Janicki: Wer ist denn demagogisch

vorgegangen? Was waren die Beispielsfolgerungen?)

Sie haben sie bei jeder Gelegenheit vorgebracht.

(Janicki: Nennen Sie sie!) Fragen Sie nur die

Verwaltung! Ich weiß, was Sic von mir wünschen.

Sie kommen ja dann zum Wort, Sic werden uiir

das also sagen können, und ich werde mich mit

Ihnen daun auseinandersetzen. Es wäre sicher für

die Beamtenschaft von Vorteil, wenn nicht immer

von Ihnen der Verwaltung gegenüber Beispicls-

solgerungen vorgebracht würden. Fragen Sie die

Verwaltung, sie wird Ihnen sicher sagen, daß das

richtig ist. (Zwischenruf Zelenka.) Wen» bei

Ihnen alles unrichtig ist und nur Sie die einzig
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richtigen Beurteiler der Sachlage sind, so ist das ja

vielleicht auch ein Standpunkt, aber ich kann diesen

Standpunkt halt nicht teilen. (Zelenka: Das können

Sie nicht sagen! Ich habe doch im vorigen Jahre

im Fünftmdzwanzigeraasschuß mitgearbeitet!). Sie

haben natürlich uiitgearbeitet, aber Sie können nicht

sagen, daß Sic nicht bei jeder Gelegenheit Bcispiels-

folgerungen angemeldet und auch gezogen haben....

(Zelenka: Das ist eine Unwahrheit!) Das ist

keine Unwahrheit! .... und daß gerade dadurch

eine Reihe von Begünstigungen einzelnen Beamten¬

gruppen verlorengegangen sind. Und nun sind die

Systemisicrungen für das Jahr 1928 abgeschlossen,

und ich stelle fest, daß 299 Stellen neu systemisicrt

wurden, also immerhin eine Zahl, die, wenn sie auch

nicht vollkommen befriedigt, doch zeigt, daß die

Regierung der Beamtenschaft wohlwollend gegenüber¬

steht. Wenn man jetzt in die zweite Etappe hinein-

kommt, wo cs neuerlich zu Verhandlungen zwischen

der Regierung und den Vertretern der Beamten¬

schaft kommen soll und man wünscht, daß bei diesen

Verhandlungen eine gute Stimmung vorhanden sei,

dann darf man doch nicht in einer solchen Weise Vorgehen,

daß man den Bundesminister für Finanzen einfach

mit allen möglichen Dingen in Verlegenheit zu

bringen versucht. Ich habe die feste Überzeugung,

daß die Regierung das, was in ihrer Macht steht,

sicherlich für die Beamtenschaft tun wird, und zwar

nicht nur für die Aktiven, sondern auch für die

Pensionisten. Wir sind uns klar darüber, daß die

Beamtenschaft unter einem ungeheuren Druck steht

und daß die finanziellen Verhältnisse bei den Beamten

unhaltbar geworden sind. Wir werden daher mit

alleni Eifer dafür eintreten, daß die Regierung

soviel, als das Budget zu vertragen in der Lage ist,

für die Beamtenschaft, sowohl für die Aktiven wie

für die Pensionisten, hcrgibt. (Heiterkeit.) Wenn

Sie auch lachen, Kollege Zelenka, es ist uns wieder¬

holt gelungen, sehr bedeutende Zuwendungen an die

Beamtenschaft zu niachen. (Zelenka: Reden Sie

keinen solchen Unsinn daher!) Ja gewiß, es ist uns

wiederholt gelungen, und die letzten 12^2 Prozent

haben sicher auch dazugehört. (Zelenka: Haben Sie

dabei vielleicht mitgewirkt?) Gewiß habe ich mit-

gewirkt, und ich bin stolz darauf (lebhafter Beifall),

daß ich dabei mitgewirkt und bei der Regierung

Vorgesprächen habe, um den Beamten zu helfen,

und ich werde das auch in Zukunft tun. Davon

kann mich gar keine Demagogie von Ihrer Seite

zurückhalten. (Leibhafter Beifall und Händeklatschen.)

Pistor: Hohes Haus! Die gegenwärtige Budget¬

vorlage kann uns nicht befriedigen, und es wird

uns kein Budget befriedigen können, solange die

gegenwärtige Abgabentcilung herrscht. Die Abgaben¬

teilung ist nach Ansicht meiner Partei, so wie sie

derzeit besteht, auf die Dauer unerträglich. Sie

bedeutet eine unglaubliche Bevorzugung der Stadt

Wien gegenüber den armen Ländern. Die Stadt

Wien ruft in die Welt hinaus, daß sie eine'glänzende

Finanzgcbarung, daß sie Reichtümer hat und daß

dies dem Unistande zuzuschreiben ist, daß sie eben

eine sorgfältige Finanzverwaltung hat. Sie vergißt

aber dabei, zu bemerken, daß ein Großteil ihrer

großen Einnahmen ihr durch die ungerechte Abgabcn-

teilung zufließt und auf Kosten der armen Länder

hereingebracht wird. (Zustimmung.)

Nehmen wir einmal die Körperschaftsstcuer. Diese

Steuer wird in der Weise aufgeteilt, daß sich die

Quoten der einzelnen Länder nach dem Ort der

Körperschastssteuervorschrcibung richten. Wien ist hier

natürlich in einem kolossalen Vorteil. Die großen

Handels- und Jndustrieunternehmungen haben ihren

Sitz in Wien, während die Produktionsstätten zum

großen Teil draußen bei uns in den Ländern sind.

Während dadurch, daß der Sitz des Unternehmens

hier in Wien ist, der Stadt Wien beinahe gar keine

Auslagen erwachsen, erwachsen den Ländern dadurch,

daß die Produktionsstätten draußen sind, infolge der

Aufrechterhaltung von Schulen, Straßen und sonstigen

Fürsorgen ungeheure Auslagen. Anstatt daß die

Länder eine bessere Beteiligung aus der allgemeinen

Steuer bekommen, ist genau das Umgekehrte der

Fall, indem Wien den Vorteil hat.

Wenn wir die Branntwein-, Bier- und Wein¬

steuer nehmen, so ist hier der Schlüssel noch un¬

begreiflicher. Die Länderanteile werden aus die

einzelnen Länder zur Hälfte nach der Bcvölkerungs-

auzahl aufgeteilt; die Aufteilung der anderen Hälfte

erfolgt nach einem merkwürdigen und ganz willkür¬

lichen Schlüssel, indem die Anzahl der Gemeindc-

einwohner mit einem gewissen Mnltiplikationsschlüsscl

multipliziert wird.

Und nun hören Sie, was dies für merkwürdige

Ziffern ergibt. Die Stadt Wien mit einer Einwohner¬

zahl von 1,866.000 hätte von der Bier-, Wein-

und Branntweinsteuer 28*/? Prozent zu bekommen,

in Wirklichkeit bekommt sie 46V» Prozent. Steier¬

mark hätte nach der Bcvvlkerungszahl (978.846)

14'976 Prozent zu bekommen, bekommt aber nur

12 Prozent. Während also Wien bedeutend mehr

an Prozenten von der Steuer bekommt, als es

seiner Bevölkerungszahl entspricht, bekommen sämtliche

Länder prozentuell weniger als ihrer Bevölkernngs-

zahl entspricht. Es ergeben sich daraus folgende

Ziffern: Nach diesem Schlüssel entfallen auf

1,866.000 Wiener — ich möchte sie hier Bollbürger

nennen — 46'36 Prozent und auf 4,670.000 Stief-

bürger der Länder die restlichen 53 Prozent.

Ebenso geschieht nach einem rein willkürlichen

Schlüssel die Aufteilung der Warenumsatzsteuer. Bei

der Warenumsatzsteuer erhält Wien 46 Prozent der

gesamten Steuer anstatt der ihm gebührenden

28 Prozent. Wien erhält also bei der Warcnumsatz-

steuer um 18 Prozent gegenüber den Ländern und
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gegenüber seiner Bevölkerungszahl zuviel. Die

Schädigung, die die Länder nur bei Branntwein,

Bier, Wein und der Warenumsatzsteuer erleiden,

beträgt zugunsten von Wien rund 15 Millionen

Schilling.

Es ist anzucrkcnnen, daß das Budget immerhin

eine Verbesserung gegenüber dem früheren Budget

bedeutet. Auch die Landwirtschaft hat in diesem

Budget, was lvir anerkennen wollen, eine größere

Förderung erfahren. Anderseits müssen wir aber

fcststellen, daß die Förderung der Landwirtschaft und

die hiefür ausgewiesenen Beträge noch immer gegen¬

über der Bedeutung unserer Landwirtschaft viel zu

gering sind. Das Budget des Landwirtfchafts-

ministeriums beträgt jetzt 41'7 Millionen gegenüber

34 Millionen im vorigen Jahre, aber die Förderung

der Landwirtschaft ist nur um 2 Millionen höher

eingesetzt, als dies im früheren Jahre der Fall war.

Wir müssen es bemängeln, daß die Mehreinnahmen

des Staates beinahe ausschließlich dazu verwendet

werden, daß höhere Ausgaben bewilligt werden,

denn wir sind der Ansicht, daß die Mehreinnahmen

endlich zu den notwendigen Steuerherabsetzungen

führen müssen. (Beifall.) Die Landwirtschaft sowie

Handel und Gewerbe leiden unter den furchtbaren

Steuern derart, daß sie beinahe vor dein Unter¬

gänge stehen, daß der Zusamnienbruch der erwerbenden

Schichten der Bevölkerung von Tag zu Tag zu¬

nimmt. Wir müssen daher verlangen, daß die

Regierung endlich einmal darangeht, die Steuern

herabzusetzen, statt dadurch, daß sie immer größere

Steuern ans der Bevölkerung herausholt, die Be¬

völkerung jeden Tag weniger leistungsfähig zu machen.

(Sehr richtig!)

Ich möchte mich mit einigen besonderen Posten

befassen, die uns unerträglich erscheinen, und zwar

will ich zunächst die Frage der Theater behandeln.

Ich will vorweg zugeben, daß wir, wenn wir auch

eine Landpartei sind und die Landbevölkerung von

den Wiener Theatern verhältnismäßig wenig hat,

dessenungeachtet nicht verkennen, daß das Theater

eine notwendige Kulturstätte ist. Aber cs geht nicht

an, daß wir aus den Ländern die Bundesthcater

mit einem Betrage von 5'3 Millionen Schilling

subventionieren sollen. Wofür? Wer hat den Vorteil

des Theaters? Erstens die Wiener Bevölkerung, die

größtenteils hineingeht; zweitens die Wiener Wirtschaft,

weil die Wiener Theater, wie ich zugebe, auf einem

so hohen Niveau stehen, daß sie einen Anlockungs-

Punkt für den Fremdenverkehr der Stadt bilden;

drittens aber die Gemeinde Wien, die aus diesen

Theatern, welche wir aus den Ländern subventionieren,

eine Luxussteuer zieht. (Zustimmung.) Also wir

sollen aus den Ländern unsere Spargroschen schicken,

damit die Gemeinde Wien von diesen Spargroschen

der armen Landbevölkerung eine Luxussteuer ein-

hcbt! (Zwischenrufe.) Hohes Haus! Mit dieser Art

der Hereinbringung von Geldern aus den Ländern

zum Nutzen der Stadt Wien muß endlich Schluß

gemacht werden. (Zustimmung.) Wir können eine

derartige Belastung nicht mehr ertragen und wollen

sie auch nicht mehr ertragen.

Es ist eine Forderung des Landbnndes, daß die

Jmmobiliargebühren herabgesetzt werden. Diese Ge¬

bühren betragen als Einnahme des Bundes im

ganzen 4 Millionen Schilling. Bisher wurde unserem

Wunsche nicht Rechnung getragen. Wenn wir sehen,

daß die Theater 5°3 Millionen Schilling Subvention

bekommen, müßte es doch sehr einfach sein, durch

Herabsetzung dieser Subvention so viel zu ersparen,

daß man aus die Jmmobiliargebühren verzichten kann.

Auch bezüglich einer anderen Post würden wir

wünschen, daß sie in Zukunft merklich herabgesetzt

würde, das sind die Verzugszinsen bei Steuer-

rückständen. Ein Großteil der Bevölkerung ist heute

nicht mehr in der Lage, seine Steuern fristgerecht

zu bezahlen. Nun geht der Kaufmann, der Gewerbe¬

treibende, der Landwirt zur Behörde und bittet um

Aufschub; er bekommt ihn auch gegen Verzugszinsen

von 10 Prozent. Damit ist aber dem, der um

Aufschub bittet, nicht gedient, denn er ist nicht in

der Lage, die 10 Prozent zu bezahlen. Wir werden

also im Ausschuß trachten, daß diese Verzugszinsen,

insbesondere in jenen Fällen, in denen ein Aufschub

gewährt wird, gänzlich Wegfällen. Mit dem Aufschub

allein ist nicht gedient, wenn derjenige, der eben

nicht zahlen kann, auf der anderen Seite einen

um so größeren Betrag zu zahlen hat.

Noch eine Post erfordert Beachtung, nämlich die

Post für Arbeitslosenunterstützung und Notstands¬

maßnahmen. Ter Nettoaufwand des Bundes ist hier

im Verhältnis zum Gesamterfordernis gewiß gering,

weil ja der Großteil der Arbeitslosenunterstützung

vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer getragen

wird. Aber man muß sagen, daß dies ja schließlich

die Wirtschaft in gleicher Weise belastet, weil eben

auch diese Beträge aus der Wirtschaft herausgezogen

werden. Da muß ich nun in diesem Hause ein Kapitel

berühren, das nach meiner Ansicht die Arbeitslosenunter¬

stützung in diesem Staate bis heute direkt künstlich ge¬

züchtet hat: daß man der Frage der Mietenregelung

absolut nicht nähertreten will. Die Opposition, die

für die Arbeitslosen so eintritt, will anscheinend nicht,

daß für diese Arbeitslosen durch Hebung der privaten

Bautätigkeit endlich Arbcitsmöglichkeit geschaffen wird.

Wenn die Mietenfrage heute einer Regelung zuge¬

führt würde, dann würde bei uns in Österreich

ebenso wie in allen übrigen Staaten die Arbeits¬

losenziffer zurückgehen, weil die private Bautätigkeit

für die Arbeitslosen Beschäftigung schafft. (Stika:

Da brauchen Sie sich nur Deutschland anzuschauen !)

Auch in Deutschland ist es so. Ganz abgesehen davon,

Paß ja nicht nur jene Arbeitslosen in Betracht

koninicn, die durch die Bautätigkeit direkt zu Arbeit
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kommen. Das Baugewerbe ist die Mutter aller Ge¬

werbe. Wenn das Baugewerbe Beschäftigung hat,

hat die Industrie, hat jeder einzelne Handels- und

Gewerbetreibende Beschäftigung. Bedenken Sic doch

nur, bauen kann ich nicht ohne Zement, bauen kann

ich nicht ohne Eisen, ohne Nägel, ohne Holz. Wie

viele Fabriken finden dadurch Beschäftigung! Wenn

die Arbeiter in diesen Fabriken verdienen, wenn die

Arbeiter beim Bau verdienen, dann sind sie wieder

in der Lage, Schuhe, Kleider zu kaufen, dann sind

sie in der Lage, mehr für Eßwaren auszugeben,

und cs verdient wiederum der ganze Handel und

daS ganze Gewerbe.

Tie Schuld an der riesig hohen Ziffer der Arbeits¬

losen fällt größtenteils Ihnen zu, weil Sic eine

Änderung des Mietengesetzes bis zum heutigen Tage

verhindert haben. (Zustimmung, •— Zwischenrufe.)

Wenn Sie eine Herabsetzung der Zahl der Arbeitslosen

haben wollen, wenn Sie es ehrlich mit diesen Ärmsten

der Armen meinen, dann müssen Sie sich bequemen,

einer Reformierung des Mietengesetzes zuzustiminen.

(Beifall. — Widerspruch. — Zwischenruf Skaret.)

Sic glauben, daß Sie das Verständnis gepachtet

haben, aber vergessen Sie nicht, daß Theorie und

Praxis ein großer Unterschied ist. Sie sind immer

die Theoretiker, aber die Theorien versagen in der

Praxis total. (So ist es!) So verhält es sich auch

beim Mietengesetz. Sie sagen, man kann den Zins

nicht bezahlen: der Untermieter, der den 20.000-

und 30.000 fachen Zins bezahlen muß, der kann

ihn bezahlen (Zustimmung)■ für den haben Sie keinen

Schutz. Es ist nichts wie Demagogie, die mit dieser

Frage getrieben wird. (Zustimmung. — Ruf: Den

Zementzoll haben Sie erhöht!) Den Zementzoll haben

wir mit einer Klausel versehen, die eine Verteuerung

des Zements unmöglich macht. (Zwischenrufe.) Das

hat mit der Mietenfrage gar nichts zu tun. (Schiegl:

Die Praxis icird es erweisen!) Nehmen wir an,

die Praxis würde ergeben, daß der Zement wirklich

eine Erhöhung des Preises erfährt, so ist eine Er¬

höhung des Zementpreises, wenn dadurch der heimische

Markt geschützt wird, lange nicht ein so großer volks¬

wirtschaftlicher Schaden wie das Festhalten au dem

Mietengesetz. Das ist gar kein Vergleich. (Zelenka:

Theorie und Demagogie!) Die Demagogie überlasse

ich Ihnen, ich bin noch nicht so bewandert in

diesem Fach. (Zustimmung.)

Hohes Haus! Wir werden im Ausschuß trachten, die

einzelnenPvstendes Budgets in dem von mir geäußerten

Sinne einer Verbesserung zuzuführen. Wir >vvllen

aber auch hoffen, daß unsere ganze Steuergesetzgebung,

die mit dem Budget auf das innigste zusammenhängt,

in der Zukunft einer Änderung unterzogen wird.

Wir sind dafür, daß vor allem die Einkommen- und

Vermögenssteuer ausgestaltet wird, daß sie eventuell

unilagenpflichtig wird, damit sic in Zukunft die

Haupteinnahmepost des Staates bildet. Wir hoffen,

daß es uns gelingen wird, auch andere Kreise von

der Richtigkeit dieser unserer Anschauung zu über¬

zeugen und daß in Zukunft ein anders geformtes

Budget dem hohen Hause vorgelegt wird. (Lebhafter

Beifall.)

Janicki: Hohes Haus! Die relativ größte Aus¬

gabenpost im Bundesfinauzgesetz sind die Ausgaben

für den Personalaufwand. Man hätte daher erwarten

dürfen, daß der Herr Finanzminister sich gerade mit

dieser Post und mit der damit im Zusammenhang

stehenden Beaintensrage etwas eingehender beschäftigen

werde, als cs geschehen ist. Wir haben aber leider

vom Herrn Finanzminister sowohl am Tage der

Vorlage des Bundesfinanzgesetzes wie auch heute

wieder nur einige Worte gehört, die mehr oder

weniger eine Mahnung an die Beamtenschaft ge¬

wesen sind, sich auf Enttäuschungen bei den

kommenden Verhandlungen vorzubereiten. Und ich

war sehr erstaunt, als der Herr Kollege Odehnal

hier die Bemerkung geuiacht hat, daß sich der Herr

Finauzminister eingehend mit der Beamtenfrage be¬

schäftigt hätte. Dieses „eingehend" hat darin bestanden,

daß der Herr Finanzminister der Beamtenschaft

mitgeteilt hat, daß die Regierung nicht in der Lage

sei, den Beamten bei den konimcndcn Verhandlungen

irgendwie in die Waagschale fallende Zuwendungen

zu machen. Und heute hat der Herr Finanzminister

den Beamten empfohlen, daß sic sich ihr besonderes

Interesse an der Stabilität der Verhältnisse vor

Augen halten und danach ihre Wünsche einrichten

mögen. Die Beamten halten sich die Stabilität ihrer

Verhältnisse vor Augen. Diese Stabilität besteht

nänilich darin, daß sie seit vielen Jahren stabil gegen

eine ganz ungeheuerliche wirtschaftliche Not anzu-

kämpfen haben und von der Regierung wie auch

von den Herren der Mehrheitsparteien nichts als

schöne Worte und Vertröstungen zu hören bekommen,

wie wir es heute auch hier von einem meiner

Vorredner hören konnten. Ich werde mir dann er¬

lauben, auf diese Dinge noch zurückzukommen.

Ich glaube, hohes Haus, daß man bei uns die

Beamtenfragc mit etwas zu großer Oberflächlichkeit

behandelt. Die Beamtenfrage ist heute nicht mehr

die Frage eines einzelnen Standes, sondern sie ist

heute ein Problem, sie ist heute eine Staatsfrage. Der

Herr Minister Odehnal und der Kollege Hampel

haben sich auf Äußerungen des Reichsfinanzministers

zu der bevorstehenden Bcamtenbesoldungsreform im

Deutschen Reiche berufen. Es ist ganz richtig, daß

das, was dort über die Lage der Beamtenschaft

gesagt wurde, haargenau auch auf die Lage der

österreichischen Beamtenschaft zutrifft.

Aber der Reichsfinanzminister Dr. Koehler hat

auch noch etwas anderes gesagt, etwas, was sich nicht

allein auf die Beamtenschaft, sondern auch aus die

Stellung des Staates zur Beamtenschaft und zur
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Frage der Besoldung der Beamtenschaft bezieht. Und

das ist ein Wort, das wir sehr gern von unserem

Herrn Finanzminister gehört hätten. Auch hätten

wir gewünscht, aus dem Munde unseres Herrn

Finanzministers einige Worte zu hören, die ein Ver¬

ständnis für die Not der Beamtenschaft zum Aus¬

druck bringen. Es genügt nicht, daß sich der Herr

Finanzminister bloß darauf beschränkt, die Not des

Staatshaushaltes fcstzustellen, aber mit keinem Wort

der Not der Beamtenschaft Erwähnung tut. Herr

Dr. Koehlcr in Berlin hat zum Grundsatz der

deutschen Beamtenbesoldnng den Satz gemacht: „Eine

sofortige Reform der Besoldung der deutschen Beamten

ist eine absolute Staatsnotwendigkeit." Etwas ähnliches

haben wir von unserem Herrn Finanzminister nicht

gehört.

Der Herr Kollege Dr. Odehnal hat gemeint, daß

in der Beamtenfrage von der Regierung und auch

von den Regierungsparteien in den vergangenen

Jahren das möglichste geschehen sei. Die Beamten

draußen werden diese Behauptung des Herrn Dr. Odehnal

mit einigem Staunen vernehmen, und zwar deshalb,

weil alles das, was bisher für die Beamten geschehen

rst, vor allem darin bestanden hat, durch alle

inöglichen Beruhigungsmittel die Beamten immer

wieder davon abznhalten, ihren Wünschen und

Forderungen zuni Durchbruch zu verhelfen. An Ver¬

sicherungen des Wohlwollens haben die Beamten

soviel bekommen, daß sie daran in den nächsten

50 Jahren keinen Mängel leiden werden. Anders

verhält es sich mit der Einlösung der Versprechungen.

Wenn Herr Dr. Odehnal gesagt hat, daß die

Regierung und die Regierungsparteien in der gleichen

Weise auch in der Zukunft den Bedürfnissen der

Beamten entgegenkommen werden, so ist das eine

Botschaft, die bei der Beamtenschaft kaum besondere

Freude auslösen wird. Und da muß ich hinzu¬

fügen: Ich weiß nicht, ob die Beamten ans die

Dauer ein so geartetes Entgegenkommen werden

aushalten können.

Es wird seit Jahren mit der Beamtenfrage ein

eigenartiges Spiel getrieben. Man versteht es immer

wieder, die Beamten gegen die anderen Bevölkerungs-

kreisc, vor allem gegen die Bauernschaft, auszuspielen.

Man beklagt sich.immer wieder darüber, daß ge¬

wissermaßen periodisch, immer zu denselben Zeiten

die Öffentlichkeit durch Gehaltsforderungen der

Beamtenschaft beunruhigt wird. Das ist richtig. Aber

die Schuld daran trifft nicht die Beamten. Die

Schuld trifft eben die Art und Weise, wie seit Jahren

die Beamtenpolitik geführt wird und wie gerade die

Bcamtenfrage von der Regierung und ihren Parteien

behandelt wird. Ich erinnere hier nur ganz kurz

an die Zeit des Beginnes der Sanierung. Das war

das Jahr 1923. Da sind sehr große Reden gehalten

worden. Damals ist der Herr Bundeskanzler selbst

in die Bcamtenversammlungen gegangen — es war

am Schwarzenbergplatz, damals eine Nummer daneben

(Heiterkeit), im Militärkasino. Dort hat der Herr

Bundeskanzler Dr. Seipel in einer Bcamtenversammlung

gesprochen und hat sich bemüht, der Beaiutenschaft

den Abbau erklärlich oder, sagen wir besser, schmack¬

haft zu machen. Bei dieser Gelegenheit wurde den

Beamten in Aussicht gestellt, daß, wenn die zwei

mageren Jahre, die notwendig sind, um das Gleich¬

gewicht im Staatshaushalte wiederherzustellen, vorüber

sein werden, wenn der Bcamtenabbau seine Opfer

zur Gänze gefordert haben wird, solche Ersparungen

vorhanden sein werden, daß dann für die Übrig-

bleibenden eine Zeit kommen wird, in der gewisser¬

maßen Milch und Honig für sie fließt. (Bundeskanzler

Dr. Seipel: Das habe ich nie gesayt! Diese Aus¬

drücke gebrauche ich nicht!) Diese Ausdrücke nicht,

aber der Eindruck den die Beamtenschaft damals

von den Versprechungen bekommen hat, war, daß,

wenn die Abschlachtung dieser zum Abbau Bestimmten

vollzogen sein wird, für die anderen das Himmel-

reich kommen wird. Dieser Eindruck war in der

Beamtenschaft. (Bundeskanzler Dr. Seipel: Da

fragen Sie die Beamten! Die wissen, daß ich weder

Abschlachtung noch Milch und Honig gesagt habe!)

Ein Goldstrom wird in die Wirtschaft hinein-

gcpnmpt werden, wurde gesagt, und da waren die

Beamten der Meinung, daß von diesem Goldstrom

auch für sic etwas abfallcn wird. Davon hat aber

weder die Wirtschaft noch haben die Beamten etwas

gesehen.

Auch der jetzige Herr Fiuanzministcr ist damals in die

Versammlungen gegangen und hat ebenfalls den

Beamten immer wieder vor Augen geführt: Wartet,

geduldet euch, störet nicht das Werk der Sanierung;

schaut dazu, daß der Abbau reibungslos und möglichst

rasch vor sich gehe, dann werden wir euch helfen

können, dann werdet ihr die ersten sein, denen dank

der Gesundung der Staatsfinanzen wird geholfen

werden können. Das ist den Beamten versprochen

worden. Und am 6. Juni 1923 hat Dr. Kienböck

bei Verhandlungen, die damals zwischen den Bcamten-

vcrtrctern und der Regierung geführt wurden —

ich habe hier eine wörtliche Wiedergabe der Ver-

handlungsschrist, nicht in einem Blatte einer sozial¬

demokratischen Gewerkschaft, sondern abgcdruckt im

Blatte des „Reichsverbandes der öffentlichen An¬

gestellten", und da steht folgende Erklärung des

Finanzministers drin —, den Beamten gesagt: „Es

gibt eigentlich nur eine Art der Bedeckung, nämlich

den Fortschritt im Abbau" — es hat sich damals

um die Bedeckungsfrage für die Forderungen der

Beamten gehandelt — also „es gibt eigentlich nur

eine Art der Bedeckung, nämlich den Fortschritt im

Abbau. Die Buudesaugcstelltcn können für ihre

Zukunft und die Zukunft des Berufes im öffentlichen

Dienste nur dann hoffen, wenn energische Fort¬

schritte im Abbau gemacht werden." Das ist vom
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Herrn Finau,Minister gesagt worden. Inzwischen sind

96.000 Bundesangestelltc tatsächlich abgebant worden,

und wenn heilte die Bundesangestellten kommen und

dem Herrn Finanzminister bescheiden die Frage vor¬

legen, ob min endlich für sie jene Zeit gekommen

ist, die ihnen verheißen wurde, dann bekomnien sie

die Antwort: „Die Regierung ist nicht in der Lage,

irgendwie in die Waagschale fallende Zuwendungen

zu machen."

Der Herr Kollege Odehnal hat sich hier darüber

beschwert, daß die Opposition in ihrer Kritik znm

Budget Erinnerungen an Kleinigkeiten ans der

Vergangenheit heransgekramt hat, beispielsweise Er-

inncrnngen an die Centralbank, Erinnerungen an

die Postsparkasse. Die 53 Millionen Schilling, die

jetzt für die Abgänge bei der Postsparkasse ins

Budget eingestellt sind, bestehen zum Teil ans

einem Betrag, der ans dem Resundiernngssonds

kommt — das sind zirka 20 Millionen Schilling —,

und der Rest — das sind ungefähr 33 Millionen

Schilling — stammt aus laufenden Mitteln; das

ist ein halber Monatsgehalt für die Bnndesange-

ftellten. Das ist also eine Kleinigkeit! Gegenüber

den Gesamtverlusten bei der Postsparkasse ist cs ja

eine Kleinigkeit, weil es noch nicht der ganze Ver¬

lust ist. Aber gegenüber deili, was die BundeS-

angestellten an Forderungen vorlegen, bedeutet es die

Erfüllung eines ganz erheblichen Teiles dieser

Forderungen.

Und nun wurde vom Herrn Abg. Dr. Odehnal anch

daraus hingewiesen, daß die Regierung in fort¬

währenden Zugeständnissen an die Bundesangestellten

ihr besonderes Verständnis für die Wünsche der

Bundesangestellten an den Tag gelegt hätte. Abg.

Odehnal hat auch von Verhandlungen gesprochen,

die erst vor einigen Tagen geführt wurden und die

sich aus zwei Fragen bezogen haben, die nur der

in Besoldungsfragen der Bundesangestellten Gut¬

bewanderte — es ist eine besondere Art von Schrist-

gelehrten, die da herangewachsen sind — überhaupt

versteht, nämlich die Frage der Shstemisierungen

und die Frage der Pragmatisierungen, zwei Dinge, die

weit auseinanderliegen. Ich habe früher den

Zwischenruf gemacht, daß diese Verhandlungen als

Ergebnis so viel wie Null gezeitigt haben, und

diese Behauptung Halte ich ausrecht. Bei den Ver¬

handlungen über die Shstemisierungen ist in keiner

Weise den Wünschen der Beamtenschaft anch nur so

weit entgegengekommen worden, daß man sagen

könnte, daß wenigstens das Prinzip der Forderungen

anerkannt worden wäre. Nicht einmal so weit hat

dieses Entgegenkommen gereicht. Schauen Sie sich

die Gcwerkschastsblätter der bürgerlichen Beamten-

vrganisationen an. Dort werden sie das bestätigt

finden, was ich hier gesagt habe.

Der Herr Dr. Odehnal hat gemeint, daß die

Systemifierung ein empfindliches Instrument ist, in

das man nicht mit rauher Hand hineingreifen kann.

Nun bitte, was ist dieses Instrument der Systemi-

sierung? Die System isicrnng ist eine Einführung des

Gehaltsgesetzes der Bundesangestellten, jenes be¬

rühmten Gehaltsgesetzes vom Jahre 1924, das als

besonderen Ausdruck des Entgegenkommens der

Regierung den Bundesangestellten statt der 35 jährigen

die 40jährige Dienstzeit und statt der 90prozen

tigen die ?o'3prozentige Pensivnsbemessnngsgrund-

lagc gebracht hat — ein besonders drastischer Be¬

weis des Entgegenkommens. In de» Bestimmungen

des Gehaltsgesetzes über die Systemifierung liegt die

Beförderungsmöglichkeit für die Beamtenschaft, und

wenn man diese Bestinimungen engherzig behandelt,

dann heißt das nichts anderes, als der Beamtenschaft

die Beförderungsmöglichkeit abschneiden. Dieser Zu¬

stand besteht jetzt. Durch die Art, wie systemisiert

wird, ist der Masse der Beamten jede Befördernngs-

inöglichkeit auf lange Zeit hinaus abgeschnitten.

(Zwischenrufe). Lassen Sic sich das vom Reichs¬

verband der öffentlichen Angestellten Nachweisen, mit

dem Sie ja in guter Verbindung stehen! Tie Be-

stimmnngcn über die Beförderung der Beamten sind

etwas, was einen Vorteil des Gehaltsgesetzes bilden

soll. Dieser Vorteil ist praktisch vollständig nullifiziert

worden durch die Art und Weise, wie bei den Sy

stemisierungen vorgegangen wird. Und da wird davon

gesprochen, daß Verhandlungen stattgcfnnden hätten.

Diese Verhandlungen verdienen ja nicht den Namen

von Verhandlungen. Ter Herr Kollege Odehnal hat

ja das, was diese Verhandlungen dargestellt haben,

in einer ganz eigenartigen Redewendung richtig ge¬

kennzeichnet. Der' Herr Kollege Odehnal hat — ich

habe es mir nicht wörtlich gemerkt, aber dem Sinne

nach — gemeint, daß ja die Forderungen bei den

Systemisierungsverhandlungen volle Berücksichtigung

gesunden hätten und daß man die vorgebrachten

Anregungen in den nächsten Jahren znm Ausgangs¬

punkt neuer Gesichtspunkte machen wird. (Heiterkeit.)

Ich muß schon sagen, das ist eine etwas komplizierte

Erklärung für den Erfolg der abgelaufenen Sy-

stemisierungsverhandlnngen. Darüber werden die Be¬

amten jedenfalls nicht besonders befriedigt sein.

(Dr. Odehnal: So iiahe ich es ja nicht gesagt!)

Aber dein Inhalt nach! Ich habe mir das in der

Geschwindigkeit nicht so gemerkt. (Zwischenrufe

Dr. Odehnal.) Herr Kollege Odehnal, Sic haben

gesagt, daß die Regierung entgegengekommen ist, aber

daß-die Ergebnisse sich erst in den nächsten Jahren

zeigen werden. (Dr. Odehnal: Ich habe gesagt, daß

sich die Anregungen erst beim nächstjährigen

Budgetplan amwirken können!) Ganz richtig, das

haben Sie gesagt, das habe ich ja auch ausgeführt.

(Ruf: Das ist etwas ganz anderes!) Das ist genau

dasselbe. Schauen Sic, es nützt ja nichts, wie immer

die Herren von den Regierungsparteien ihre Worte

drehen und wenden. Sie können das drehen und

54 
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wenden wie Sie wollen, die Beamtenschaft draußen

weiß ganz gut, was sie von diesen Worten zu

halten hat. Wenn der Herr Kollege Hampel auch

davon gesprochen hat, daß die Großdeutsche Partei

die schweren Sorgen des Herrn Finanzministers voll

und ganz anerkennt und daß sic trotz Anerkennung

der Pflicht des Ministers, Rechenschaft über ge¬

liehene Gelder zu geben, dem Herrn Finanzministcr

nahelegen müssen, daß er den Wünschen der Beamten

cntgegenkommen möge, und wenn der Herr Kollege

Hampel weiters die Hoffnung ausgesprochen hat, daß

diese Wünsche in einem weiteren Maße Berück¬

sichtigung finden, als nach den bisher vorliegenden

Äußerungen des Herrn Finanzministers angenommen

werden kann, io hängt cs ja nur von den Partei¬

genossen des Herrn Kollegen Hampel ab, daß dieser

Wunsch in Erfüllung geht. (Zustimmung.) Die

Herren müssen bloß bei der Vorlage des Ergeb¬

nisses der bevorstehenden Verhandlungen zwischen

Beamtenschaft und Regierung für jene Anträge

stimmen, die den Wünschen der Beamtenschaft Rech¬

nung tragen.. Aber wenn Sie sagen, daß Sie die

Forderungen mit aller Genauigkeit prüfen und daß

Sie alles dazu tun werden, damit die Beamten ihr

Recht finden, und Sic sagen das hier von dieser

Stelle ans, wenn es aber dann zur Abstimmung

kommt, stimmen Sie dagegen, dann haben die

Beamten von diesen schönen Worten nichts. (Zu¬

stimmung.)

Die Beamten erwarten vielmehr, daß nicht wieder

dasselbe Manöver aufgeftihrt wird, das im Jahre 1924

Ich ivilt jetzt nicht von den Fragen sprechen, die

sich auf die Bezüge selbst beziehen, auf die ich noch

zurückkomme. Aber wenn im Wege der Systemisierung,

wenn im Wege der Umwandlung von Dicnstpostcn

einer höheren Dienstklassc in solche einer niedrigeren

Dienstklasse alle Entwicklnngsmöglichkeiten für die

Beamtenschaft abgcsperrt, breite Massen einfach in

den sogenannten Topf gedrängt werden und dort

Jahrzehnte zu verbringen haben, dann ist es doch

selbstverständlich, daß in der Beamtenschaft Un¬

zufriedenheit herrscht. Ich will nicht sagen, daß das

Zufallserscheinungen sind: es ist das methodisch. Wir

haben da Erfahrungen gemacht, die ganz eigenartig

sind. Es ist in der letzten Zeit vorgekommen, hohes

Haus, daß nach einer Anssprache zwischen Beamten-

vertretern und Mitgliedern der Regierung von seiten

eines Regierungsvertreters nach Schluß dieser Ans¬

sprache die Bemerkung gefallen ist — im nicht¬

offiziellen Teil —: Und es bleibt doch beim Alten!

Das zeigt, welche Kräfte hier wirksam sind.

(Zelenka: War das nicht der Nitschmann?) Ich

weiß es nicht.

Ein besonderes Kapitel des Entgegenkommens und

der Fürsorge, von der Herr Dr. Odehnal hier

gesprochen hat, sind beispielsweise die kriegsbeschä-

digtcn Bnndcsangestellten. Diese wurden zu einem

besonderen Experimentierobjekt gemacht. Man hat

ihnen zuerst auf Grund des Gesetzes vom Jahre 1921

gewisse Zulagen je nach dem Grade ihrer Arbeits¬

unfähigkeit und ihrer Kriegsbeschädigung zugestanden,

aber das Gehaltsgesetz von 1924 hat die effektive

anfgeführt wurde, damals sind Sic ausgezogen, die Anrechnung der Kriegsjahre zum Teil aufgehoben

Automatik für die Altpensionisten zu retten, und

dann ist jener schöne Kuhhandel über die Automatik

der Pensionisten herausgekommen, der dazu geführt

hat, daß heute die Frage der Angleichung der Alt¬

pensionisten an die Ncupensionisten zu einer Frage

des Lebens oder Sterbens für Tausende von alten

Menschen geworden ist, die ehrlich und fleißig ein

Menschenaltcr hindurch gearbeitet und dem Staate

gedient haben. (Lebhafte Zustimmung.) Mit den

Komplimenten, die Sie hier machen, werden Sie

der Beamtenschaft keinen Dienst erweisen und werden

Sie auch ihre Not nicht lindern.

Gestatten Sie nun, daß ich noch aus eines zn-

rückkonmie.

Das Gehaltsgesetz des Jahres 1924 ist seinerzeit

den Bnndesangcstellten aufgezwungen worden. Ich

erinnere daran, daß damals, am 18. Juli 1924,

und in eine Zulage verwandelt; bis zu fünf Jahren

wurde angerechnet, darüber hinaus wurde eine Zulage

gegeben. Das Verwaltungsersparungsgesetz von 1926

hat nun einseitig diesen Teil des Gehaltsgesetzes

zum Schaden der kriegsbeschädigten Bnndesangcstcll-

ten dadurch abgeändcrt, daß sich diese einer neuer¬

lichen Überprüfung unterziehen mußten und nur jene

die Zulage behalten durften, die mehr als 35 Prozent

erwerbsunfähig sind. (Dr. Odehnal: So wie bei

den übrigen Kriegsbeschädigten!) Sehr richtig. Und

nun kommt das, was, wie ich hoffe, auch Sie,

Herr Doktor, nicht werden verteidigen können. Die

Leute sind also untersucht worden. Das erste aber,

was das Finanzministerium getan hat, war, daß

allen Kriegsbeschädigten noch vor der Untersuchung

der Bezug der Zulage eingestellt wurde, so daß ihr

Einkommen sofort um 30 bis 50 8 monatlich

mein Parteigenosse Dr. Otto Bauer hier den Protest! gemindert wurde. Die Zulagen wurden erst wieder

der Gesamtvertretung der Beamtenschaft ohne Rück- j jlüssiggcmacht, bis das Ergebnis der neuerlichen
sicht auf die politische Zugehörigkeit dem Hanse zur i Überprüfung feststand. Die Ärzte haben also über-

Kenntnis brachte. Dieses Gesetz wird nun seit dem prüft und festgestellt, ob jemand über . oder unter

Jahre 1924 bei der -Durchführung und Anwendung

in einer Weise gehandhabt, daß sein Effekt aus die

allernnterstc Grenze der Möglichkeiten herabgedrückt

wurde.

35 Prozent kriegsbeschädigt ist. Man sollte nun

glauben, daß damit die Sache nach dem Gesetze

erledigt gewesen wäre. Wir haben aber auch ein

Finanzministerium, das offenbar aus Mangel an
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anderer Beschäftigung sich auch mit ärztlichen Dingen

zu beschäftigen scheint und sich als kompetent in

ärztlichen Fragen betrachtet. Die ärztlichen Befunde

sind ins Finanzministerium gewandert, und die

Finanzvertreter haben, ohne die Leute zu sehen,

ohne überhaupt eine Ahnung zu haben, um wen es

sich handelt, in den allermeisten Fällen, soweit sie

nur konnten, diesen Prozentsatz eigenmächtig unter

35 Prozent herabgesetzt (Hört! Hört!), um auf

diese Weise den Leuten die Zulage wegnehmen zu

können. Dieser Vorgang war direft ungesetzlich. Aber

alle Proteste haben den Kriegsbeschädigten nichts

genützt, maßgebend war nicht, was der Arzt, sondern

was der Finanzvertrcter gefunden hat. Das ist die

Mrsorge für die kriegsbeschädigten Bundesangestellten

gewesen, die Herr Dr. Odehnal als Beispiel anzu¬

führen vergessen hat.

Nun komme ich auf die Frage der Gehaltsbezügc.

Herr Dr. Odehnal hat erwähnt, daß die Regierung

erst im vorigen Jahre eine 12'Aprozentige Bezugs¬

erhöhung den Bundesangestellten gegeben hat.

Erlauben Sie, daß ich einmal klarlcge, was diese

Erhöhung bedeutet hat. In Wirklichkeit waren es

nicht 121/;. Prozent, sondern die Erhöhung machte

für das Jahr 1927 etwas über 3 Prozent, an¬

nähernd 3V4 Prozent, nicht ganz 4 Prozent aus.

Warum? Weil die Bundesangestellten schon im

Jahre 1926 einen ganzen Monatsgehalt als Plus

zu ihrem Einkommen gehabt haben und man ihnen

die Bezüge aus dem Jahre 1926 — das ist doch

der Ausgangspunkt für die Erhöhung gewesen.—

nicht nehmen kann. Man konnte damals den Leuten

nicht sagen: Eure Erhöhung beträgt 3 V- Prozent

plus einem Teil von dem, was ihr im vorigen

Jahr ohnehin schon bekommen habt! Das ist keine

Erhöhung. Und was nun diese 3 ‘/a oder

33A Prozent anbelangt, so findet man dafür die

Erklärung gerade in einer Bemerkung des Herrn

Finanzministers zum Finanzgesetz vom Jahre 1928.

Der Herr Finanzminister hat mitgeteilt, daß das

Finanzministerium sich entschlossen habe, die Jnter-

kalare aufzulassen. Das ist auch so ein kabbalistischer

Ausdruck, der nur in der Besoldungspolitik der

Bundesangestellten vorkommt. Diese Jnterkalarc be¬

deuten nänilich eine neue Möglichkeit für das

Finanzministerium, wenn es schon nicht anders kann,

wenn es schon nicht alle Posten für die Beförderung

sperren kann, die Beförderung trotzdem noch um

mindestens drei Monate, in der Praxis aber um

sechs bis neun. Monate hinauszuschieben. Wenn schon

ein Posten frei war, den man nicht einziehen konnte,

so hat man ihn eben drei, sechs oder neun Monate

unbesetzt gelassen, um an dieser Differenz zu ersparen,

geradeso wie man an den Zulagen der kriegsbeschä¬

digten Bundesangestellten erspart hat. Und das

Resultat davon hat uns der Herr Finanzminister

vor einigen Tagen mitgeteilt: 3 Prozent des gesamten

Personalaufwandcs hat das Finanznlinisterinm durch

die Jnterkalarc im Jahre 1927 erspart, also glatt

dasjenige, was die Bundesangestellten als Erhöhung

der Gehälter im Jahre 1927 bekommen haben!

Damals wurden Bundeskanzler Dr. Ramek und nach

seinem Ausscheiden der Herr Finanzminister Dr. Kien¬

böck am Schlüsse der Verhandlungen von den Beamtcn-

vertretern in einer Vorahnung der konimendcn Dinge

- man hat ja schon Erfahrungen seit vielen Jahren —

gefragt, ob nicht etwa dieser halbe Monatsgehalt

ans Kosten der Jnterkalarc geht. Die Beamtenver¬

treter erhielten daraufhin eine Antwort, die nicht

Ja und nicht Nein war. Die richtige Antwort haben

wir jetzt vom Herrn Finanzminister bekommen. Jetzt

wissen die Beamten, das; sie sich den halben Monats¬

gehalt vom Jahre 1927 selbst aus der eigenen

Tasche bezahlt haben, aus den Ersparnissen, die

durch das Hinausziehcn der Besetzung von frei-

gcwordenen Posten entstanden sind.

Der Herr Kollege Odehnal hat auch die Frage

des Verhältnisses der mittleren zu den höheren

Beamten allerdings in einer sehr bescheidenen Form an-

gczogcn. Da will ich zunächst einmal erklären, daß

wir durchaus nicht ans dem Standpunkt stehen, daß

der höhere Beamte nicht seiner höheren Verant¬

wortung und seiner Stellung angemessen und ent¬

sprechend entlohnt werden soll. Diesen Standpunkt

vertreten wir immer, und Sie ersehen es auch daraus,

daß dort, wo meine Partei in der Verwaltung <;u

entscheiden hat, diesem Gesichtspunkte vollkommen

Rechnung getragen wird, wie es das Beispiel der

Gemeinde Wien zeigt. Aber, hohes Haus, so ist die

Sache doch nicht, wie der Kollege Odehnal gemeint

hat. Ich muß hier schon zugunsten der nnttlerc»

Beamten ein Wort sprechen. Eine Spannnng soll

und muß sein, aber daß die Spannung zwischen den

mittleren und den höheren Beamten so groß ist,

daß der tüchtigste mittlere Beamte mit Matura seine

volle Dienstzeit von fast 40 Jahren braucht, uni

dasselbe zu erreichen, was nach den jetzt geltenden

Richtlinien der höhere Beamte mit einer Dienstzeit

von 22 bis 26 Dicnstjahren erreicht, wo er zumeist

noch cingeteilter Beamter ist, das ist eine zu große

Spannung. Und wenn von der Valorisierung ge¬

sprochen wird und gesagt wird, daß hier die Valori¬

sierung das Entscheidende ist, und als Entschuldigung

der Valorisierungsfaktor angeführt wird, so bin ich

in der Lage, Ihnen auch diesbezüglich zu dienen.

Gegenüber der Behauptung, daß bei den höheren

Beamten — es handelt sich hier hauptsächlich um

die dritte Dienstklasse und von da aufwärts um die

zweite und erste Dienstklasse — der Balorisicrungs-

kocffizient ein viel niedrigerer ist und daß man eben

deswegen in den Richtlinien bei der Systemisierung

und Beförderung entgegenkommender sein muß, will

ich daraus auftnerksam machen, daß über diese Frage

nicht mit uns, sondern zwischen den, bürgerlichen
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Reichsverband der öffentlichen Angestellten und den

Herren des Finanzministeriums in der letzten Zeit

sehr eingehende Aussprachen geführt wurden auf

('Grundlage von sehr genau errechneten Tabellen, die ich

zufälligerweise hier habe. Daraus geht hervor, daß

unter Zugrundelegung der jetzigen Richtlinien für

die Beförderung bei den höheren Beamten sich

folgendes Valorisierungsbild ergibt. Bei der dritten

Tienstklasfc der höheren Beamten eine Balorisicrnngs-

grundlage bei 22 Dienstjahren von 87'3 Prozent,

während der mittlere Beamte der vierten Dienstklasse,

die er erst nach 28 Jahren erreicht, nur eine Valori¬

sierung von 62°78 zu verzeichnen hat. Somit ist die

Behauptung, daß hier ein besonderes Entgegcn-

konimen bei den obersten Dienstklassen mit Rücksicht

aus die schlechteren Balorisicrungsverhältuisse be¬

rechtigt ist, nicht richtig, weil das durch die Berech¬

nungen der Beamtenschaft selbst klargestellt ist.

(Dr. Odehnal: Das habe ich doch gar nicht

jesagt! Ich habe gesagt, daß die Lebensverdienst¬

summe höher ist als bei den mittleren Beamten!)

Sie ist immer höher gewesen; die Lebensvcrdienst-

summe der höheren Beaniten ist auch im Frieden

höher gewesen, nur ist die Lebensverdienstsumme der

mittleren Beamten gegenüber dem Friedcnsstand

tiefer gesunken als bei den höheren Beamten. Das

ist die Wahrheit.

Und nun möchte ich noch einer Sache hier Er-

wähnung tun, die von außerordentlicher Bedeutung

für die Beanitenschaft ist, wo die Regierung auch

aus volkswirtschaftlichen Gründen ganz anders ein-

grcisen müßte, als es bisher geschehen ist. Wenn

man selbst der mildeste Beurteiler der Beamtenpolitik

ist, wie sie seit Jahren von der Regierung betrieben

und von den Regierungsparteien unterstützt wird, so

muß man doch zugebe», daß diese Beamtenpolitik

ein niederschmetterndes Ergebnis gezeitigt hat in der

ungeheuren Verschuldung der ganzen Beamtenschaft.

Tie Beamtenschaft ist heute in einer Weise verschuldet,

wie cs vor dem Kriege überhaupt nie der Fall war.

Man hat in der Zeit vor dem Weltkrieg auch viel

über die Verschuldung der Beamten gesprochen —

das ist aber gar nichts gegen den Zustand, in dem

sich heute die Beamtenschaft befindet. Ter Herr

Finanzminister hat erwähnt, daß 6 bis 7 Millionen

Schilling für Gehaltsvorschüsse vorgesehen sind, also

ungefähr 1 Prozent der gesamten Ausgaben für

Personalzweckc. 6 bis 7 Millionen Schilling für

Gehaltsvorschüsse — das ist ein Tropfen auf einen

heißen Stein. Die Folge davon ist, daß der größte

Teil der Beaniten gezwungen ist, sich an verschiedene

Kreditinstitute, ja an Winkelinstitute und sogar an

Privatwucherer zu wenden, und so immer tiefer in

Schulden hineingerät. Ich möchte de» Herrn Finanz-

minister und auch den Herrn Bundeskanzler auf-

fordern, sich einmal die Berbotslisten der Beamten bei

der Wiener Finanzlaudesdirektion voriegen zu lassen.

Tann werden Sic das richtige Bild über die

wirtschaftliche Lage der Beamten bekommen.

Der Herr Bundeskanzler Dr. Ramek hat im Jahre

1927 in jener denkwürdigen 16stündigen Nachtvcr-

handlung ein Zugeständnis aus dem Gebiete der

Beamteuentschuldung gemacht und hat damals den

Bundcsangestelltcn zugesagt, daß das Erträgnis der

Staatslotterieu im Ausmaß von 500.000 8 jähr¬

lich für Zwecke der Beanitenentschuldung verwendet

werden soll. Es wurde damals gesagt, es werde ein

Kuratorium. gegründet werden. Sogar die Vor¬

arbeiten für die Statuten dieses Kuratoriums wurden

gemacht. Hohes Hans! Aus den Statuten ist nichts

geworden, aus der Entschuldung ist nichts geworden,

und aus den 500.000 8 ist nichts geworden. Die

Lösung des Rätsels hat daun darin bestanden, daß

Dr. Ramek den Buudesangestellten für Entschuldungs¬

zwecke Gelder zur Verfügung gestellt hat, über die

das Finanzministerium bereits anderweitig verfügt

hatte. (Heiterkeit.) Und da sich eine andere Geld¬

quelle nicht gefunden hat, weil ja der Staatshaus¬

halt sehr notleidend ist — ich verweise nur auf die

53 Millionen, die jetzt zur Postsparkassencntschulduug

verwendet werden —, so war es nicht möglich, das

Geld für eine Beamtenentschnldungsaktion auszu-

treiben.

Hohes Haus! Ich mache die Regierung und das

Haus auf die außerordentliche Wichtigkeit dieser

Frage aufmerksam. Es geht so nicht weiter, daß die

Regierung ruhig zusieht, wie die Beamtenschaft sich

infolge ihrer niedrigen Bezahlung, infolge ihrer

außerordentlich schwierigen Wirtschastsverhältnissc

immer mehr verschuldet. Heute gibt es ja schon

förmliche Industrien, die. auf der Verschuldung der

Beamtenschaft und darauf aufgebaut sind, daß die

Beamten überhaupt nichts inchr bar, sondern alles

nur auf Raten kaufen können. Am Ersten schlagen

ihnen dann diese Ratenzahlungen über beii Kopf

zusammen. Das heißt, der Verschuldung und Ver¬

elendung Vorschub leisten. Und wenn dann solche

Beamte einmal moralisch straucheln, dann tritt man

in dem Bewußtsein seiner Gerechtigkeit vor sie hin

und urteilt sie ab, während die wirklich Schuldigen

die sind, die den moralischen Anstoß zu dem Straucheln

gegeben haben. (Sehr richtig!)

Hohes Haus! Damit bei diesem Trauerspiel auch

die Komik nicht fehle, hat sich zu dieser Frage unser

Bundesministerium für Heereswesen zum Worte ge¬

meldet, und zwar in einer Form, die wirklich über¬

raschend ist. Nicht etwa, daß es sich darum künnnert,

daß für die Beamten des Heeresressorts eine wirk¬

same Entschuldung eingeleitet werde, auch nicht,

daß es sich beim Finanzminister dafür verwendet,

daß die Mittel für unverzinsliche Gehaltsvorschüsse

erhöht werden. Nein, dort wurde ein anderes Mittel

gesunden, um der Verschuldung der Beamten ent-
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gegenzutreten. Beim Bundesniinisterium für Hecres-

wesen erhalten jene Beamte, die noch keine Gchalts-

vormcrkung haben, ein offizielles Belobungsdekret.

(Lebhafte Heiterkeit.) Das heißt doch, mit der Not

der Beamten direkt Schindluder treiben. (Lebhafter

Beifall.)

Hohes Haus! Wir haben hier heute von zwei Ver¬

tretern der Regierungsparteien gehört, daß sic ein

warmes Herz für die Beamten haben, daß sie ent¬

schlossen und gewillt sind, sich bei der Budgetver-

handlung für die Wünsche der Beamtenschaft ciu-

zusetzcn und dazu beizutragen, daß die Wünsche der

Beamtenschaft ihre Erfüllung finden. Morgen be¬

ginnen die Verhandlungen der Bundesangestellten niit

der Regierung. Am morgigen Tage werden wir

sehe», wie das Entgegenkommen der Regierung gegen¬

über den Beamten aussieht, und dann werden die

Herren, die hier die Beamten ihres Wohlwollens ver¬

sicherten, Gelegenheit haben, dieses Wohlwollen durch

die Abstimmung hier im Hanse praktisch zu beweisen.

(Lebhafter Beifall.) Wir werden sic bei der Ab¬

stimmung an diese ihre Erklärungen, sehr nachdrücklich

erinnern. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen. —

Während vorstehender Rede hat Präsident Miklas

den Vorsitz übernommen.)

Damit ist die 1. Lesung beendet. Die Regierungs¬

vorlagen B. 70 und B. 76 werden dem Finanz-

uud Budgetausschuß zugewiesen.

Der nächste Punkt der T. O. ist der mündliche

Bericht des Ausschusses für Handel über die Re¬

gierungsvorlage (B. 75), betr. das Handels- und

Schiffahrtsabkommen zwischen Österreich und Finn¬

land.

Unter Eineni wird der Bericht des Ausschusses

für Handel über die Regierungsvorlage (B. 46),

betr. den Notenwechsel mit dem Königreiche der Serben,

Kroaten und Slowenen vom 8. Juni 1927, betr.

die Zölle für Nutz- und Zuchtvieh, für Jungvieh

sowie für Mehl, und den Notenwechsel mit der

Schweiz vom 19. April 1927, betr. den Zoll für

Zucht- und Nutzvieh, in Verhandlung gezogen.

Berichterstatter Volker: Hohes Haus! Ich be¬

richte über B. 75, das ist über das Handels¬

und Schiffahrtsabkommen zwischen Österreich und

Finnland.

Mit Finnland, das im Jahre 1917 volle staat¬

liche Selbständigkeit erlangt hat, hatte Österreich

bisher keine handelspolitische Bindungen. Öster¬

reichische Waren wurden daher in Finnland nach

den autonomen Zollsätzen verzollt. Die sich hieraus

ergebende Differenzierung verschiedener österreichischer

Waren aus dem finnländischen Markte wurde von

unserer Exportindustrie überaus unangenehm emp¬

funden, weshalb die österreichische Regierung schon

seit langem bemüht war, mit. Finnland einen

Handelsvertrag aus der Basis der Meistbegünstigung

abzuschließen. Diesen Bemühungen wurde nunmehr

der gewünschte Erfolg zuteil.

Der Vertrag ist auf der Grundlage der vollen

Meistbegünstigung aufgebaut und enthält für zwei

wichtige österreichische Exportartikel (Lcdcrgalanterie-

waren und Bijouteriewaren) ansehnliche Zollermäßi-

gungen, während er für eine finnländische Spcrr-

holzspezialität, für Kassein, Ski, Zwirnspnlen, Dis¬

kus und Speerc teils Bindungen, teils Ermäßi¬

gungen der gegenwärtigen österreichischen autonomen,

beziehungsweise Vertragszölle gewährt.

Der Vertrag enthält ferner allgemeine Bestim-

mungen, wie sie in den übrigen Handelsverträgen

zu finden sind. Der Vertrag soll so lange in Kraft

bleiben, bis nicht einer der beiden vertragschließenden

Staaten ihn mit einer Frist von drei Monaten

aufkündigt.

Das Übereinkommen entspricht unseren Interessen.

Es ist zu erwarten, daß cs wesentlich zur Erweite¬

rung unseres bereits regen Handelsverkehrs mit

Finnland beitragen wird, daß es durch Beseitigung

der erwähnten Differenzierung unserer Exportindustrie

auf dem finnländischen Markte freie Konkurrenz zu¬

sichert.

Der Ausschuß für Handel stellt sohin den Antrag

(liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

Dem Handels- und Schiffahrtsabkommen zwischen

Österreich und Finnland nebst Unterzeichnungsproto¬

koll wird die verfassungsmäßige Genehmigung erteilt."

Ich berichte weiter über B. 46 das ist über den

Notenwechsel mit dem Königreiche der Serben,

Kroaten und Slowenen vom 8. Juni 1927, betr.

die Zölle für Nutz- und Zuchtvieh, für Jungvieh

sowie für Mehl, und über den Notenwechsel mit

der Schweiz vom 19. April 1927, betr. den

Zoll für Zucht- und Nutzvieh.

In der Dritten Zolltarifnovclle ist für Nutz- und

Zuchtvieh ein autonomer Zoll von 75 und für

Jungvieh von 45 Goldkronen festgesetzt. Dem In¬

krafttreten dieser Zölle steht, was Nutz- und Zucht¬

vieh anbelangt, die Bindung des alten autonomen

Zollsatzes in den Handelsverträgen mit Jugoslawien

und der Schweiz entgegen. Um diese Bindungen zu

beseitigen, wurden zunächst Verhandlungen mit der

schweizerischen und der jugoslawischen Regierung ge¬

führt, deren Ergebnis der vorliegende Notenwechsel

vom 19. April, beziehungsweise 8. Juni ist.

Der Ausschuß, für Handel stellt sonach den An¬

trag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

Dem Notenwechsel mit dem Königreiche der

Serben, Kroaten und Slowenen vom 8. Juni
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1927, betr. die Zölle für Nutz- und Zuchtvieh,
für Jungvieh sowie für Mehl, und dein Noten-

wechsel mit der Schweiz vom 19. April 1927,

betr. den Zoll für Zucht- und Nutzvieh, wird die

verfassungsmäßige Genehmigung erteilt."

Die beiden Anträge des Ausschusses werden in

getrennten Abstimumngen angenommen.

Die T. O. ist erledigt.

An Stelle Steiner als Mitglied und Haueis

und Wiesmaier als Ersatzmänner des Finanz-

und Budgetausschusses werden Dr. Kneußl, be¬

ziehungsweise Dr. Schuschnigg und Dr. Hofer,

an Stelle (Clessin als Mitglied und Hampel als

Ersatzmann des Rechnungshofausschusses werden

Hampel, beziehungsweise Clessin gewählt.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen
Wege cinbcrufen werden.

Schluß der Sitzung: 4 Uhr 30 Min. nachm.

Truck der Österreichischen Staatsdruckerei in Wien. 401 21
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